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ECVET		 Europäisches Leistungspunktesystem für die Berufsbildung
		  (European Credit Transfer System for Vocational Education)
ENQA-VET	 European Network on Quality Assurance in Vocational  Education and Training
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EQR		  Europäischer Qualifikationsrahmen
ETUCE		 European Trade Union Commitee for Education and Science
FCG		  Fraktion Christlicher Gewerkschafter
ISCED		  International Standard Classification of Education. Wurde von der UNESCO zur
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LLL		  Lifelong Learning (Lebensbegleitendes Lernen)
MA		  Master of Arts
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ÖAAB		  Österreichischer Arbeiter- und Angestelltenbund
PH		  Pädagogische Hochschule
PS		  Polytechnische Schule
QIBB		  Qualitätsinitiative in der Berufsbildung
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Dieses gemeinsame „WeiI.	 ßbuch“ 
ist uns Auftrag und Wegweisung 
„Positionen 2020“

Ihre Meinungen und Anregungen 
erbitte ich unter:

juergen.rainer@goed.at

Sehr geehrte Damen und Herren!
Sehr geschätzte Kolleginnen und Kollegen!

Wir die fcg – BMHS, sind stolz und dankbar, Ihnen DAS 
WEISSBUCH DER BMHS – positionen 2020  präsen-
tieren zu dürfen. Stolz darauf, dass es wohl erstmals ge-
lang, ein von einem ganzen Berufsstand getragenes Bil-
dungs-programm zum Wohl unserer Schülerinnen und 
Schüler zu erstellen. Ja, Sie lesen richtig, zum Wohle 
unserer Schülerinnen und Schüler, denn unsere Jugend 
verdient sich eine bestmögliche und hochwertigste 
Ausbildung. Sollten Sie jetzt protestierten und meinen,  
eine Lehrerstandesvertretung sorge sich zuerst um ihr 
eigenes Klientel und weniger um die Schülerinnen und 
Schüler, bitte ich zu bedenken, dass jeder vernünftiger 
Gärtner seinen Boden zuerst düngt, eher er mit der Aus-
saat beginnt. 

Für eine bestmögliche Berufsbildung bedarf es motivier-
ter Lehrerinnen und Lehrer. Motivation ist auch die beste 
Qualitätssicherung. Mitarbeitermotivation findet jedoch 
im Schuldienst derzeit nicht statt, dies bekräftigt vielfach 
die Kollegenschaft in ihren Rückmeldungen auf die Fra-
gen aus dem „Grünbuch der BMHS“. Mehr noch, in den 
Augen der österreichischen Pädagoginnen und Päda-
gogen hat das Wirken der Ministerin bedauerlicherweise 
zu einem massiven Imageverlust der Lehrerschaft in der 
Öffentlichkeit geführt. Sie fühlt sich durch die politisch 
Verantwortlichen völlig demotiviert und hofft endlich auf 
eine positive, motivierende Amtsführung durch die Res-
sortleiterin.

HR Prof. MMag. Jürgen Rainer
Vorsitzender BMHS Gewerkschaft                                                 

Nach alter politischer Tradition müsste dieses Werk ei-
gentlich ein Rotbuch sein. Denn ursprünglich war ein 
Farbbuch ein im Zuge bestimmter außenpolitischer Ent-
wicklungen erstelltes regierungsamtliches Dossier in 
Buchform, dessen Umschlagfarbe dem jeweiligen Land 
angepasst wurde. Österreichs Akten erhielten einen ro-
ten Einband, deutsche Druckwerke, die man veröffent-
lichte, um Orientierung über politische Fragen zu geben, 
wurden weiß gebunden.

Heute wird der Begriff „Weißbuch“ - dem meist das so-
genannte „Grünbuch“ als Diskussionsgrundlage voraus-
geht - dann verwendet, wenn hochspezifische Themen 
behandelt werden: als politische Absichtserklärung, 
(Fall-)Studie, Anwender-beschreibung, Analyse oder 
Marktforschung. Die Leser eines Weißbuches erwarten 
sich zu einem komplexen Thema Vorschläge für eine 
konkrete Problemlösung. Diese Erwartung wollen wir 
mit dem WEISSBUCH DER BMHS – positionen 2020  
zum Wohle von Österreichs Berufsbildung erfüllen. 
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Die Meinung der Kollegenschaft II.	
- Auswertung der Fragen zu 
den Gelingensbedingungen des 
Grünbuches – „Positionen 2020“

Sehr geehrte Frau Kollegin!
Sehr geehrter Herr Kollege!

Wir bedanken uns auf das Herzlichste für die zahlreichen 
Rückmeldungen, die wir zum Grünbuch erhalten haben. 
Vor allem die Rücklaufquote der Fragebögen, die von 
Ihnen ausgefüllt wurden, übertraf bei weitem unsere Er-
wartungen. Ihre Antworten sind der Garant dafür, dass 
wir auch in Zukunft den erfolgreichen Weg der berufsbil-
denden mittleren und höheren Schulen gemeinsam wei-
tergehen und die bildungspolitischen Veränderungen, 
die in unserem Bereich absolut notwendig sind, statis-
tisch untermauern können. Besonders erfreulich waren 
vor allem die zahlreichen zusätzlichen Anmerkungen, 
Anregungen, Wünsche und Kritikpunkte, die von Ihnen 
zusätzlich formuliert wurden. Diese wurden in diesem 
Weißbuch unter einem eigenen Punkt repräsentativ zu-
sammengefasst und geben einen guten Überblick über 
das Stimmungsbild in den Konferenz-zimmern wieder. 

Bemerkenswert sind auch die vielen Rückmeldungen 
von Repräsentanten der Sozialpartnerschaft, der Politik, 
der Kirchen, der Wirtschaft und weiterer so genannter 
„stakeholder“, die an Österreichs Berufsbildungspolitik 
großes Interesse zeigen. Befreundete Lehrergewerk-
schaften des gesamten deutschsprachigen Raumes 
haben unsere Initiative begrüßt und unser Grünbuch 

Prof. Mag. Roland Gangl
Vorsitzender-Stellvertreter

BMHS Gewerkschaft                                                 

auch als einen wertvollen Impuls für die Diskussion in ih-
ren Ländern gerne entgegengenommen. Eine Auswahl 
dieser Rückmeldungen finden Sie ebenfalls in unserem 
Weißbuch.

Wir wissen, dass jede statistische Auswertung, und 
die damit bei vielen sehr beliebten Rankings wie zum 
Beispiel bei PISA, TIMSS oder PERLS, mit der nötigen 
Vorsicht zu betrachten ist. Daher haben wir die Ergeb-
nisse unserer Befragung nicht einem Ranking zugeführt. 
Es ist für die Arbeit der Standesvertretung aus unserer 
Sicht sekundär, welchen absoluten Reihungsplatz eine 
Frage einnimmt, sondern, ob sich die Vorstellungen und 
Ziele der Fraktion Christlicher Gewerkschafter mit den 
Vorstellungen und Zielen der zu vertretenden Kollegin-
nen und Kollegen decken. In diesem Zusammenhang 
haben wir festgestellt, dass keine Gelingensbedingung, 
die von uns angesprochen wurde, mehrheitlich von Ih-
nen abgelehnt wurde. Im Umkehrschluss kann festge-
stellt werden, dass der Grad der Zustimmung mit Kalkül 
„Sehr wichtig“ und „Wichtig“ bei keiner Frage 60% un-
terschreitet. 

Die Kolleginnen und Kollegen, die tagtäglich die ge-
stellten Aufgaben innerhalb und außerhalb eines Klas-
senzimmers meistern müssen, haben einen klaren bil-
dungspolitischen Auftrag gegeben. Wir Lehrerinnen und 

1. Grundsätzliches zur konstruktiven Mitarbeit der Kollegenschaft 
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Lehrer wissen, welche Veränderungen notwendig sind, 
um die berufsbildenden mittleren und höheren Schulen 
positiv weiter zu entwickeln. Ernannte bzw. selbst er-
nannte Bildungsexperten täten gut daran, das Weißbuch 
als Grundlage für ihr zukünftiges Handeln zu wählen. 

Bereits ein Jahr nach dem Wiedererstehen Österreichs 
nach dem 2. Weltkrieg haben sich Bildungs-experten 
in Bad Ischl getroffen, um über die berufliche Bildung 
zu diskutieren und zu entscheiden. In der ehemaligen 
Sommerresidenz der Habsburger wurde damals die 
Grundlage für das berufsbildende Schulwesen in Ös-
terreich gelegt. Derzeit werden schulpolitische Belange 
sehr emotionell, leider großteils über die Medien, disku-
tiert. Es wäre sinnvoller, wenn zum Beispiel dieser „Bad 

1. Gelingensbedingung:
Loyalität unseres Dienstgebers uns Lehrerinnen und Lehrern gegenüber

Ischler Kongress“ eine Neuauflage und erfolgreiche Fort-
setzung findet, bei dem so wie damals wirkliche  Exper-
ten über die Zukunft der berufliche Bildung in Österreich 
bzw. in Europa eine sachliche und an den Bedürfnissen 
der Schülerinnen und Schüler, der Gesellschaft sowie 
der Wirtschaft orientierte Diskussion führen würden. 

Fundament für das Gelingen einer zukunftsorientierten 
Bildung ist aus unserer sowie aus Sicht der Kollegin-
nen und Kollegen die Loyalität unseres Dienstgebers 
uns Lehrerinnen und Lehrern gegenüber (siehe 1. Gelin-
gensbedingung). Dies sollten sich jene Herrschaften ins 
Stammbuch schreiben, die im Frühjahr 2009 uns Lehre-
rinnen und Lehrer diskriminiert und in der Öffentlichkeit 
schlecht gemacht haben.

2. Die Bewertung der 37 vorgeschlagenen 
Gelingensbedingungen durch die  Kollegenschaft
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2. Gelingensbedingung:
Anerkennung der Leistungen unserer Lehrerinnen und Lehrer durch die Gesellschaft

3. Gelingensbedingung:
Freie Pädagoginnen und Pädagogen, die nur dem Bildungsauftrag verantwortlich sind
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4. Gelingensbedingung:
Die Absicherung der Lehrerinnen und Lehrer gegen Willkür jedweder Art 
durch ein attraktives und öffentlich rechtliches Dienstrecht

5. Gelingensbedingung:
Sicherstellung der pädagogischen Methodenfreiheit zur freien Entfaltung 
unabhängiger und mündiger Lehrerpersönlichkeiten
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6. Gelingensbedingung:
Ausbildung aller Lehrerinnen und Lehrer der BMHS nur an Universitäten (Berufspädagogische Fakultäten)

7. Gelingensbedingung:
Steigerung der Attraktivität des Lehrberufes in materieller Hinsicht – nicht nur beim Berufseinstieg
– auch während der gesamten Laufbahn
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8. Gelingensbedingung:
Maßnahmen, um geeignetes Lehrpersonal für fachpraktische und fachtheoretische Gegenstände im 
BMHS–Bereich sicherzustellen (z.B. durch Anrechnung von Wirtschaftspraxis in die Lehrerlaufbahn)

9. Gelingensbedingung:
Wiedereinführung des bewährten Modells der Schulassistenten zur pädagogischen Unterstützung
und um persönliche Eignung und Liebe zum Lehrberuf überprüfen zu können
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10. Gelingensbedingung:
Neugestaltung der Lehrerfortbildung auf höchstem Niveau und ohne Monopol 
der Pädagogischen Hochschulen für alle Bereiche der BMHS

11. Gelingensbedingung:
Rasche fiskalische und rechtliche Maßnahmen gegen den drohenden Lehrermangel 
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12. Gelingensbedingung:
Beibehaltung und Ausweitung des bewährten und differenzierten Bildungsangebotes der BMHS

13. Gelingensbedingung:
Verstärkte Investitionen in die formalen Bildungswege der Sekundarstufe II
zur Sicherstellung der hervorragenden Erstausbildung
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14. Gelingensbedingung:
Klassenschülerhöchstzahl 25 auch für BMHS

15. Gelingensbedingung:
Parallel zur Senkung der Klassenschülerhöchstzahl entsprechende Gruppenteilungen aus pädagogischen
und sicherheitstechnischen Erfordernissen
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16. Gelingensbedingung:
Dafür Aus- und Neubau der Schulgebäude inklusive entsprechender Arbeitsplätze für Lehrerinnen und Lehrer

17. Gelingensbedingung:
Rücknahme der so genannten „Entlastungsverordnung“, mit der zwei 
Wochenstunden aus den Lehrplänen gestrichen wurden
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18. Gelingensbedingung:
Zusätzliche Aufstockung der Unterrichtsstunden zur Absicherung der Studierfähigkeit 
und der Berufsberechtigungen unserer Absolventinnen und Absolventen

19. Gelingensbedingung:
Neue Rolle der Schulpartnerschaft an BMHS durch verbindliche Leistungs- 
und Verhaltensvereinbarungen zwischen mündigen Partnern
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20. Gelingensbedingung:
Neustrukturierung der „Schulaufsicht“ vom Inspektionsorgan zur 
professionellen und kompetenten Beratungsinstanz

21. Gelingensbedingung:
Eine wöchentliche Kontaktstunde pro Klasse gemeinsam mit dem Klassenvorstand 
zur Festigung der sozialen Kompetenzen im Klassenverband
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22. Gelingensbedingung:
Permanente externe und professionelle psychologische Betreuung als Prophylaxe an jedem BMHS - 
Standort, vor allem im Blick auf die zunehmende Gewaltbereitschaft auch an unseren Schulen 

23. Gelingensbedingung:
Schulleiterinnen und Schulleiter sollen vorrangig pädagogisch führen und 
von überbordenden Verwaltungsagenden entlastet werden
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24. Gelingensbedingung:
Ausweitung des BMHS – Angebots durch Wiedereinführung der Speziallehrgänge 
sowie der Einrichtung von Vorbereitungslehrgängen neuer Art

25. Gelingensbedingung:
Neugestaltung des berufsbildenden mittleren Schulwesens als Angebot für unsere Schülerinnen und Schüler 
durch ein- bis vierjährige Fachschulen im technischen, kaufmännischen, wirtschaftlichen und sozialen Bereich
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26. Gelingensbedingung:
Absicherung der Doppelqualifikation der BHS (Matura und Berufsdiplom) durch eine verpflichtende Diplomarbeit 

27. Gelingensbedingung:
Anrechnung von an BMHS erworbenem Wissen, Befähigungen und Kompetenzen im tertiären Bildungsbereich
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28. Gelingensbedingung:
Schullaufbahn- und Berufsberatung ab der Sekundarstufe I ausschließlich 
durch unbefangene und neutrale Instanzen 

29. Gelingensbedingung:
Einstufung der BMHS – Abschlüsse im NQR und im ECVET entsprechend der 
hohen Qualifikation unserer Absolventinnen und Absolventen
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30. Gelingensbedingung:
Beibehaltung der Leistungsfeststellung als Motivationselement für unsere Schülerinnen und Schüler

31. Gelingensbedingung:
QIBB ausschließlich in Vereinbarung mit dem Lehrerkollegium
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32. Gelingensbedingung:
QIBB ausschließlich für den innerbetrieblichen Bereich; daher auch keine Rankings 

33. Gelingensbedingung:
Bildungsstandards dürfen zu keinen „Nebenlehrplänen“ und damit 
zur Ausdünnung des Lehrplanauftrages werden
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34. Gelingensbedingung:
Unser werteorientierter Lehr- und Erziehungsauftrag ist verfassungsrechtlich abzusichern

35. Gelingensbedingung:
Gesetzlich verankerte Lehrerpersonalvertretung auch auf EU – Ebene
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36. Gelingensbedingung:
Die Aufgabe der BMHS muss es sein, freien und mündigen Bürgern bei ihrer universalen Lebensbewältigung 
zu helfen. Sie darf zu keiner bloßen „Produktionsstätte“ für mobiles Humankapital abgewertet werden 

37. Gelingensbedingung:
Gefordert wird die einvernehmliche Lösung der anstehenden Spartenprobleme
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Im Rahmen der Befragung aller Kolleginnen und 
Kollegen im berufsbildenden mittleren und höheren 
Schulwesen hatten alle Beteiligten die Möglichkeit, 
zusätzliche Forderungen einzubringen bzw. Anregungen 
beizusteuern. Nachstehend finden Sie eine repräsentative 
Auswahl von Statements. Die Statements wurden 
wortgetreu aus den Fragebögen übernommen. 

Ausbildung der Lehrer an Universitäten: ÂÂ
nur fachlich kompetente Lehrer können 
Fachkompetenz weitergeben

Universitäre Weiterbildung der Kollegen ÂÂ
soll verstärkt gefördert werden, um 
am „Puls der Zeit“ zu bleiben

Volle Anrechnung des 13. Schuljahres ÂÂ
für Fachhochschulen

alternativ: 3jähriger Überbau an jeder ÂÂ
BHS mit Fachhochschulabschluss;

Zu QIBB: Motivation ist die beste ÂÂ
Qualitätssicherung. Mitarbeitermotivation 
findet aber im Schuldienst nicht statt

Bildungsminister sollten selbst in der Klasse ÂÂ
„gestanden“ sein, Ahnung von Budgetierung 
haben und Gespür für ihre Mitarbeiter;

Die Personalvertretung sollte den KollegInnen ÂÂ
auch klar machen, dass das Image unseres 
Berufsstandes von unserem Verhalten und 
Auftreten in der Öffentlichkeit gegenüber Eltern 
und Schülern sehr stark geprägt wird;

Herzlichen Dank für die im vergangenen Jahr ÂÂ
geleistete Arbeit, insbesondere für den Erfolg 
bei den Verhandlungen mit dem Ministerium;

Landesschulräte auflösen;ÂÂ

Verpflichtende Aufnahmeprüfung ÂÂ
für alle HTL-Anfänger;

QIBB ersetzen durch externe Qualitätskontrolle ÂÂ
(z.B. Fragebögen an Absolventen und deren 
Dienstgeber 5 oder 10 Jahre nach der Matura);

Stereotype Vorrückung im ÂÂ
Gehaltsschema abschaffen. Ersatz 
durch leistungsbezogene Prämien;

Honorierung von eigener Fortbildung ÂÂ
statt Bestrafung in Form von abgelehnten 
Reiserechnungen und Verlust von MDL 
durch Fortbildungsabwesenheit;

Planstellen für die EDV-Wartung;ÂÂ

Ein modernes Dienstrecht muss die praktische ÂÂ
Möglichkeit beinhalten, unfähige bzw./und 
leistungsunwillige LehrerInnen los zu werden!

Kleinere Klassen.ÂÂ

Verpflichtende Praxiszeiten auch für HAK-Schüler.ÂÂ

Danke für den Einsatz bei der „2 Stunden-ÂÂ
Diskussion“! Bitte macht weiter so 
und lasst euch nichts gefallen.

KollgInnen, die nicht für den Lehrberuf ÂÂ
geeignet oder einfach faul sind, sollten aus 
dem Schuldienst leichter „entfernt“ werden 
können, da einzelne unseren Ruf oder den 
Ruf der Schule stark beschädigen können.

Kein permanenter Kahlschlag bei ÂÂ
den Werteinheitenkontingenten für 
Freigegenstände, sondern Förderung von 
innovativen Ausbildungsangeboten.

Erfolgreiche Institution „HTL“ nicht totsparen.ÂÂ

Engagierte Lehrer nicht demotivieren.ÂÂ

Bestehende Standorte ausbauen, ÂÂ
statt „neue“ zu erfinden.

3. Zusätzliche kritische Stellungnahmen und konstruktive 
Ideen von Lehrerinnen und Lehrern der BMHS
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Im ORF ist das BHS/BMS-ÂÂ
Schulwesen NIE vertreten!!!

Echte (!!) Objektivierung der Besetzung ÂÂ
von leitenden Positionen.

Öffentlichkeitsarbeit der Gewerkschaft ÂÂ
für Lehrer verbessern – mediale positive 
Präsenz nicht nur in Krisenzeiten;

Objektive Kriterien für Vergabe von Amtstiteln;ÂÂ

Leistungsorientierte Bezahlung für Projektunterricht;ÂÂ

Ermöglichung von Lehrerfortbildung ÂÂ
auch im EU-Ausland;

Rigorose Ablehnung, dass Direktoren ÂÂ
Lehrerbestellung allein vornehmen;

Autonomiebeschränkung für DirektorInnen;ÂÂ

Keine DirektorInnen ohne pädagogische ÂÂ
Ausbildung und Erfahrung;

Höhere Anforderungen an Erziehungsberechtigte ÂÂ
(Eltern) bezüglich familiärer Erziehung 
und öffentlichen Verhaltens;

Es sollten für Direktion und AVs eine Möglichkeit ÂÂ
geschaffen werden, „rufschädigendem 
Verhalten von Lehrern“ begegnen zu können!

Unbedingt Teilung der Klassen im Fach ÂÂ
Deutsch. Begründung: zunehmende 
Probleme im sprachlichen Bereich und 
gesamtgesellschaftliche Bedeutung der 
Kommunikationsfähigkeit im Allgemeinen;

Zusatz zu Pkt. 8 Lehrerbedarf: Auch Anrechnung ÂÂ
der Berufserfahrung im Fach Religion in der 
Lehrerlaufbahn! (Wird bisher vergessen);

Zu Pkt. 30: Schulen der Sekundarstufe ÂÂ
I und Sekundarstufe II räumlich und 
organisatorisch trennen;

Durchführung von Studien über die ÂÂ
volks- und betriebswirtschaftlichen 
Vorteile einer Ausbildung an BHS;

Coaching zu vernetzten Denkweisen;ÂÂ

Sozialpädagogen für die Unterstützung ÂÂ
bei „Problemfällen“;

Intensivierung von Kontakten zu Industrie ÂÂ
und Einbindung der Medien;

Klassenschülerhöchstzahl 20 (dafür ÂÂ
jedoch keine Teilungen);

Hohe Teilungszahl führt zu unerträglicher ÂÂ
Situation für Kollegen, deren Fächer nicht 
geteilt sind! (Klassengröße 32, 33,…) – Heißt 
doppelte Belastung und bei niedrigerer 
Fächerstellenwertigkeit (CH, BIO, GEO,…); 
Individualisierungsforderung muss dabei 
als Zynismus interpretiert werden.

Keine Pragmatisierungen.ÂÂ

Änderungen bei den Bezügen (Ab ÂÂ
Gehaltsstufe 15 keine Vorrückung mehr, 
dafür höhere Anfangsgehälter).

Aufwertung der Arbeit des Klassenvorstandes ÂÂ
und dafür entsprechende Bezahlung.

Mehr Sprachförderung mit nichtdeutscher ÂÂ
Muttersprache auch in der Oberstufe AHS/BMHS.

Mehr Deutschstunden für Schüler mit deutscher ÂÂ
Muttersprache  (Dialektproblematik enorm hoch).

Vorausschauendes und wirklichkeitsbezogenes ÂÂ
Bewerben der gesellschaftlichen 
Leistungen der LehrerInnen.

Proaktives, realistisches und gesellschaftliche ÂÂ
Rahmenbedingungen berücksichtigendes 
„Marketing“ für Bildung durch LehrerInnen.

Imagekampagne für Lehrer nötig. z.B. gegenüber ÂÂ
den Eltern: “Wir sind für euch da, wo seid  ihr?“

Einbremsen der Spezialisierungswut für WIPÄD, ÂÂ
weniger Gegenstände – zurück zu den Basics.
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Es könnte angedacht werden, den Unterrichtsstoff ÂÂ
in Form eines Kurs- und Modulsystems den 
Schülern nahezubringen. Eventuell kein 
Sitzenbleiben mehr ab dem III. Jahrgang.

Nicht nach Alter die KollegInnen einstufen und ÂÂ
beurteilen, sondern nach ihrem Engagement und 
ihrer Einsatzbereitschaft. Lehrer dort einsetzen, 
wo sie ihre Kompetenzen einsetzen können, nicht 
zwangsbeglücken, obwohl andere Kollegen in 
gewissen Bereichen besser und intensiver arbeiten 
könnten! Nicht immer sind jüngere Kollegen besser! 

Schulstandort sichern! Weniger Konkurrenz ÂÂ
zwischen den Schulen! Mehr das Miteinander!

Die in der Öffentlichkeit geforderte Bestellung ÂÂ
des Lehrpersonals durch den Direktor der 
jeweiligen Schule ist problematisch. Der 
Dienststellenleiter könnte auch unter den 
Aspekten weltanschauliche Ausrichtung, 
Gefügigkeit …die Auswahl treffen. Und wer 
prüft den Direktor? Wahl der Dienststellenleiter 
durch die Lehrer sehr wünschenswert!

Zur Forderung 22) Klassenvorstandstunde ÂÂ
pro Woche nur gegen Bezahlung.

Überdenken der Werteinheiten, da sie nur ÂÂ
quantitativ, aber nicht qualitativ wirken, 
nämlich: wenige geeignete Schüler ergibt 
wenige Werteinheiten, viele auch ungeeignete 
Schüler ergibt viele Werteinheiten. Daher 
folgender Vorschlag: Die Werteinheiten in 
der 1. Klasse gelten 5 Jahre, egal wie viele 
Schüler die Ausbildung abbrechen.

Direktoren auf Zeit (max. 5 Jahre); ÂÂ
Pragmatisierung gegen Angriffe von außen.

Entschuldigung der Bildungsministerin für die ÂÂ
Mistkübelkampagne bei der Lehrerschaft.

Die Ministerin ist verantwortlich für ÂÂ
den Imageverlust der Lehrer!

Ich erwarte eine positive, motivierende ÂÂ
Amtführung durch die Ministerin.

Nicht so viele, oder noch besser keine ÂÂ
Schüler aufnehmen, die nicht gewisse 
Vorkenntnisse mitbringen – Die Zeugnisnoten 
sind zuwenig aussagekräftig!

Eine ordentliche Aufnahmsprüfung wäre sehr ÂÂ
wichtig. Wenn ein Schüler z. B. nach 8 Jahren 
Deutschunterricht und mind. 4 Jahren Englisch 
nicht in der Lage ist, sich in Deutsch einigermaßen 
korrekt (auch Rechtschreibung) auszudrücken 
und in Englisch nicht die Grundgrammatik und 
einen gewissen Grundwortschatz halbwegs 
beherrscht, dann kann ihm an unserem 
Schultyp nicht geholfen werden. Schade 
um das viele Geld für solche Schüler.

Einführung der gemeinsamen ÂÂ
Schule für 10 -14-Jährige.

Anerkennung der Wirtschaftsinformatik-ÂÂ
Ausbildung der LehrerInnen für Informations- 
und Office-Management, damit sie auch 
tatsächlich unterrichten dürfen.

Durchgängige Ausbildung der HAK-SchülerInnen ÂÂ
in Informations- und Office-Management und 
Aufwertung dieses Faches als Maturafach.
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4. Weitere Stellungnahmen der am Bildungsgeschehen interessierten
Persönlichkeiten und Institutionen zum Grünbuch

„Die Ausführungen im „Grünbuch“ habe ich mit großem Interesse gelesen“

Erich Folglar
ÖGB-Prasident
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„Die gesamte Thematik der Lehrerinnen- und Lehrer- Aus-, Fort- 
und Weiterbildung wird in Ihrem „Grünbuch“ gut abgebildet.“

 
Mag. Gabi Burgstaller

Landeshauptfrau
Salzburg
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„Umso wichtiger ist es diesen erfolgreichen Weg weiter zu 
gehen und eine Weiterentwicklung anzustreben.“

KO-Stv. Agg.z.
NR Werner Amon
ÖGB-Generalssekretär
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„Mit großem Interesse habe ich die hier enthaltenen 
Fakten und Argumente gelesen.“

 
Bertholt Gehlert

Bundesvorsitzender BLBS
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„Ihre Gelingensbedingungen stehen in vielerlei Hinsicht mit 
unseren Forderungen für ein innovatives, zukunftsorientiertes, 
schülerInnenfreundliches und lehrerInnen gerechtes Schulwesen in Einklang.“

Eva Glawischnig
Nationalratsabgeordnete
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„Gerade weil ich das Grünbuch ursprünglich mit skeptischer 
Zurückhaltung zu lesen begonnen habe, ist es mir ein Bedürfnis, 
Ihnen mitzuteilen, dass ich in den zentralen Punkten zustimme...“

a.Univ.-Prof.
Dr. Georg Hans Neuweg
Leiter der Abteilung für
Wirtschaftspädagogik
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„Die im Grünbuch enthaltenen Vorschläge werden sicherlich 
Eingang in die weitere Bildungsdiskussion finden.“

 
Dr. Stefan Steiner

Bereichsleiter Politik
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„Es beinhaltet vieles, was in einer dringend notwendigen 
Bildungsreform nachhaltig umgesetzt werden sollte.“

Ursula Haubner
Bündnisobfrau NAbg.
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„Das im Grünbuch verwendete statistische Material ist höchst aufschlussreich 
und hilft, die in letzter Zeit diskutierten bildungspolitischen Maßnahmen und ins 

Treffen geführten Vergleichsstudien in einem ausgewogenen Licht zu sehen.“
 

Alois Kothgasser
Erzbischof Salzburg
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„Das vorliegende Konzept bietet einen wertvollen Beitrag zur 
Weiterentwicklung des österreichischen Schulsystems...“

Mag. Maximilian Richter
Büro des Bundesminister
Dr. Johannes Hahn
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„????“
 

Dr. Wilfried Haslauer
Landeshauptmann Stv.

Salzburg
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„Das Grrünbuch enthält sehr informative Statistiken und viele gute Ansätze.“

Mag. Franz Steindl
Landeshauptmann Stv.
Burgenland
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„Mit großem Interesse habe ich die hier enthaltenen 
Fakten und Argumente gelesen.“

 
Dr. Christoph Leitl

Präsident
Wirtschaftskammer

Österreich
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Dkfm. Mag. Helmut Skala                                                                         
Vorstandsmitglied des ETUCE

„Europäisches Gewerkschafts-
komitee für Bildung und

Wissenschaft“ in Brüssel.

Das Gelingen einer III.	
erfolgreichen und 
zukunftsorientierten 
Berufsbildungspolitik für 
Österreich – „Positionen 2020“

Grundsätzliche bildungspolitische Entscheidungen wir-
ken sich stets mit geraumer Zeitverzögerung aus, um 
dann allerdings auch Langzeitwirkungen zu entwickeln, 
unabhängig davon, ob es sich um sinnvolle oder weni-
ger sinnvolle Maßnahmen handelt. Charakteristisch ist 
vor allem die Situation der politischen Verantwortung 
in diesem Bereich. Die meisten dieser Entscheidun-
gen können erst nach Jahren, vielfach erst nach Jahr-
zehnten ob ihrer positiven oder negativen Auswirkun-
gen seriös beurteilt werden. Also zu einem Zeitpunkt, 
zu dem die politischen Entscheidungsträgerinnen und 
Entscheidungsträger längst Gegenstand nostalgischen 
Gedenkens oder gnädigen geschichtlichen Vergessens 
geworden sind. Die Auswirkungen haben allerdings die 
Hauptbetroffenen der Bildungspolitik, nämlich Schü-
lerinnen und Schüler während ihrer Schulzeit und die 
Pädagoginnen und Pädagogen ein ganzes Berufsleben 
lang, zu tragen. Gerade in den letzten Jahrzehnten hat 
sich die Schulpolitik dem allgemeinen Trend eines im-
mer kurzfristigeren Denkens und Handelns angepasst. 
Es werden daher kurzatmig und situationsbedingt bil-
dungspolitische Ideen unter dem Vorwand notwendiger 
Reformen geboren, die weniger durch wissenschaftlich 

fundierte und gesellschaftspolitisch nachhaltige Er-
kenntnisse untermauert sind, sondern vom schlichten 
Denken nur bis zum nächsten Wahltermin und von den 
immer schnelllebigeren Ansprüchen einer global aus-
gerichteten Wirtschaftsdenkweise sowie beschränkten 
ökonomischen Begehrlichkeiten1. 

Untermauert wird diese Haltung von den Ergebnissen 
punktueller Messgrößen international vergleichender 
Studien, die allerdings die tatsächlichen,  sehr kom-
plexen Ergebnisse ganzheitlicher Bildungsvorgänge 
und -erfolge nur sehr selektiv darstellen, aber trotzdem 
zum Vorwand für Reformschritte genommen werden. In 
vielen Bereichen, leider auch in der Bildungspolitik, hat 
man sich von einem Denken des „langfristigen Optimie-
rens“ abgewendet und einem „kurzfristigen Maximieren“ 
ver-schrieben. Die „Ergebnisse“ zeigen sich weltweit 
sehr deutlich in der Situation der Wirtschaft und dem 
Zustand unserer Umwelt.

Als Verantwortungsträger bei der Umsetzung der Be-
rufsbildungspolitik haben wir uns stets für ein „lang-
fristiges Optimieren“ eingesetzt und ausgehend vom 
„Ischler Programm“2, welches manche hochrangige 
Entscheidungsträgerinnen und –träger von heute leider 
nicht einmal vom Hörensagen kennen, für stets überleg-
te und nachhaltig gesetzte Reformschritte eingesetzt. 
Dieser Weg hat auch die einzig wirkliche Bestätigung 
und Zustimmung der betroffenen jungen Menschen 
und ihrer Eltern erfahren, in dem sie mit ihrer Schulwahl 
die berufsbildenden mittleren und höheren Schulen zur 
größten Oberstufenform Österreichs anwachsen ließen. 
Daran hat allerdings auch die Lehrerschaft dieses stets 

1. Einleitung

1) Ein typisches Beispiel dafür ist die regelmäßig wiederkehrende öffentliche Diskussion über die Länge und die Verteilung der Schulferien. Nach jeweils geschäftigen Argumen-
tationen unzähliger Bildungsexperten hat aller-dings stets die Tourismuswirtschaft das letzte und entscheidende Wort.
2) Auf Initiative von MR Dipl.-Ing Franz Cech fand 1946 die 1. Ischler-Tagung statt. Auf dieser Tagung wurde das „Ischler Programm“ von Praktikerinnen und Praktikern berufs-
bildender Schulen ausgearbeitet und beschlossen. Es hat nach einer gründlichen Beurteilung der Ist-Situation und sachverständiger Diskussion das berufsbildende mittlere und 
höhere Schulwesen auf den drei „Säulen“, dem allgemeinbildenden, dem fachtheoretischen und dem fachpraktischen Bereich, ausgewogen neu positioniert. Damit wurde die 
Erfolgsstory der BMHS begründet. Es ist ein gutes Beispiel dafür, wie man sachverständig, überlegt und daher nachhaltig bildungspolitische Entscheid-ungen trifft und steht im 
Gegensatz zu den unkoordinierten und zuruforientierten Reformbemühungen der Politik unserer Tage. Es war ein Musterbeispiel für eine Reform von unten nach oben.
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realitätsbezogenen Schulwesens entscheidend, prä-
gend und positiv beigetragen. Damit dieser erfolgreiche 
Weg auch in den nächsten zwei Jahrzehnten fortgesetzt 
wird, hat die Standesvertretung der BMHS-Lehrerinnen 
und Lehrer seit Jahren mit Umfragen die Standpunk-
te, Befindlichkeiten und Meinungen  der Kollegenschaft 
erhoben, um die Erfordernisse des Berufsstandes 
entsprechend positionieren zu können. Im Lichte der 
jüngsten, auch von der europäischen Bildungspoli-
tik, geprägten Situation wurden der Kollegenschaft in 
Form des „Grünbuches der BMHS“ die Gelingensbedin-
gungen für einen weiteren erfolgreichen Weg unseres 
Schulwesens zur Diskussion und zur Meinungsbildung 
präsentiert und die Standpunkte mit einem Fragebo-
gen eingeholt. Auf Grund der zahlreichen und enga-
gierten Rückmeldungen und den Stellungnahmen aus 
der Politik, der Sozialpartnerschaft, der Wirtschaft, den 
Kirchen und vieler anderer am Bildungsgeschehen Inte-
ressierter kann nunmehr dieses Weißbuch als Wegwei-
ser und Auftrag in eine erfolgreiche Zukunft vorgelegt 
werden. Der überwiegende Teil der kritischen bildungs-
politischen Bestandsaufnahme und Wegweisungen in 
diesem Grünbuch wurde durch die Kollegenschaft und 
am Bildungsgeschehen Interessierte nicht nur bestätigt, 
sondern sogar verstärkt. Daher wurde ein Großteil der 
Inhalte des Grünbuches in das Weißbuch übernommen, 
aktualisiert, ergänzt und auf Grund der wertvollen Rück-
meldungen neu gewichtet. 

Laut dem Nationalen Bildungsbericht 2009 (NBB 
2009)3  stellen sich einem modernen Schulsystem von 
der Ergebnisseite her vier zentrale Aufgaben:

„Die Schaffung einer verlässlichen sozialen Basis bei den 
jungen Menschen für ein demokratisches, solidarisches 
und friedvolles Zusammenleben aller Bürger/innen.

Die Vermittlung nachhaltiger Grund- und Fachkom-ÂÂ
petenzen an die Schüler/innen, die ausreichend an-
schlussfähig sind – sowohl für die berufliche Ausbil-
dung als auch für das lebensbegleitende Lernen. 
Dieses erreichte Kompetenzniveau sollte im internatio-
nalen Vergleich konkurrenzfähig sein.

Die Sicherstellung von Gerechtigkeit und fairer Chan-ÂÂ
cenzuweisung im Bildungsweg, damit die Schulkar-
rieren tatsächlich nach Begabung, Leistung und An-
strengung verlaufen – und möglichst unabhängig von 
der sozialen Herkunft der Schüler/innen bleiben; und 
die Gewährleistung gerechter Abschlüsse, wo gleiche 
Leistungen die gleichen Berechtigungen nach sich 
ziehen – um das vorhandene Leistungsvermögen aller 
Menschen zu mobilisieren.

Die Schaffung eines guten Arbeitsklimas im Bil-ÂÂ
dungsprozess – eines guten Lern- und Schulklimas, 
positive Arbeitsbeziehungen der Lehrer/innen, ho-
her Zufriedenheit mit der Schule bei den Eltern und 
in der Bevölkerung“

Diese Aufgabendarstellung stellt eine starke Verkürzung 
und Vereinfachung der im Zielparagraphen des Schulun-
terrichtsgesetzes und des Art. 14 der Österreichischen 
Bundesverfassung zu Recht geforderten umfassenden 
Aufgaben an das Bildungssystem.

Allerdings beruht die Betrachtungsweise der für diesen 
NBB Verantwortlichen auf einer sogenannten „Evidence-
based Policy“4 . Damit soll nämlich das ausschließlich 
auf Daten und Fakten basierende Systemwissen und 
Systemverständnis erweitert und damit moderne Bil-
dungspolitik bei der Entscheid-ung und Steuerung un-
terstützt werden. Sie baut laut NBB auf die Erkenntnis-
se der grundlagen-orientierten Schul-, Unterrichts- und 
Lernforschung. Seit einigen Jahren beginnt sich diese 
wissen-schaftsorientierte Sichtweise auch in Österreich 
gegenüber der bisherigen subjektiv-lobbyistischen Be-
trachtung der Dinge durchzusetzen.

Eine solche Vorgangsweise impliziert natürlich Verein-
fachungen, Vereinheitlichungen und Verkürzungen. Als 
Daten und Fakten nicht oder nur schwer messbare Wer-
tehaltungen und die sogenannte „soft skills“ im Sinne 
einer umfassenden Bildung von „Herz, Hirn und Hand“ 
haben bei dieser Sichtweise nur einen untergeordneten  
Stellenwert. 

Auch die Lehrerinnen und Lehrer der berufsbildenden 
mittleren und höheren Schulen Österreichs sind seit je-
her faktenorientiert, wissen allerdings, dass vor allem 
erzieherische Elemente der Bildung nur sehr schwer in 
harten Zahlen messbar sind, darüber hinaus sind wir für 
eine Ausgewogenheit von Allgemeinbildung, Fachtheo-
rie und Fachpraxis begleitet von einer Wertevermittlung 
und einer gezielt-en Persönlichkeitsbildung. 

Auch die Bildungsinternationale der Lehrerinnen- und 
Lehrergewerkschaften „BI“5  stellt im Einklang mit der 
UNESCO-Konvention6  über technische- und berufliche 
Bildung programmatisch fest, dass die Berufsbildung 
Menschen mit den erforderlichen Fähigkeiten ausstat-
ten soll, die auf modernen Arbeitsplätzen gefragt sind, 
aber gleichzeitig auch eine Allgemeinbildung vermitteln 
muss, um sie zur aktiven Gestaltung der Gesellschaft zu 
befähigen.

3) SPECHT WERNER (Hrsg.)“ Nationaler Bildungsbericht Österreich 2009“, Band 1 „Das Schulsystem im Spiegel von Daten und Indikatoren“- Band 2 „Fokussierte Analysen 
bildungspolitischer Schwerpunktthemen“; BMUKK-BIFIE. 4) NBB; Seite 12; Neuere Dokumente der Europäischen Kommission und der OECD definieren wissensbasierte Politik 
(evidence-based policy) „as the conscientious and explicit use of current best evidence in making decisions and choosing between policy options”. 5) Bildungsinternationale 
(BI), Eduation International (EI) ist der weltweite Zusammenschluss aller Gewerk-schaften des Bildungsbereiches mit Sitz in Brüssel. Der Vertreter Österreichs (GÖD-Lehrer) ist 
seit mehr als 30 Jahren Helmut Skala. 6) UNESCO Convention on Technical and Vocational Education (1989) : “Technical and vocational education programmes should meet 
the technical requirements of the occupational sectors concerned and also provide the general education necessary for the personal and cultural development of the individual 
and include, inter alia, social, economic and environmental concepts relevant to the occupation concerned.”
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Elementarstufe

Primarstufe, Schulstufen 1-4

Sekundarstufe I, Schulstufen 5-8

Sekundarstufe II, Schulstufe 9

Sekundarstufe II ab Schulstufe 9
(bzw. 10 in Berufsschulen)

Sekundarstufe II, Schulstufe 9 (bzw. 10)

Postsekundärer nichttertiärer Bereich

Postsekundärer nichttertiärer Bereich

Hochschulischer Tertiärbereich

Außerhochschulischer Tertiärbereich

vorschulische Erziehung ab 4 Jahren in Kindergärten 
und Vorschulstufen an Volksschulen

Volksschulen, Sonderschulen

Hauptschulen, Allgemeinbildende Höhere Schulen           
(Unterstufe), Sonderschulen

Allgemeinbildende Höhere Schulen (Oberstufe), Berufbil-
dende Höhere Schulen (bis einschließlich 4. Jahrgang)

Berufsschulen, Berufsbildende Mittlere Schulen

Polytechnische Schulen, ein- bis zweijährige Berufsbil-
dende Mittlere Schulen, Sonderschulen

Berufsbildende Höhere Schulen (5. Jahrgang),                  
Aufbaulehrgänge für BHS

Schulen für Gesundheits- und Krankenpflege, Schulen 
für den medizinisch-technischen Fachdienst

Universitäten, Fachhochschulen,
Pädagogische Hochschulen

Kollegs; Meister-, Werkmeister- und Bauhandwerk-
erschulen; Berufsbildende Akademien; Lehrbildende 
Akademien; Kurzstudium

Die Einstufungen im System von  ISCED7:

7) ISCED, International Standard Classification of Education. Wurde von der UNESCO zur Klassifizierung und Charakterisierung von Schultypen und Schulsystemen entwickelt. 

2. Die Position der BMHS innerhalb der Architektur 
des Bildungswesen Österreichs

ISCED 0

ISCED 1

ISCED 2

ISCED 3A

ISCED 3B

ISCED 3C

ISCED 4A

ISCED 4B

ISCED 5A,6

ISCED 5B

ISCED-Ebene Bildungsbereich Bildungseinrichtungen
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Die Akzeptanz der BMHS
Mit ihren zahlreichen Reaktionen und Stellungnahmen 
zum „Grünbuch der BMHS“ haben Sozialpartnergremi-
en, kirchliche Repräsentanten, Politiker, Wissenschafter 
und weitere Stakeholder des Bildungsgeschehens uniso-
no das berufsbildende mittlere und höhere Schulwesen 
als wichtige und unverzichtbare Säule des österreichi-

Die Zufriedenheit der Bevölkerung mit den Schulsparten Österreichs:

schen Schulwesens eindrucksvoll bestätigt. Dies ist in 
Übereinstimmung mit der seit Jahren positiv ausfallenden 
Beurteilung durch die Bevölkerung (Abb.).  Die prägen-
de Bedeutung der BMHS in der Sekundarstufe II und die 
zweifachen Optionen der Absolventinnen und Absolven-
ten mit der Reifeprüfung und dem europäischen Berufdi-
plom wurden dabei besonders hervorgehoben.

Betrachtet man die Zufriedenheit mit den einzelnen 
Schulformen (s. Abbildung G6-2), so fallen Hauptschu-
len und Polytechnische Schulen negativ auf. Sie werden 
von der Bevölkerung seit mehreren Jahren durchgehend 
schlechter bewertet: 2008 liegt der Mittelwert der Haupt-
schulen bei 2,6, jener der Polytechnischen Schulen bei 
2,9. Die höchste Zufriedenheit zeigt die Bevölkerung mit 
den Berufsbildenden Höheren Schulen (mit einem Mit-
telwert von 2,0). Damit hat die BHS die Volksschule, die 
lange Zeit Spitzenreiter war, überflügelt und die BMS mit 
der Volksschule gleichgezogen.

Quelle: Zahlen aus NBB Band 1, Abb. G6-2

Volksschulen

Hauptschulen

Polytechnische Schulen

Sonderschulen

Berufsschulen

BMS

BHS

AHS

1998

1,9

2,3

-

2,2

2,2

2,0

1,8

2,0

1999

1,9

2,3

-

2,3

2,3

2,1

1,9

2,1

2000

1,9

2,2

2,5

2,1

2,1

2,0

1,8

2,0

2001

1,9

2,2

2,5

2,1

2,1

1,9

1,8

2,0

2002

1,9

2,2

2,5

2,1

2,1

2,0

1,8

2,0

2003

1,8

2,1

2,5

2,1

2,1

2,0

1,8

2,0

2004

1,9

2,3

2,6

2,3

2,2

2,1

1,9

2,2

2005

2,1

2,4

2,8

2,3

2,3

2,2

2,0

2,2

2006

2,1

2,5

2,9

2,4

2,3

2,2

2,0

2,2

2007

2,0

2,5

2,7

2,3

2,2

2,2

2,0

2,1

2008

2,2

2,6

2,9

2,3

2,3

2,2

2,0

2,2

Abb.: Verteilung der 
SchülerInnen in der 10. 
Schulstufe nach Schular-
ten 2005/2006
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Das österreichische Bildungswesen ist dank seiner Diffe-
renzierung und der Vielfalt von Angeboten an Bildungs-
willige aller Altersstufen im europäischen Vergleich, trotz 
aller Kritik im Gefolge von internationalen Vergleichstu-
dien wie etwa PISA als außerordentlich erfolgreich und 
auch als anspruchsvoll zu bezeichnen.

Vor allem der Stellenwert der BMHS wird in den zahl-
reichen Rückmeldungen zum Grünbuch äußert positiv 
hervorgehoben und dieser österreichische Weg unisono 
bestätigt. Allerdings wäre es daher auch notwendig, dass 
dies seitens der bildungs-politischen Verantwortungsträ-
gerinnen und -träger in der gegenwärtigen Situation auch 
öffentlich anerkannt wird und nicht andauernd gleichma-
cherisch von „der Schule“ sowie von „den Lehrerinnen 
und Lehrern“ undifferenziert gesprochen wird.

Diese schulische Differenzierung, die in Österreich er-
folgreich praktiziert wird, vor allem ab der 8. Schulstufe 
bis in den tertiären Bereich, bringt eine hohe Erfolgs-
quote in der Erstausbildung, vor allem in der Berufsbil-
dung mit sich und schafft damit auch die entscheidende 
Basis für die Bereitschaft und die Fähigkeit, die Ange-
bote des „Lebensbegleitenden Lernens“ (LLL) sinnvoll 
zu nutzen.

Einen entscheidenden Beitrag leisten dazu die „Berufs-
bildende Höhere Schulen“ (BHS) mit ihrer Doppelquali-
fizierung sowie die „Berufsbildenden Mittleren Schulen“ 
(BMS) mit ihren unterschiedlichen Fachschulformen. Zu-
sammen stellen die „Berufsbildenden mittleren und hö-
heren Schulen“ (BMHS) die größte Oberstufenschulform 
Österreichs dar.

Bedauerlicher Weise konzentriert sich jedoch nach wie 
vor das bildungspolitische Interesse des zuständigen 
Ministeriums und der nach gelagerten Institutionen aus-
schließlich auf die Sekundarstufe I und die Diskussion 
um eine gemeinsame Stufe der 10 bis 14 Jährigen. 
Ein weiterer Schwerpunkt ist sicher zu Recht die früh-
kindliche Erziehung, die selbstverständlich der wichtige 
Grundstein für alle weiteren Bildungswege ist.

Wege zur Bildung
In der politischen Diskussion um mehr Gerechtigkeit 
beim Zugang zu Bildung sind noch immer zwei völlig 
konträre ideologische Denkmuster vorherrschend, vor 
allem die Sekundarstufe I, also die jungen Menschen 
zwischen 10 und 15 Jahren betreffend.

Da findet sich einerseits die Vorstellung eines möglichst 
differenzierten Schulwesens mit zahlreichen unter-
schiedlichen Optionen für die Schülerinnen und Schüler. 

Dies erfordert allerdings relativ frühe Entscheidungen 
darüber, welcher dieser Wege gegangen werden soll. 
Besonders gravierend zeigt sich dies bei der Entschei-
dung, ob nach der Grundschule die Langform einer all-
gemein bildenden Schule, d. h. das Gymnasium, oder 
eine eigene Schule nur der Sekundarstufe I, d. h. die 
Hauptschule besucht werden soll. Die Kritiker dieser 
Strategie führen vor allem ins Treffen, dass die notwen-
dige Entscheidung darüber, welcher Weg beschritten 
wird, mit 10 Jahren viel zu früh sei und sogenannte „bil-
dungsferne“ Schichten zusätzlich diskriminiere.

Die zweite Denkschule bevorzugt eine gemeinsame, 
einheitliche und verpflichtende Sekundarstufe I. Sie wird 
derzeit als „Neue Mittelschule“ propagiert und erprobt. 
Als Vorteile werden vor allem die etwas spätere Ent-
scheidung erst mit 14 Jahren für weitere Bildungswe-
ge, aber auch der Sozialisierungseffekt für Kinder aus 
den vorhin genannten bildungsfernen Milieus – oftmals 
jene mit Migrationshintergrund – genannt. Die Kritiker 
dieser Strategie verweisen vor allem darauf, dass es 
zu einer allgemeinen Niveauabsenkung kommen kann, 
wenn nicht die „innere oder individuelle Differenzierung“ 
für die Schülerinnen und Schüler sicher gestellt wird. 
Das heißt, dass durch das Fördern schwächerer Schü-
lerinnen und Schüler das Herausfordern der Begabten 
zu kurz kommt. Darüber hinaus ist der Mythos, dass in 
einer undifferenzierten Gesamtschule die gemeinsamen 
Lernergebnisse besser ausfallen als in leistungsdifferen-
zierten Schulen längst wissenschaftlich widerlegt.

Fördern und Fordern
Von pädagogischen Praktikern wird daher einer Symbiose 
beider Denkansätze nach dem Prinzip des Förderns und 
des Forderns in den Vordergrund gestellt. Bedauerlicher-
weise werden die Ergebnisse von Untersuchungen wie 
PISA oder TIMSS noch immer als Argumentationshilfe für 
eine gemeinsame Unterstufe verwendet und damit leider 
auch politisch missbraucht. Das wirklich Entscheidende 
ist allerdings bei beiden Denkansätzen, dass eine wei-
testgehende Durchlässigkeit zwischen den unterschiedli-
chen Bildungs- und Ausbildungsangeboten sowohl verti-
kal wie auch horizontal gewährleistet ist und dort, wo es 
notwendig ist, auch eine ganztägige Betreuung sicherge-
stellt wird. Noch wichtiger ist es allerdings, dass seitens 
der politischen Verantwortungsträger die ausreichenden 
Ressourcen zum Fördern und Fordern zur Verfügung ge-
stellt werden und für eine hervorragende und professio-
nell ausgebildete sowie hoch motivierte Lehrerschaft ge-
sorgt wird, um – gleichgültig welche Organisationsform 
gewählt wird – den einzelnen Schülerinnen und Schülern 
möglichst viel an individueller pädagogischer Zuwendung 
und Unterrichtszeit zukommen zu lassen.
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Von der österreichischen Bildungspolitik wird seit gerau-
mer Zeit sogenanntes „Change management“ betrie-
ben, dessen erste Phase bekanntlich im sogenannten 
„unfreezing“ besteht, oder deutlicher gesagt im Her-
untermachen und permanenten Kritisieren der derzeiti-
gen Bildungs-strukturen in Österreich. So wird auf die-
se Weise die Öffentlichkeit solange mit Berichten über 
den katastrophalen Zustand der Schule bombardiert, 

So ist zum Beispiel die von manchen Bildungsexperten 
erhobene Forderung nach mehr Durch-lässigkeit im ös-
terreichischen Bildungssystem der Beweis von schlich-
ter Unwissenheit. Es gibt nämlich kaum ein Bildungssys-
tem, welches – so wie jenes in Österreich – zum Beispiel 
gleich mehrere Wege zum Universitätszugang anbietet, 
nämlich mit den Abschlüssen einer berufsbildenden hö-
heren Schule (BHS)8, einer allgemein bildenden höheren 
Schule (AHS)9, von Aufbaulehrgängen im Anschluss an 
berufsbildende mittlere Schulen, mit einer Studienbe-
rechtigungsprüfung, mit der Berufsreifeprüfung sowie 
mit der jüngsten Möglichkeit, der “Lehre mit Matura“. 
Dabei sind einseitige  Ansprüche innerhalb dieser Viel-
falt von Angeboten, ein besonderer und privilegierter 
„Königsweg“ zu sein, zurückzuweisen.
 
Bei der gegenwärtigen bildungspolitischen Diskussion 
wird jedoch immer wieder auf die Bedeutung der dif-
ferenzierten Sekundarstufe II vergessen oder diese 
bewusst negiert, obwohl sowohl die berufsbildenden 
mittleren und höheren Schulen (BMHS) als auch die 
Berufsschulen (BS) entscheidend dazu beitragen, dass 

bis alle von notwendigen Reformen überzeugt sind und 
der Weg für einen Umbau des Bildungswesens frei wird. 
Dies hat zur Folge, dass jede - manchmal auch berech-
tigte – Kritik an manchen Teilbereichen des Bildungssys-
tems, reflexartig auf alle Bereiche der österreichischen 
Bildungslandschaft ausgedehnt wird und damit auch 
die BMHS immer wieder  völlig unnötig in Diskussionen 
hineingezogen wird, die sie sachlich gar nicht betreffen.

Österreich in Europa mit einem herausragend hohen 
Prozentsatz der Jugendlichen an der Spitze liegt, die  
einen Abschluss der Sekundarstufe II erreichen, auch 
wenn über die Medien ein völlig anderes, undifferenzier-
tes und vor allem negatives Bild vom gesamten öster-
reichischen Schulwesen gezeichnet wird. Weiters wird 
kaum zur Kenntnis genommen, dass der Abschluss ei-
ner BHS zusätzlich zur beruflichen Qualifikation auch die 
Zugangsberechtigung zu Universitätsstudien bringt und 
seit langer Zeit weit mehr Absolventinnen und Absol-
venten einer BHS die Reifeprüfung erwerben als jene 
einer AHS.

Bezeichnend ist zum Beispiel die Sichtweise des BIFIE10. 
Für diese Institution endet die Sekundarstufe II mit der 12. 
Schulstufe. Das heißt, dass das berufsbildende Schul-
wesen bei der Systembeobachtung nicht nur vom BIFIE, 
sondern leider auch vom Bildungsministerium und in der 
Folge auch von den neu geschaffenen Pädagogischen 
Hochschulen kaum oder nur als Fußnote beachtet wird. 
Dies hat wohl auch den Grund darin, dass zwar eine hoch-
entwickelte und differenzierte Berufsbildung vor allem im 

Durchlässigkeit

8) BHS; Es sind dies technisch-gewerbliche Lehranstalten (HTL), humanberufliche Lehranstalten (HUM), kauf-männische Lehranstalten (HAK) und 
Bildungsanstalten für soziale Berufe, Erzieher und Kindergartenpädagogik.
9) AHS; Es sind dies Gymnasien und Realgymnasien als Langform und als Oberstufenform.
10) Bundesinstitut für Forschung und Innovation in der Erziehung 
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deutschsprachigen Europa vorherrscht und in vielen an-
deren Ländern Europas jedoch Berufsbildung jenseits des 
öffentlichen Schulwesens und der Schulpflicht angesiedelt 
ist. Bedauerlicher Weise orientiert man sich, wie zum Bei-
spiel beim „Bologna-Übereinkommen“, immer mehr auch 
sprachlich am anglo-amerikanischen Wesen und entfernt 
sich dabei immer mehr von den bisherigen bewährten und 
autochthonen bildungspolitischen Werten des zentral-eu-
ropäischen Raumes.

Die besonderen Anforderungen an 
die Lehrerschaft der BMHS
Der Aussage der Ressortleiterin in einer zweiseitigen 
bezahlten Anzeige11 in einer Tageszeitung unter dem Ti-
tel. “Eine weitere Neuerung – Beste Lehrerinnen und 
Lehrer“ ist grundsätzlich zuzustimmen. Allerdings be-
weisen die weiter folgenden Aussagen der Ministerin zu 
diesem Thema, dass die Bildungspolitik des Ressorts 
unter Ausschluss der Berufsbildung erfolgt. Wenn näm-
lich in dieser Anzeige folgendes festgestellt wird: „Ge-
meinsame Ausbildung aller Lehrerinnen und Lehrer. 
Wir brauchen die Besten Lehrerinnen und Lehrer. Das 
bedeutet: Ein Aufnahmeverfahren und die Ausbildung 
nach internationalen Spitzenstandards. Gleichzeitig wer-
den Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen ausgebaut“ 
und es weiter heißt „Der Lehrberuf darf nicht länger in 
Stunden und Minuten eingeengt werden. Karrierepers-
pektiven, Mobilität und Durchlässigkeit müssen erhöht 
werden“, so lässt dies mehrere Schlüsse zu.

Erstens, die Oberstufenstruktur der BMHS und der BS 
ist den Verantwortlichen des Ressorts offenbar völlig 
unbekannt oder aber gleichgültig. 

Zweitens, dass alle Lehrerinnen und Lehrer der BMHS 
ebenfalls gemeinsam, wahrscheinlich an den Pädago-
gischen Hochschulen ausgebildet werden sollen. Wie 
dies allerdings im Bereiche des großen Bereiches für 
fachtheoretische Gegenstände (Wirtschaftspädagogik, 
technisch-gewerbliche und rechtswissenschaftliche Fä-
cher) erfolgen soll, wird verschwiegen. Ebenso, dass es 
für die Erhaltung der Qualität und des Charakters der 
BMHS unbedingt erforderlich ist, für diesen Bereich der 
Lehrer-schaft sowie für die weitere große Gruppe der 
Fachpraktiker, Lehrerinnen und Lehrer zu gewinnen, die 
zusätzlich eine mehrjährige erfolgreiche Fachpraxis im 
Wirtschaftsleben nachweisen müssen, scheint den Res-
sortverantwortlichen nicht bewusst zu sein.

Daher wird für den wichtigen Anteil der Lehrerinnen und 
Lehrer des fachtheoretischen und des fachpraktischen 
Unterrichtes des berufsbildenden Schulwesens die Er-
richtung von „Berufspädagogischen Fakultäten“12 an 

Universitäten gefordert. Einzig die wichtige Ausbildung 
in der Wirtschaftspädagogik ist seit langem an vier 
Universitätsstandorten bereits vorbildlich und zufrieden-
stellend gelöst.

Die Vorstellung eines „Additiven Modells“, nämlich Ein-
heitspädagogik für alle und Fachwissenschaft von wo 
auch immer dazu gepackt, ist für die Ausbildung von 
Pädagoginnen und Pädagogen in der Berufsbildung 
entschieden abzulehnen. Die kompetente Wissenschaft 
hat dazu auch eine eindeutige Position. 

JOSEF AFF13 nimmt zu der immer wieder auftauchen-
den Frage ob Lehrende vor allem im berufsbild-enden 
Sektor auf zwei unabhängigen Schienen, nämlich auf 
einer pädagogischen und zusätzlich auf einer fachwis-
senschaftlichen ausgebildet werden sollen sehr eindeu-
tig Stellung: „Die additive Aneinanderreihung von Päd-
agogik und Wirtschaft, die vielfach in Deutschland das 
wirtschafts-pädagogische Selbstverständnis und/oder 
die Ausbildungspraxis charakterisiert, wird kritisch be-
urteilt.“

Die wirkliche Herausforderung wird es daher in der Zu-
kunft sein tatsächlich die „Besten“ aus der wirtschaftli-
chen Praxis für den Lehrberuf in der Berufsbildung zu 
interessieren und zu rekrutieren. Dies wird aber kaum 
dadurch gelingen, indem man eine gemeinsam ausge-
bildete  „Einheitspädagogenschaft“ kreiert.

Fort- und Weiterbildung
Die Mehrheit der Pädagogischen Hochschulen derzei-
tiger Prägung sind nicht in der Lage eine befriedigende 
Fortbildung für die Lehrerschaft an BMHS sicherzustel-
len. Die meisten Angebote14 der Pädagogischen Hoch-
schulen gehen an den Erfordernissen der BMHS weit 
vorbei und sind auch, die administrative Abwicklung be-
treffend, völlig unzureichend. In einem Artikel in der glei-
chen Ausgabe des „Kurier“ in dem die Bildungsministe-
rin auf zwei Seiten inseriert hat, wird festgestellt, dass 
beim derzeitigen Angebot der Pädagogischen Hoch-
schulen der Zusammenhang zum Schulalltag nur mit et-
was Kreativität zu erkennen ist. Dieser Zusammenhang 
ist für den Bereich der BMHS auch bei einer noch so 
großen Kreativität vergeblich zu suchen. Um eine aus-
reichende Fortbildung der Lehrerinnen und Lehrer des 
berufsbildenden Bereiches sicherzustellen, die sich von 
den Fortbildungserfordernissen anderer Bildungsberei-
che strukturell stark unterscheidet, müssen vor allem 
die erforderlichen Ressourcen durch den Dienstgeber 
aufgebracht werden. Sie werden derzeit hauptsächlich 
den institutionellen Fortbildungsinstituten, den Pädago-
gischen Hochschulen zur Verfügung gestellt. Diese sind 

11) „Kurier“ vom Sonntag, 6. September 2009; Seite 7. 12) In Deutschland hat man bereits vor neun Jahren nach Kritik der sogenannten „Terhart-
Kommision“ rund fünfzig solcher Lehrerbildungszentren an Universitäten geschaffen. Anfang des Jahres 2009 wurde zum Beispiel an der Technischen 
Universität München (TUM) eine eigenständige Fakultät als „TUM School of Education“ eröffnet und bietet Bachelor- und Master-Abschlüsse 
für Lehrerinnen und Lehrer technisch-naturwissenschaftlicher Fächer an und hat sogar das Promotionsrecht. 13) AFF JOSEF, „Pädagogik oder 
Wirtschaftspädagogik? Anmerkungen zum Selbstverständnis der Disziplin“, bwp@Berufs- und Wirtschaftspädagogik online; Spezial 3 – Österreich 
Spezial Oktober 2007. 14) „Kurier“ vom, Sonntag, 6. September 2009. Einige Beispiele aus dem Angebot der Pädagogischen Hochschulen: “Dein 
glück ist dein Lachen- Lachyoga Workshop“, „Leckerschmecker – mit bäuerlichen Produkten kochen“, „Wie ist das, wenn man tot ist? Bestattung 
‚Backstage’“ oder „Wer bin ich und wenn ja: wie viele?“
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es nämlich ,die nun die bisherigen Aufgaben der BMHS-
Abteilungen der bisherigen Pädagogischen Institute (PI) 
übernehmen sollten. De facto wurden aber diese gut 
funktionierenden Abteilungen der Pädagogischen Insti-
tute des Bundes ersatzlos aufgelöst. Dies stellt leider 
einen weiteren Anschlag auf die selbständige Fortbil-
dungsqualität der BMHS dar, nachdem schon 1983 die 
hervorragend arbeitenden, selbständigen „Berufspäd-
agogischen Institute“ zu bloßen Abteilungen an den 
„Pädagogischen Instituten“ degradiert wurden. 

Dem berufsbildenden Schulwesen darf durch diese 
unakzeptable Situation nicht weiter Schaden zugefügt 
werden. Es sollte daher auch bei der Lehrerfortbildung 
des BMHS-Bereiches eine starke Verlagerung an die 
Universitäten erfolgen. Aus diesem Grund und um den 
autonomen Schwer-punktsetzungen der Schulen ge-
recht zu werden, sollten die Fortbildungsressourcen 
in die Eigenverantwortung der Schulen überantwortet 
werden, damit die erforderlichen Fortbildungsangebote 
in ausreichender Qualität von den jeweils besten und 
geeigneten Anbietern des gesamten „Fortbildungs-
marktes“ abgerufen werden können.

Generaldirektion für Berufsbildung
Diese Haltung der Ressortleitung des Bildungsminis-
teriums und ihrer abhängigen Institutionen bestärkt 
den Zweifel an der richtigen Kompetenzzuordnung der 
Berufsbildung. Zumal die Pädagogischen Hochschu-
len in Folge eines parteipolitischen „Kuhhandels“ völ-
lig systemwidrig statt im Wissenschaftsministerium im 
Unterrichtsministerium kompetenzmäßig angesiedelt 
wurden, muss daher ernsthaft die Forderung nach ei-
ner „Generaldirektion für Berufsbildung“ erhoben 
werden, da dieser komplexe Verantwortungsbereich 
der Berufsbildung, der derzeit als pädagogische Sek-
tion II organisiert ist, sich sehr stark von anderen pä-
dagogischen Sektionen unterscheidet. Der derzeitige 
bildungspolitische Trend zum Zentralismus hat leider 
zur Folge, dass bei jedem Problemfall in nur einem der 
vielen Segment der österreichischen Bildungsarchitek-
tur das gesamte Bildungswesen, und damit automa-
tisch auch die berufsbildenden Schulen mit all ihren 
Lehrerinnen und Lehrern zum allgemeinen „Problemfall“ 
gemacht und zum gemeinsamen Tragen von Belastun-
gen gezwungen werden. Beispiele dafür sind erstens 
die Zentralmatura, die nun wegen eines koalitionspoliti-
schen Tauschgeschäftes überhastet von der AHS auch 
auf die BHS ausgedehnt wird. Weiters die Absicht, alle 
Lehrer „einheitlich“ auszubilden, wobei die besonderen 
Notwendigkeiten der Ausbildung und Fortbildung der 
Lehrerschaft für fachtheoretische und fachpraktische 
Gegenstände an berufs-bildenden Schulen permanent 

negiert wird, weiters die Idee einer gemeinsamen „päd-
agogischen Einheitssektion“ im Bildungsressort, die die 
organisatorische und pädagogische Verantwortung von 
den Bereichen der frühkindlichen Erziehung bis zu den 
Kollegs im postsekundären Segment tragen soll. Eben-
so absurd erscheint die Diskussion über die Nachmit-
tagsbetreuung und die Ganztagsschule im Hinblick auf 
den berufsbildenden Bereich, nachdem man bisher mit 
jeder „Lehrplanreform“ und zuletzt mit der „Entlastungs-
verordnung“ wertvolle Unterrichts- und Ausbildungszeit 
auch am Nachmittag der Schülerinnen und Schüler aus 
puren Budgeteinsparungsgründen gestrichen hat.

Eine Generaldirektion für Berufsbildung, die es in Ös-
terreich schon einmal erfolgreich gegeben hat und die 
auch ressortübergreifend15  agieren kann und sollte, 
gibt es auch in bewährter und nützlicher Weise in vielen 
Ländern der EU. Daher sollte im Zuge der sogenann-
ten Strukturreform der Kompetenzen im Bildungswesen 
dieser europäische Weg eingeschlagen werden. Aber 
gerade dort, wo es sinnvoll wäre, setzt sich der sonst 
so beliebte und  an den Tag gelegte immanente „Nach-
ahmungstrieb“ der österreichischen Bildungspolitik im 
Bezug auf alles, was aus dem Ausland kommt, leider 
nicht durch.

Berufsbildung braucht Freiheit um sich entwickeln zu 
können und selbst innovativ sein zu können. Diese Frei-
heit wird der Berufsbildung jedoch genommen, wenn 
sie in ein einheitliches und zentralistisches Bildungsge-
bäude gezwungen wird, in dem von der frühkindlichen 
Betreuung über die Primärstufe und die Sekundarstufen 
I und II bis in den postsekundären Bereich alles seinen 
Platz haben soll.

15) CECH FRANZ Dipl.-Ing. MR fasste 1956 die verschiedenen Abteilungen des berufsbildenden Schulwesens zur „Generaldirektion für das berufsbildende Schulwesen“ 
zusammen. Auf der Basis des 1. Bad Ischler-Programmes aus 1946 entwickelte sich das berufsbildende Schulwesen Österreichs qualitativ und quantitativ sehr rasch und 
wurde erst im Zuge des Schulgesetzwerkes 1962 erst 1963 in die Sektion II des Unterrichtsministeriums umgewandelt. Erster Sektionsleiter war Dipl.Ing. Franz Cech. 
Die bisher im Verordnungsweg erfolgreich geregelten organisatorischen Grundlagen des berufsbildenden Schulwesens, die auf der Erfahrung der Schulpraxis aufbauten, 
wurden zum Großteil in das Schulgesetzwerk 1962 integriert.
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Bildungsgerechtigkeit
Das wichtigste Bildungsanliegen und damit die wesent-
lichste bildungspolitische Forderung besteht darin, jeder 
Schülerin und jedem Schüler im Sinne einer verwirklichten 
Chancengerechtigkeit den Zugang zu Bildungsgängen 
zu ermöglichen, die ihren individuellen Wünschen, Mög-
lichkeiten, Reife,  Anlagen und Neigungen bestmöglich 
entsprechen. Leider wird sehr oft, nicht zuletzt aus ideo-
logischen Gründen Bildungsgerechtigkeit mit Bildungs-
gleichheit verwechselt und gleichgesetzt.

Ein Bildungssystem ist dann gerecht, wenn es jungen 
Menschen Bildungswege eröffnet, die nicht nur ihren 
Wünschen und Neigungen entsprechen, sondern auch 
ihr Leistungsvermögen und ihren Leistungswillen berück-
sichtigen. Wirklich bildungsgerecht ist ein System dann, 
wenn in Bezug auf den Leistungswillen entsprechende, 
nur auf die Bedürfnisse der Schüler ausgerichtete und 

begleitende professionelle Bildungsberatung sicherge-
stellt ist und bei dem Faktor Leistungsvermögen eine aus-
reichende Leistungsförderung angeboten wird, ergänzt  
aber auch mit entsprechender  Leistungs-forderung.

Junge Menschen die die notwendigen Voraussetzungen 
nicht erbringen können, aus bloßem und noch dazu fal-
schem Prestigedenken in inadäquate Bildungswege zu 
leiten, erzeugt unnötige Frustrationen und das Fehlen von 
Erfolgserlebnissen und damit auch das Defizit an eigenen 
Leistungserfolgen, die gerade junge Menschen auf ihrem 
Lebensweg dringend benötigen. 

Auch der „Nationale Bildungsbericht 2009“ (NBB 2009) 
bestätigt die bildungspolitische Bestandsaufnahme un-
seres Grünbuches im Hinblick auf die Berufsbildung, die 
Schülerinnen- und Schülerströme und die aufgezeigten 
Trends16.

16) NBB Band 1, Abb. B1-1; Zahl der Schüler/innen in öffentlichen und privaten Schulen nach Schultyp in der Zeitreihe sowie nach Schulstufen.

3.Die Schülerinnen und Schüler der BMHS.
Sie haben im Mittelpunkt der Bildung zu stehen und 
sind zur Leistungsbereitschaft zu motivieren

Abb.: Verteilung 
der Schülerinnen
und Schüler in der 
10. Schulstufe
nach Schularten 
im langfristigen
Zeitvergleich, 
in Prozenten.
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Die BMHS ist weiter im Aufwärtstrend
Etwa 21% der Hauptschulabsolventen besuchten eine 
BMS. Die BHS hat ebenfalls einen hohen Anteil an Schü-
lerinnen und Schülern mit Hauptschulabschluss (32%), 
jedoch auch einen starken Anteil von Absolventinnen 
und Absolventen (30%) der Unterstufe der „Allgemein-
bildenden Höheren Schulen“ (AHS). 

Sollten sich die Modellversuche unter dem Titel der 
„Neuen Mittelschule“ im Bereich der Sekundar-stufe I 
als erfolgreich erweisen und sich auch entsprechend 
etablieren – die bisherige Akzeptanz weist wohl in diese 
Richtung -, so würde sich ein weiterer sehr wichtiger 
Zubringerstrang zur BMHS eröffnen.

Der derzeitige hohe Anteil an Absolventinnen und Ab-
solventen von Hauptschulen an den BHS erklärt auch 

Die AHS hat sich bezüglich der Schülerzahlen in den 
letzten Jahren stabilisiert, indem die „Behaltequote“ der 
Schülerinnen und Schüler an der AHS im Anschluss 
an die Unterstufe erhöht wurde. Dies wurde allerdings 
durch einseitige und gezielte Schülerberatung sowie 
mittels administrativ-organisatorischer Maßnahmen, die 
den Wechsel an die BMHS erschweren, erreicht.

Erziehung und Bildung aus ganzheitlicher Sicht 
Auch ohne internationale Vergleichstudien war und ist 
es seit langem bekannt, dass die Fundamente für jede 
weitere Bildung im frühkindlichen Alter gelegt werden. 
Investitionen in diesem Bereich stellen somit eine wert-
volle Basis für alle folgenden Bildungsphasen dar. Al-
lerdings ist es unerlässlich, sich dabei vor allem auf die 
grundlegenden Kulturtechniken sowie auf Leistung und 
das „Lernenlernen“ zu konzentrieren, jedoch nicht auf 

den hohen Prozentsatz jener, die damit über die Haupt-
schule  zur Reifeprüfung gelangen und nicht über eine 
Lang- oder Oberstufenform der AHS und dabei zusätz-
lich auch ein europäisches Berufsdiplom  erwerben. 
Auch dieser im Grünbuch aufgezeigte Trend wird im 
„Nationalen Bildungs-bericht 2009“ bestätigt.

Der Zustrom von Schülerinnen und Schülern an die BHS 
ist seit den 90er Jahren sehr stark gestiegen. Dadurch 
wurde die AHS-Oberstufe die Schüler- und Maturan-
tenzahlen  betreffend von der BHS auch deutlich über-
holt. Der Anteil der BMS ist in diesem Zeitraum kons-
tant geblieben, während die Berufsschule (Lehre) einen 
deutlich anhaltenden Abwärtstrend aufweist. Dieser 
Abwärtstrend wird leider durch die aktuelle krisenhafte 
Wirtschaftslage verschärft. 

Abb.: Abgelegte 
Reifeprüfungen nach 
Schulsparten
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zu frühe Schwerpunktsetzungen, auf Projektunterricht, 
das Ankreuzen von „Arbeitsbögen“, die Verteufelung 
von Leistungsanforderungen,  auf gefällige Zeugnisse 
und auf falsches Prestigedenken zum Schaden der Kin-
der. Nur so kann sichergestellt werden, dass die weite-
ren Bildungswege von jungen Menschen erfolgreich be-
schritten werden, die des Schreibens, des Lesens und 
des Rechnens kundig sind. 

Dies unterstreicht unsere Forderung, dass nicht nur in 
den Bereichen der früh-kindlichen Erziehung und in der 
Sekundarstufe I, vor allem in die „Neue Mittelschule“ in-
vestiert werden muss, sondern vor allem auch in alle 
Formen der BMHS. Bedauerlicherweise ist jedoch das 
genaue Gegenteil der Fall, wie die jüngsten Diskussi-
onen über die Finanzierung von Bildungsprogrammen 
der Ressortleitung gezeigt haben, die bedauerlicher 
Weise auch aus den ohnehin viel zu knappen Gesam-
tressourcen der BMHS finanziert werden. Dabei wäre 
eine Aufstockung im BMHS-Bereich jedoch die richtige 
bildungs-politische Entscheidung gewesen, sowohl um 
den Erfordernissen der Schülerinnen und Schüler mit 
nichtdeutscher Muttersprache besser zu entsprechen, 
aber auch um ausgeglichenes Gleichgewicht hinsicht-
lich der Geschlechterverteilung zu erreichen.

Sorgsamer Umgang mit der 
Lebenszeit junger Menschen
Entscheidend für junge Menschen ist eine hervorragen-
de Erstausbildung. Daher darf es zu keinem altersmä-
ßigen Hinausschieben der Zugänge zu Berufsbildungs-
angeboten kommen, sondern es gilt die bisherigen 
bewährten und differenzierten Zugänge bereits nach 
der Sekundarstufe I beizu-behalten, auch wenn dies 
in manchen Ländern Europas noch keine Tradition hat. 
Daher ist eine gemeinsame Pflichtschule der 10 bis 16-
Jährigen, wie etwa in England, aber auch eine Vermi-
schung der bewährten und differenzierten Oberstufen-
formen durch modulare Verschnitte abzulehnen, da dies 
zum Verlust unserer wichtigen Schwerpunktsetzungen 
führen würde und damit zum Aberkennen derzeitiger 
beruflicher Berechtigungen.

Chancengerechtigkeit
Chancengerechtigkeit manifestiert sich im freien Zu-
gang zu den staatlichen und staatlich geförderten und 
verpflichtenden Bildungseinrichtungen, wenn die hiezu 
erforderlichen Kriterien erfüllt werden. Diese Chancen-
gerechtigkeit umfasst neben dem freien Zugang jedoch 
auch gezielte und ausreich-ende Förderung von Lern-
willigen, um diese Kriterien erfüllen zu können. Diese 
Förderung kann und soll vor allem auch jenen zugute-
kommen, die aus sogenannten bildungsfernen Milieus 

stammen oder bestimmte Lernschwächen aufweisen. 
Der Verpflichtung zur Förderung durch die öffentliche 
Hand muss allerdings auch seitens der Lernenden ein 
Mindestmaß an Bildungswilligkeit und Bereitschaft, die-
se Förderung zu rezipieren, gegenüberstehen.
 
Das Merkmal Migrationshintergrund manifestiert sich 
sehr unterschiedlich und ist auch laut NBB 2009 sehr 
verschieden verteilt:
 
„Insgesamt liegt der Anteil der Kinder mit nichtdeutscher 
Muttersprache – erfasst durch die Alltagssprache – bei 
16 %, besonders niedrig liegt er in der Berufsschule 
bzw. Lehrlingsausbildung (8 %), was langfristig perso-
nale Probleme bei den Facharbeitern bringen könnte. 
In den Sonderschulen und in den mittleren kaufmänni-
schen Schulen (Handelsschulen) liegt der Anteil an Mig-
rant/inn/en besonders hoch (27–37 %). Ähnlich ungleich 
ist die regionale Verteilung: So ist der Anteil von Mig-
rant/inn/en in Wien außerordentlich hoch, mit Anteilen 
von 50–60 % in wesentlichen Pflicht-schulsparten – nur 
in den Vorschulstufen ist dieser Anteil in allen Bundes-
ländern hoch (30–60 %). Dies alles führt zu einem sehr 
unterschiedlichen Bedarf an Ressourcen und hat erheb-
liche Auswirkungen auf Abschlüsse und Outcome.“

Effektive Förderung und Forderung der 
Schülerinnen und Schüler
Der NBB 2009 weist auch die bildungspolitischen Fehl-
entwicklungen im Bereiche der zahlenmäßigen Relation 
der Lehrerinnen und Lehrer im Bezug auf die betreuten 
Schülerzahlen aus und bestätigt somit die Richtigkeit 
unserer Forderung auf Absenkung der Klassenschüler-
höchstzahl und der Größe von Schülergruppen.

Der NBB 2009 stellt dazu fest:
„Die Zahl der Schüler/innen pro Lehrperson liegt gegen-
wärtig bei 11 über alle Schulen hinweg (mit einer Variation 
zwischen 8 und 14 je nach Schultyp, nur in den Sonder-
schulen liegt diese Zahl verständlicherweise mit 3 beson-
ders niedrig). Die durchschnittliche Klassengröße liegt bei 
22 – und liegt am niedrigsten (die Sonderschule ausge-
nommen) in den Volksschulen (mit 20) und am höchsten 
in einigen berufsbildenden Sparten (Tourismus 27, Bakip 
26). Aufgrund der veränderten gesetzlichen Lage (max. 
Klassenschüler/innen/zahl 25) wird sich dieser Wert in 
den nächsten Jahren eher weiter verringern – genauso 
wie das Verhältnis Schüler/innen pro Lehrperson.
Auffallend ist hier im internationalen Vergleich, dass Ös-
terreich v. a. in der unteren Sekundarstufe eine etwas 
überdurchschnittliche Klassenschüler/innen/zahl, aber 
eine sehr niedrige Zahl an Schüler/innen pro Lehrperson 
hat, d. h. wir haben relativ viele Lehrer/innen.“
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Nur mit pädagogisch vernünftigen Klassen- und Grup-
pengrößen können Schülerinnen und Schüler erfolg-
reich gefördert und gefordert werden. Auf diese Art kann 
auch möglichst Vielen ein hohes Ausbildungsniveau ver-
mittelt werden, können aber auch besonders begabte 
junge Menschen zu Höchstleistungen gefordert werden. 
Falsch ist jedoch auch der derzeitige rein fiskalische 
Ansatz, ausschließlich in der Anzahl von Schülerinnen 
und Schülern pro Klasse zu denken. Richtig wäre es, 
entsprechende Ausbildungs- und Betreuungszeit je 
Klasse unter Einbeziehung der Erfordernisse der Lehr-
pläne und vor allem der individuellen Bedürfnisse der 
Schülerinnen und Schüler als gültige Richtwerte zu 
verwenden, wenn eine tatsächlich schülerzentrierte Pä-
dagogik praktiziert werden soll.

Mündige Schülerinnen und Schüler
Durch die Herabsetzung des Mündigkeitsalters ergibt 
sich in der Sekundarstufe II auch ein neues Bild der 
Schulpartnerschaft, da die Erziehungsberechtigten nicht 
mehr im bisherigen Umfang die Mitverantwortung in den 
Schulpartnergremien tragen.

Die bisherigen Elternvereine in der Sekundarstufe II 
strukturieren sich daher immer mehr in Eltern- und 
Studentenvereine um. Um auch den neue Verantwor-
tungsbildern unserer Gesellschaft Rechnung zu tragen, 
sollten zwischen den Schulpartnern im Bereiche der 
BMHS Schulpartnerverträge abgeschlossen werden, 
die jedoch im Gegensatz zu bereits praktizierten Initia-
tiven auf diesem Gebiet verbindlichen Charakter haben 
sollten und auch Verhaltensverein-barungen umfassen, 
deren Nichteinhaltung zu entsprechenden Konsequen-
zen führen.

Die Zuordnung von Ressourcen im 
Interesse der Schülerinnen und Schüler
Alle bisher vom Dienstgeber praktizierten Bewirtschaf-
tungen der entsprechenden Ressourcen an Unterricht-
zeit für die Schülerinnen und Schüler haben sich als un-
tauglich erwiesen. An sich sollten die in den Lehrplänen 
verankerten Stundenerfordernisse eine ausreichende 
Richtlinie dafür sein. Es hat sich jedoch in der Praxis 
erwiesen, dass gleich strukturierte Schulen mit den glei-
chen Lehrplänen signifikante Stundenkontingente ver-
braucht haben. Dies war auch die Schulaufsicht nicht in 
der Lage abzustellen. So kam es zu den jahrzehntelang 
gültigen Rundschreiben 39 ff., welche die Klassenzahl 
als Richtschnur hatten. Da diese Zuordnung ebenso un-
befriedigend war, wurden die sogenannten „Werteinhei-
ten“ als Kennzahlen eingeführt, die die Schülerzahl zur 
Basis hatten. Auch dieses System war von vorneherein 
untauglich, da  sich diese Kennzahlen nicht an den Lehr-

planerfordernissen orientierten, sondern damals gerade 
aktuelle Verbrauchszahlen ganz einfach  in Kennzahlen 
um-wandelt wurden. Dies führte wegen der unterschied-
lichen Ausbaustadien der Schularten AHS und BMHS, 
aber auch bei jeder späteren Lehrplananpassung zu an-
dauernden Konflikten und allgemeiner Unzufriedenheit.

Richtig und zweckmäßig wäre sehr wohl eine Bindung 
der Unterrichtsressourcen an die Schülerzahlen, aller-
dings direkt an die einzelnen  Schülerinnen und Schü-
ler, als persönliches Ressourcenkontingent. Damit 
könnte den unterschiedlichen Schwerpunktsetzungen 
und dem persönlichen Förderbedarf der Schülerinnen 
und Schüler weit besser entsprochen werden, aber 
auch den persönlichen Neigungen und Begabungen 
der Schüler direkt entgegenkommen werden. Das hie-
ße jeder Schülerin und jedem Schüler sein persönliches 
„Werteinheitenkonto“  zuzuordnen, über welches die 
Schüler im Rahmen des Lehrplanes bis zu einem gewis-
sen Maße auch selbst disponieren können sollen. Dies 
wäre gerade im Sinne von autonomen und individua-
lisierten  Lernmethoden und könnte dem individuellen 
Bedarf an Förderung, aber auch dem Wunsch nach be-
sonderer Schülerleistung weit besser entgegenkommen 
als die bisherigen verfügbaren Globalkontingente, die 
leider nicht zur Gänze bei den Schülerinnen und Schü-
lern auch als Unterrichtsstunden ankommen. Ebenso 
könnte so das Lernen mit individuell unterschiedlichen 
Geschwindigkeiten eine fundierte Basis finden und die 
individuelle Förderung sichergestellt werden. Überdies 
würde dies auch dem derzeit angewendeten allgemei-
nen Grundsatz der Outputorientierung entsprechen.

Schülerinnen und Schüler haben auch Pflichten
Wenn optimale Lernbedingungen gefordert werden, so 
ist auf der anderen Seite jedoch auch die Verpflichtung 
der Schülerinnen und Schüler einzufordern,  wertvolle 
Förderungen auch entsprechend anzunehmen. Sowohl 
die Ergebnisse des Förderns sowie des Forderns müs-
sen jedoch auch entsprechend nachvollziehbar sein. 
Dies ist aber sicherlich nicht möglich, wenn „Ombuds-
männer“ als selbsternannte Bildungsexperten in Medien 
einer realitätsfremden, utopistischen und leistungsfeind-
lichen Illusionspädagogik ohne objektive Leistungsüber-
prüfung das Wort reden und damit meinen, schulisches 
Geschehen zu individuellem „Entertainment“ umpolen 
zu müssen. 

Transparenz der Leistung
Eine objektive Leistungsfeststellung für die Schülerin-
nen und Schüler in den BMHS muss unbedingt erhalten 
bleiben, da mit dem Nachweis dieser Leistungen auch 
wichtige berufliche Berechtigungen verbunden sind. 
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Grundsätzlich entspricht eine Leistungsfeststellung auch 
den pädagogischen Grundsätzen des Förderns, aber 
auch des Forderns der Schülerinnen und Schüler. Eine 
Leistungsfeststellung beweist auch den persönlichen 
Erfolg und wirkt motivierend. Die Behauptung, dass 
die derzeitige Leistungsfeststellung nur „aburteilt“ und 
nicht motivierend sei, ist falsch. Die Forderung, diese 
Leistungsfeststellung durch bloße „Motivierungsflos-
keln“ ersetzen zu müssen, stellt zwar eine idealistische, 
jedoch absolut weltfremde Sichtweise dar. Alle interna-
tionalen Vergleichsstudien stellen Erfolg oder Misserfolg 
mit harten Zahlen und mit Rankings fest und nicht mit 
bloß beschreibenden Motivierungsfloskeln dar.

Zwischen Erziehungsberechtigung und 
Erziehungsverpflichtung
Durch die Herabsetzung des Mündigkeitsalters ergibt 
sich in der Sekundarstufe II auch ein neues Bild der 
Schulpartnerschaft, da die Erziehungsberechtigten 
nicht mehr im bisherigen Umfang die Mitverantwortung 
in den Schulpartnergremien tragen. Die bisherigen El-
ternvereine in der Sekundarstufe II strukturieren sich 
daher immer mehr in Eltern- und Studentenvereine um. 
Um auch den neuen Verantwortungsbildern unserer Ge-
sellschaft Rechnung zu tragen, sollten zwischen den 
Schulpartnern im Bereiche der BMHS Schulpartner-
verträge abgeschlossen werden, die jedoch im Gegen-
satz zu bereits praktizierten Initiativen auf diesem Gebiet 
verbindlichen Charakter haben sollten und auch Verhal-
tensvereinbarungen umfassen, deren Nichteinhaltung 
zu entsprechenden Konsequenzen führen.

Schulbahnberatung und Berufsinformation
Eine objektive und externe Schulbahnberatung und Be-
rufsinformation für die Schülerinnen und Schüler ist in 
allen Bereichen  zu verwirklichen. Damit soll sicherge-
stellt werden, dass die Schülerinnen und Schüler frei 
von institutionellen Interessen beraten werden, um so 
eine ihren Fähigkeiten, Neigungen und Interessen ent-
sprechende Schulwahl treffen können. (Ein Problem vor 
allem an AHS-Langformen, die aus eigenen Interessen 
möglichst wenige Schülerinnen und Schüler aus der 
AHS-Unterstufe an die BMHS abgeben wollen und da-
her entsprechend „beraten“).

Die Schulwahl nach der Sekundarstufe I sollte sehr 
überlegt und nach ausführlicher unvor-eingenommener 
Beratung unter Berücksichtigung der persönlichen Nei-
gungen und Befähigungen erfolgen. Leider sind es sehr 
oft emotionale Entscheidungen, die sich an den Vor-
bildern des Freundeskreises, an den prestigemotivier-
ten Wünschen der Erziehungsberechtigungen und am 
Herkunftsmilieu der jungen Menschen orientieren. Dies 

kann dazu führen, dass ein gewisser Prozentsatz von 
Schülerinnen und Schülern tatsächlich in der falschen 
Schule sitzt oder die falsche Fachrichtung gewählt hat.

Im NBB 2009 wird zu dieser Problematik festgestellt:

„Österreichs Schulsystem ist nach Beginn der Schulpflicht 
von vier entscheidenden Schnittstellen geprägt. Die erste 
Schnittstelle im Bildungsverlauf der Schüler/innen bildet 
der Wechsel von der Primarstufe in die Sekundarstufe I 
(Sek. I) und erfordert eine Entscheidung zwischen Haupt-
schule (HS) und AHS-Unterstufe. Die Schulwahl der etwa 
10-jährigen Schüler/innen und ihrer Eltern ist bereits eine 
wesentliche Determinante für die weitere Bildungslauf-
bahn, da sich die Schüler/innen der AHS von jenen der 
HS in der Wahl weiterführender Schultypen massiv un-
terscheiden. Eine erneute Differenzierung der Schultypen 
an der Schnittstelle zwischen Sek. I und Sekundarstufe II 
(Sek. II) erfordert abermals eine Laufbahnentscheidung. 
Nach 9 Schuljahren ist die Schulpflicht erfüllt, weshalb 
sich für die Schüler/innen zwischen der 9. und der 10. 
Schulstufe die Frage stellt, ob die Schul-laufbahn been-
det, eine Berufsausbildung begonnen oder die Schulkar-
riere fortgesetzt werden soll.

Die letzte Schnittstelle im Bildungsverlauf ergibt sich für 
Absolvent/inn/en maturaführender Schulen, welche zwi-
schen verschiedenen tertiären Bildungsangeboten und 
dem Einstieg in die Berufswelt wählen müssen.

Theoretisch stellt die Wahl des Schultyps für die Sek. I 
noch keine Vorentscheidung für die weitere Schullauf-
bahn dar, da für den Zutritt zu den einzelnen Schultypen 
der Sek. II lediglich der Abschluss der Sek. I Vorausset-
zung ist. Betrachtet man aber die Daten zum Verlauf der 
Bildungsströme, so zeigt sich, dass die theoretisch vor-
handene Durchlässigkeit des Schulsystems in der Praxis 
nur sehr eingeschränkt gegeben ist und die frühe Wahl 
zwischen HS und AHS-Unterstufe in hohem Maße über 
die weitere Schullaufbahn entscheidet.

Der Zustrom an öffentliche Universitäten setzt sich aus 
41,7 % AHS-Absolvent/inn/en, 27,3 % BHS-Absolvent/
inn/en, 1,6 % Absolvent/inn/en einer Bildungsanstalt oder 
Akademie, 2,8 % Studierender mit Berufsreife-, Externis-
tenreife- oder Studienberechtigungsprüfung, 24,6 % mit 
ausländischer Reifeprüfung, post-sekundärer Ausbildung 
oder EU-Universitätsreife und 2 % Studierender mit inlän-
discher postsekundärer Ausbildung, ohne Reifeprüfung 
bzw. ohne Angabe zusammen.

Der Zustrom an Fachhochschulen setzt sich aus 30,7 
% AHS-Absolvent/inn/en, 46,4 % BHS-Absolvent/inn/
en, 1,4 % Absolvent/inn/en einer Bildungsanstalt oder 
Akademie, 6,9 % Studierender mit Berufsreife-, Exter-
nistenreife- oder Studienberechtigungsprüfung, 8 % mit 
ausländischer Reifeprüfung und 6,6 % Studierender mit 
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inländischer postsekundärer Ausbildung bzw. ohne Rei-
feprüfung zusammen.

Die Analyse der Bildungsströme zeigt, dass die Schullauf-
bahn bereits nach vier Schuljahren aufgrund der Schul-
typwahl beträchtlich determiniert wird. Andererseits sind 
horizontale Sprünge zwischen den Schultypen prinzipiell 
in alle Richtungen möglich. Es bleibt offen, ob die Durch-
lässigkeit des Schulsystems in Zukunft optimiert werden 
kann.“

Der Wechsel von Schülerinnen und Schülern in eine BHS 
oder eine BMS ist jedoch leider nicht immer von den Er-
gebnissen einer professionellen Beratung determiniert, 
sondern auch von emotionalen Faktoren. Es sind dies 
sehr oft auch die Beispielfunktion des Freundeskreises, 
prestigeorientierte Wünsche der Erziehungsberechtigten, 
aber auch soziale Milieus,  die den Ausschlag geben.

Umso wichtiger ist auch in der Zukunft eine unvorein-
genommene Beratung und Feststellung der Neigungen 
und Befähigungen der jungen Menschen, um sie in die 
richtige Schule oder Fachrichtung zu führen. Damit kann 
die Rate von Abbrechern, Repetenten und Überwechs-
lern in andere Sparten reduziert werden.

Der NBB 2009 stellt dazu fest:
„An den Übergängen  im Schul- und Bildungswesen 
sind große Ungleichheiten festzustellen, die auch mit 
dem sozialen Hintergrund stark zusammenhängen. Etwa 
30 % treten in eine AHS-Unterstufe ein, von der dann in 
der 8. Stufe 90 % in eine höhere Schule übertreten (was 
nur bei ca. einem Drittel der Hauptschüler/innen der Fall 
ist). Der Übertritt in eine höhere Schule wird sehr stark 
durch das Bildungsniveau der Eltern erklärt, und auch 
die sozioökonomische Herkunft der Studierenden bleibt 
seit vielen Jahren konstant ungleich.“ 

Erfolgsquoten der Schülerinnen und Schüler
Dem immer wieder auftauchenden Vorwurf, die BMHS 
weise eine überdurchschnittliche „Dropout-Rate“ auf, 
muss entschieden widersprochen werden. Die Zahlen 
im NBB 2009 liefern dafür auch den eindrucksvollen Be-
weis und sprechen für die Qualität der BMHS.

Irreführende Statistiken weisen nämlich noch dazu das 
durchaus übliche und sinnvolle Wechseln zwischen ver-
schiedenen Berufsbildungszweigen innerhalb der BHS 
und zwischen BHS und BMS zusätzlich als „Dropout“ 
aus. Diese „Binnenwanderungen“ haben zum Teil auch 
ihre Ursachen in einer nicht immer optimalen Schüler-
bratung auf der Ebene der Zubringerschulen.

Die Erfolgsquoten im mittleren und höheren Schulwesen nach Fachrichtungen und Geschlechtern 
im Schuljahr 2005/6 im Vergleich zum Gesamtdurchschnitt dieser Schulen. (Mittelwert=90).17

81

75

AHS-O

männlich weiblich

BMS

BHS

TOTAL

80 85 90 95 100

88

86
90

92
95

87
92

17) Quelle: Statistik Austria, Berechnung und Darstellung: IHS.
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Die Schulerfolgsquoten in der Oberstufe:18

*Inkl. modulare Oberstufe, ohne AHS für Berufstätige und ohne Übergangsstufen zum Oberstufenrealgymnasium

**Ohne Sonderformen wie Schulen für Berufstätige, Kollegs etc.

18) Zahlenquelle NBB Band 1, S. 84.

gesamt

9. Schulstufe

10. Schulstufe

11. Schulstufe

12. Schulstufe

gesamt

9. Schulstufe

10. Schulstufe

11. Schulstufe

12. Schulstufe

13. Schulstufe

Langform AHS

ORG

Aufbaugymnas.

techn. gewerbl.

kaufmännisch

wirtsch. berufl.

land- u. forstw.

aufst. ber.
(positiv)

87,3

83,5

86,6

86,2

94,7

aufst. ber.
(positiv)

88,4

84,0

85,0

88,1

89,9

97,7

aufst. ber.
(positiv)

89,0

83,0

87,6

aufst. ber.
(positiv)

87,3

87,4

91,4

93,1

aufst. ber.
(mit N. G.)

2,8

3,3

3,1

4,2

0,1

aufst. ber.
(mit N. G.)

2,3

2,3

2,6

2,9

3,6

0,0

aufst. ber.
(mit N. G.)

2,3

3,8

0,8

aufst. ber.
(mit N. G.)

2,1

3,1

1,6

2,2

nicht
aufst. ber.

9,1

12,4

9,4

8,5

5,0

nicht
aufst. ber.

9,3

13,7

12,4

9,0

6,5

2,3

nicht
aufst. ber.

7,9

12,4

11,2

nicht
aufst. ber.

10,6

9,5

6,9

4,6

A. O.
Schüler/in

0,8

0,8

0,9

1,1

0,2

A. O.
Schüler/in

0,0

0,0

0,0

0,0

0,0

0,0

A. O.
Schüler/in

0,8

0,8

0,4

A. O.
Schüler/in

0,0

0,0

0,1

0,1

Werte für die verschiedenen Formen der AHS

Werte für die verschiedenen Formen der BHS

AHS-Oberstufe*

BHS**
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4. Die Lehrerinnen und Lehrer der BMHS.
Sie sind als pädagogische Expertinnen und Experten   verlässliche 
Wegbegleiter der Jugend und wichtige Leistungsträger der Gesellschaft

Das Image der Lehrerinnen und Lehrer
Lehrerinnen und Lehrer finden in erster Linie ihre positi-
ve berufliche Bestätigung durch die Akzeptanz und die 
Rückmeldungen der Schülerinnen und Schüler sowie de-
ren Eltern. Lehrerinnen und Lehrer reagieren daher auch 
sehr sensibel auf die Einstellung der Gesellschaft und vor 
allem der Medien ihnen gegenüber. Kritik am Bildungs-
wesen und damit natürlich auch an den Lehrerinnen und 
Lehrern wird von ihnen jedoch sehr oft als ungerecht 
empfunden, da pädagogische Ergebnisse objektiv nur 
sehr schwer messbar sind. Meist fußen sie auf bloßen 
Momentaufnahmen, beziehungsweise auf nur unvoll-
ständigen, aber international verwendeten sogenannten 
„faktenbezogenen Untersuchungsmethoden“19.    
                           
Die gegenseitige Loyalität
Daher hat jede, nicht zuletzt jedoch die jüngste allge-
meine Medienhetze gegen die Lehrerschaft im Zuge des 
versuchten Diktates einer Arbeitszeiterhöhung, um po-
litische Budgetversäumnisse zu reparieren, auf die Mo-
tivation der Lehrerinnen und Lehrer verheerende Aus-
wirkungen. Verstärkt wird diese Demotivierung durch 
die Haltung der Ressortleitung, die an diesen medialen 
Negativ-kampagnen mit populistischen und problema-
tischen „Meinungsbefragungen“ unter der Bevölkerung 
über „die Lehrerinnen und Lehrern“ sogar federführend 
war. Dies widerspricht den primitivsten Grundregeln von 
Menschenführung und gegenseitiger Loyalität, die ge-
rade in so wichtigen Bereichen der Erziehung und der 
Bildung junger Menschen vorausgesetzt werden muss, 
und zerstört nachhaltig die für jedes erfolgreiche päda-
gogische Geschehen notwendige Basis gegenseitigen 
Vertrauens und Respekts.

Mit Recht erwartet man von Lehrpersonen, dass sie 
sich den ihnen anvertrauten jungen Menschen gegen-
über partnerschaftlich verhalten und Vertrauen aufbau-
en. Ein Mindestmaß eines solchen Ver-haltens ist daher 
auch von unserer Dienstgeberseite einzufordern. Leider 
wird dies eines kurzsichtigen und einfältigen politischen 
Handelns wegen verabsäumt. Sehr zum Schaden des 
österreich-ischen Bildungswesens, welches permanent 
als schlecht und unzureichend diffamiert wird, womit in 
Folge auch die engagierte Lehrerschaft Österreichs dis-
kreditiert wird.

Daher ist zuallererst die Loyalität des Dienstgebers 
der Lehrerschaft gegenüber einzufordern, bevor man 
in der Öffentlichkeit hochtrabende Anforderungsprofile 

entwickelt und ankündigt, um angeblich nur die „Aller-
besten“ für diesen Beruf  rekrutieren zu wollen. 

Die Rekrutierung von Lehrpersonen
Die österreichischen Lehrergewerkschaften weisen seit 
langem darauf hin, dass es auf Grund der Alterspyramide 
im Lehrerbereich sehr bald zu einem gravierenden Man-
gel an Pädagoginnen und Pädagogen kommen wird. 
Außer Absichtserklärungen durch die Politik den Lehrer-
beruf attraktiv gestalten zu wollen, stehen effektive Maß-
nahmen aus. Sogar das Gegenteilige ist der Fall. Nach 
der Diffamierungskampagne gegen die Lehrerschaft im 
ersten Halbjahr 2009 wird nun ein neues Dienst- und 
Besoldungsrecht in Aussicht gestellt, dessen „Attrak-
tivität“ vor allem in einer Verlängerung der Arbeitszeit 
bestehen soll und das Möglichkeiten, Lehrerinnen und 
Lehrer möglichst leicht versetzen und kündigen zu kön-
nen schaffen soll. Damit folgt man dem allgemeinen 
Trend, dass menschliche Arbeitskraft möglichst mobil 
und flexibel gestaltet werden muss, um höchstmögliche 
wirtschaftliche Rentabilität zu erzielen. Begleitet werden 
diese Ideen von einer realitätsfernen Vorstellung, dass 
man unter diesen Rahmenbedingungen sich seitens des 
Dienstgebers nur die „Besten“ für den Lehrerberuf Ge-
eigneten wird aussuchen können.

Auch die jüngsten Jubelmeldungen über den Ansturm 
von Studentinnen und Studenten auf die Pädagogi-
schen Hochschulen können über den künftigen Mangel 
an Lehrerinnen und Lehrern vor allem im berufsbilden-
den Bereich nicht hinwegtäuschen. Die Pädagogischen 
Hochschulen selbst stellen dazu fest, dass ein großer 
Anteil dieser Studentinnen und Studenten als Hauptmo-
tiv angeben, auf diesem Weg leichter einen Bachelor-
Abschluss erreichen zu können, um dann anstelle den 
Lehrerberuf zu ergreifen leichter ein Masterstudium an 
einer Universität anzustreben. Ein weiterer Beweis da-
für, dass die Pädagogischen Hochschulen derzeitiger 
Prägung kein besonders gelungener bildungspolitischer 
Wurf sind.

Der NBB 2009 stellt zur Rekrutierung von Lehrerinnen 
und Lehrern fest:
 „Die Ausstattung mit genügend qualifiziertem Personal 
(Lehrpersonen) konnte aufgrund mangelnder oder wenig 
präziser Daten nur ansatzweise untersucht werden. Da 
die Personalausgaben für die etwa 100 000 Vollzeitäqui-
valente zirka 80 % der Gesamtausgaben im Bildungs-
budget ausmachen, sind diese die teuerste Ressource 

19) „evidence-based policy” 
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im Schulwesen (eine Lehrperson [ohne Nebenkosten] 
bedeutet im Durchschnitt ca. 60 000 EUR Kosten).

Der Frauenanteil im Lehrpersonal liegt bei 65 % (bei ÂÂ
den Schulleiterinnen jedoch nur bei 50 %). Die größ-
ten Geschlechterunterschiede bestehen im berufs-
bildenden Bereich, wo der Frauenanteil insgesamt 
deutlich unter dem Durchschnitt liegt (43 %), und 
wo auch der Anteil an den Direktor/inn/en deutlich 
geringer ist (ca. 20 %). Die Geschlechterungerech-
tigkeit in pädagogischen Führungs-positionen ist 
aber ein weltweit festzustellendes Phänomen (und 
nicht nur im Bildungsbereich).

Die Netto-Unterrichtszeit der Lehrer/innen ist im ÂÂ
Primarbereich international leicht unter dem Durch-
schnitt, im unteren Sekundarbereich noch deutlich 
niedriger (nur 4 von 21 untersuchten Ländern lie-
gen noch niedriger). In den obersten Ländern gibt 
es gegenüber Österreich um ein Drittel höhere Un-
terrichtszeiten – in den USA und Neuseeland sogar 
noch höhere. Es gibt hier auch einen deutlich po-
sitiven Zusammenhang zur Zahl der Schüler/innen 
pro Lehrperson: bei steigenden Unter-richtszeiten 
werden auch mehr Schüler/innen unterrichtet.“

Diese Unterschiede sollten jedoch die politisch Verant-
wortlichen nicht weiter dazu verführen Unterrichtszeit 
mit Lehrerarbeitszeit und Lehrverpflichtung der Leh-
rerinnen und Lehrer miteinander zu verwechseln und zu 
vermischen und Österreichs Pädagoginnen und Päda-
gogen im internationalen Vergleich als „Minderleister“ 
hinzustellen. 

Im Schuljahr 2007/08 waren in Österreich mehr als 
120.000 Lehrer/innen tätig, davon ca. 60% im Pflicht-
schulbereich (ohne AHS-Unterstufe) und ca. 40% im 
weiterführenden Schulwesen.

Im NBB werden im Band 2 in einem beachtenswer-
ten Beitrag von JOHANNES MAYR und GEORG HANS 
NEUWEG20 sehr umfassend die Grundvoraussetzungen 
zum Rekrutieren von Lehrerinnen und Lehrern darge-
stellt und damit der Politik entsprechende Parameter 
geliefert, die aber auch beherzigt werden sollten:
„Eine Optimierung dieser Personalressourcen setzt 
demnach voraus,

dass sich hinreichend viele und geeignete Personen ÂÂ
durch eine Lehramtsausbildung und den Lehrer/in-
nen/beruf angezogen fühlen (Attrahierung),

dass die bestgeeigneten Personen in die Ausbildung ÂÂ
aufgenommen werden und wenig geeignete Perso-
nen möglichst frühzeitig andere Ausbildungswege 
einschlagen (Eingangsselektion),

dass angehende Lehrer/innen in der Grundausbil-ÂÂ
dung an das für den Eintritt in die Induktionsphase 
erforderliche fachwissenschaftliche, fachdidaktische 
und pädagogische Kompetenzniveau herangeführt 
werden (erste Phase),

dass zwischen den Abschluss der ersten Phase und ÂÂ
die volle berufliche Tätigkeit ein als Arbeits- und Lern-
phase konzipierter Abschnitt der beruflichen Indukti-
on geschaltet wird (zweite Phase) und

dass der Prozess des Lernens von Lehrer/inne/n im ÂÂ
Sinne eines lebenslangen Lernens in allen Kompe-
tenzbereichen auf Dauer gestellt wird (dritte Phase).

Verbesserung des Berufsimages durch Profilierung ÂÂ
und Propagierung des Lehrer/innen/berufs als viel-
fältige und bei persönlicher Passung befriedigende, 
aber auch anspruchsvolle berufliche Option

Propagierung realitätsangemessener Berufsbilder ÂÂ
in Verbindung mit Hinweisen darauf, dass die eige-
nen Schulerfahrungen nur mehr bedingt als Orien-
tierungshilfe für die Berufswahl dienen können (z. B. 
Herausforderungen durch zunehmende Heterogeni-
tät der Schüler/innen oder durch neue Aufgaben in 
der Schulentwicklung)

Unterstützung des Bildes einer Profession, die auf al-ÂÂ
len Ebenen des Schulsystems intrinsisch motivierte 
und besonders leistungsfähige Menschen braucht, 
durch Maßnahmen der Eingangsselektion, durch an-
spruchsvolle Studien und durch ein einheitliches Ent-
lohnungsschema für alle Gruppen von Lehrer/inne/n

Schaffung von Karrieremöglichkeiten im Beruf, insbe-ÂÂ
sondere durch Einführung eines mittleren Manage-
ments und verbesserte Optionen für die Übernahme 
anderer qualifizierter Funktionen (z. B. Betreuungs-
lehrer/in in der Lehrer/innen/ausbildung oder im Rah-
men der Induktion von Junglehrer/inne/n, Lehrer/in-
nen/fortbildner/in, Schulqualitätsmanager/in)

Vergabe von Funktionen und Positionen nach Leis-ÂÂ
tungskriterien und entsprechender Sichtung und För-
derung geeigneter Kandidat/inn/en

Erhöhung der Attraktivität eines Einstieges in das ÂÂ
Lehramt für Personen mit Erfahrung in anderen Beru-
fen (z. B. durch Anrechnung von Vordienstzeiten au-
ßerhalb des Lehramts bei der Gehaltseinstufung, ins-
bes. in Bereichen mit Versorgungsengpässen auch: 
Schaffung von Gelegenheiten zum Erwerb fehlender 
didaktischer, pädagogischer und fachlicher Kompe-
tenzen parallel zur bereits begonnenen entlohnten 
Lehrtätigkeit)

Erleichterung des partiellen Ausstiegs aus der Lehrer-ÂÂ
tätigkeit, um parallel zu dieser oder phasenweise in 

20) JOHANNES MAYR und GEORG HANS NEUWEG; “Nationaler Bildungsbericht 2009“ Band 2 „Fokussierte Analysen bildungspolitischer Schwerpunktthemen“;
Seite 99 ff. im Kapitel A5 „Lehrer/innen als zentrale Ressource im Bildungssystem: Rekrutierung und Qualifizierung“; BMUKK-BIFIE.
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Vollzeit in anderen Berufsfeldern tätig sein zu können, 
die individuelle Laufbahn auf diese Weise anzurei-
chern und an den Schulen Wissen aus anderen Le-
bensbereichen präsent zu machen.

Vor allem die wichtige Phase der Einführung der ÂÂ
Junglehrerinnen und Junglehrer wird in diesem Kapi-
tel ausführlich behandelt und auch konkrete Empfeh-
lungen gegeben.

Die Wissenschaft hat damit konkrete Vorschläge un-
terbreitet, die von der Lehrervertretung in wesentlichen 
Teilen auch unterstützt werden. Die Politik sollte sie je-
doch konsequent umsetzen, anstatt dauernd Ankün-
digungen über die Medien zu machen, ohne mit den 
wirklich betroffenen Lehrerinnen und Lehrern sowie de-
ren legitimierten Vertretungen ernsthafte Gespräche zu 
führen. Zurufe von selbsternannten „Bildungsexperten“ 
und „Ombudsleuten“, die bestenfalls in der Lage sind, 
ihre einstigen Erfahrungen als Schüler einzubringen, 
meist sind es nicht gerade erfolgreiche Expolitiker, die 
sich zum Beispiel im Rahmen des „Managment-Club“ 
öffentlich äußern, sind nicht nur entbehrlich, sondern 
sie vergiften die verbliebenen Reste eines sozialpart-
nerschaftlichen Dialogs zwischen den Vertretern des 
Dienstnehmers und der Lehrerschaft.

Die gesellschaftliche Positionierung der 
Lehrerinnen und Lehrer
Um eine allseits geforderte Bildungsgerechtigkeit auch 
verwirklichen zu können, sind die Lehrenden von aus-
schlaggebender Bedeutung. Sie sind weit mehr als 
„Dienstleister“ herkömmlicher Art. Ihre Motivation und 
ihre Stellung innerhalb der demokratischen Gesellschaft 
sowie ihr Vorbild prägen ganz entscheidend die ihnen 
anvertrauten jungen Menschen. LUDWIG ECKINGER21  
stellt dies für die Profession der Pädagoginnen und Pä-
dagogen aus deutscher Sicht sehr eindrucksvoll fest: 
 „Mit Selbstbewusstsein sollten Lehrerinnen und Lehrer 
ih¬ren Dienst tun. Sie dienen, aber im aufrechten Gang. 
Sie müssen ihre Individualität ausprägen und im anti-
ken Sinn „zoon politicon“ sein. Dazu brauchen sie die 
entsprechen¬den finanziellen Ressourcen. Das Erzie-
hungsziel des soli¬darischen Individuums wird sich nur 
dann verwirklichen lassen, wenn die Rahmenbedingun-
gen stimmen. Der Bei¬trag der Lehrerinnen und Leh-
rer für eine soziale Melodie in diesem Land unterstützt 
gleichzeitig das Wachsen der De¬mokratie. Indem Päda-
gogen die Jugend fordern und för¬dern und konsequent 
Einhalt gebieten, wenn falschen Slo¬gans nachgerannt 
wird, übernehmen sie eine unverzicht¬bare gesell-
schaftliche Aufgabe. Deshalb sollten die finan¬ziellen 
Rahmenbedingungen angemessen sein.“

Allerdings hat Bildung neben der Vermittlung von mess-
barem Wissen und Können vor allem auch die Aufgabe, 
junge Menschen zur Übernahme von Verantwortung zu 
erziehen. Dies kann aber nur gelingen, wenn die Gesell-
schaft und vor allem die Medien Bildungseinrichtungen 
nicht als beliebig verfügbaren Bestandteil einer Unter-
haltungskultur betrachten, die in einer medialen Spaß- 
und Eventgesellschaft eingebettet ist. 

Ein neues Dienst- und Besoldungsrecht
Ein neues Besoldungsrecht mit einem abgeflachten 
Gehaltskurvenverlauf, die die Lebens-verdienstsumme 
wahrt und höhere Anfangsgehälter bietet, wurde von 
der Lehrerstandesvertretung schon vor vielen Jahren 
gefordert und die Berechnungen für eine Gesetzesi-
nitiative durchgeführt. Die politischen Entscheidungs-
träger haben dies jedoch nicht umsetzen können, da 
es logischerweise in der Einführungsphase das Bud-
get etwas mehr belastet hätte, dafür aber in späteren 
Jahren Einsparungen die Konsequenz gewesen wären. 
Das Denken der politisch Verantwortlichen reicht lei-
der nach wie vor bestenfalls bis zum nächsten Wahl-
termin, keinesfalls jedoch darüber hinaus. Trotz aller 
Beteuerungen der politischen Entscheidungsträger, 
den Lehrerberuf auch über eine solche neue Gehalts-
kurve attraktiver zu machen, waren sie in Wirklichkeit 
nur daran interessiert, das derzeitige Dienstrecht der 
Lehrerinnen und Lehrer zu verschlechtern. Verminderte 
Absicherung des Arbeitsplatzes, weniger arbeitsrecht-
licher Schutz unter dem Vorwand der „Flexibilität“ und 
der “Mobilität“ und das Umsetzen der Verschlechte-
rung des Pensionsrechtes hatten stets Vorrang. Nun-
mehr wird eine vernünftige Veränderung der Gehalts-
kurve mit einer Erhöhung der Lehrverpflichtung und 
damit der Arbeitszeit verknüpft und so verlangt, dass 
die Lehrerinnen und Lehrer notwendige Reformschritte 
selbst finanzieren sollen.

Diese Vorgangsweise, bei der Dienstrecht und Besol-
dung, Lehrerarbeitszeit und Lehrverpflichtung bewusst 
in der Öffentlichkeit vermengt werden, ist einer sozi-
alpartnerschaftlichen Lösung abträglich und verfolgt 
scheinbar gezielt eine Politik der Konfrontation.
Um eine Lösung dieses Problems, entsprechend den 
Forderungen der Lehrerschaft wird die Dienstnehmer-
seite längerfristig nicht vorbeikommen. Allerdings wird 
von der Lehrerschaft keinesfalls ein Diktat des Dienst-
gebers akzeptiert, selbst wenn er wie so oft die öffent-
liche Meinung mobilisiert, sondern nur ein einvernehm-
lich erzieltes Ergebnis. 

21) ECKINGER LUDWIG, „Bildung – Hoffnung  inbegriffen!?“, S.106, Verband für Bildung und Erziehung Berlin 2002. 
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Gewerkschaftliche Grundrechte 
der Lehrerschaft
Im Zuge der Auseinandersetzung um die Erhöhung der 
Arbeitszeit der Lehrerinnen und Lehrer um 20% ohne 
Lohnausgleich zum Stopfen von Budgetlöchern, wur-
de tatsächlich von Medien und bestimmten politischen 
Richtungen ernsthaft die Frage gestellt, ob das Ver-
sammlungs-, Demonstra-tions- und Streikrecht auch 
für Pädagoginnen und Pädagogen gelte. 
Wenn diese Ansicht demokratiepolitisch nicht so un-
glaublich wäre, könnte man  milde lächelnd auf die rüh-
rend einfältige Frage des österreichischen Monarchen 
erinnern, als man ihm die Meldung im Zuge der Re-
volution von 1848 überbrachte, dass die Bevölkerung 
demonstriert, „Ja, dürfen’s denn das?“ 

Gewerkschaftliche Aktionen, und zu diesen zählt un-
ter vielen anderen auch der Streik, ist weder eine Fra-
ge von Bewilligungen oder Gesetzen. Denn auch die 
jüngste Geschichte Europas beweist, dass auf der Ba-
sis der Naturrechtslehre die Befreiung von der Diktatur 
des „Realen Sozialismus“ keine Frage von Rechtsnor-
men sondern das Ergebnis der Entschlossenheit und 
des Mutes von Massen-bewegungen war, wobei Ge-
werkschaften eine wesentliche Rolle gespielt haben.

Obwohl grundsätzlich keine gesetzlichen Normen für 
gewerkschaftliche Aktionen notwendig sind, wurde im 
Punkt 3 der Stellungnahme der Bundeslehrer an den 
Österreich-Konvent zur Schaffung einer neuen und 
modernen Verfassung für Österreich auch auf diese 
Grundrechte besonders hinge-wiesen: 

„Das  Recht auf gewerkschaftliche Aktionen: 
Abschließend sei festgestellt, dass mit einer Veranke-
rung des Versammlungs-, Demonstrations- und Streik-
rechtes in der Verfassung, dies auch für die Beschäf-
tigten im Bereiche der Bundesschulen sichergestellt 
sein muss.“22

Eine „Europäische Personalvertretung“
Bedingt durch die Freizügigkeit des Berufszuganges 
innerhalb der Europäischen Union sollten in sinnvoller 
Ergänzung, der auf Freiwilligkeit beruhenden gewerk-
schaftlichen Organisationsstrukturen, zum Beispiel nach 
dem Vorbild der österreichischen Personalvertretungen 
oder der Personalräte in Deutschland gesetzliche Ver-
tretungskörper der Lehrerinnen und Lehrer in allen Län-
dern der EU eingerichtet werden. Diesen sollten aber 
auch auf der europäischen Ebene gesetzlich verankerte 
Mitbestimmungs- und Mitwirkungsrechte bei der Entste-
hung und der Erarbeitung von Richtlinien und Rechtsbe-
stimmungen der EU, die grundsätzliche bildungspoliti-
sche Materien betreffen, eingeräumt werden. 

Dieses Anliegen hat sich in der Kollegenschaft bereits 
manifest, nicht zuletzt wegen des zunehmenden indi-
rekten Einfluss der EU auch auf das nationale Bildungs-
wesen. Man denke nur an Konstrukte wie EQR, ECVET, 
ECTS und die europäischen Bildungsstandards sowie 
die Förderprogramme wie ESF, die sehr wohl auch die 
Interessen der Lehrerinnen und Lehrer betreffen.

22) SKALA HELMUT, Antragsteller als Delegierter der Bundeslehrer in der GÖD beim Österreich-Konvent; Parlamentarische Protokolle, Positionspapier 85/POSP-K .
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Die BMHS ist eine bildungspolitische 
„Erfolgsstory“
Die eindrucksvollste Bestätigung, die ein Bildungsangebot 
erhalten kann, ist die konkrete Wahl dieses Weges durch 
die Schülerinnen und Schüler. Es ist evident, dass damit die 
Güte der BMHS sehr eindrucksvoll von den wirklich Betrof-
fenen, den Schülerinnen und Schülern bestätigt wird. Sie 
sind es, die die BMHS zum größten und wichtigsten Ober-
stufenschulwesen Österreichs gemacht haben und nicht 
die Schulpolitik oder irgendwelche Medienkampagnen.

Im Kapitel 3 wurden die Schülerströme sehr ausführlich 
dargestellt. Wenden wir uns nun im Detail den Gründen für 
diese Schülerströme zu.

Diese Schülerströme zeigen sehr deutlich, dass die be-
rufsbildenden mittleren und höheren Schulen Österreichs 

(BMHS) das wichtigste Fundament des österreichischen 
Oberstufenschulwesens sind, obwohl dies in der Öffent-
lichkeit bei Bildungsdiskussionen kaum so wahrgenom-
men wird. 

Die Doppelfunktion der BHS
Nahezu 2/3 der österreichischen Maturantinnen und 
Maturanten kommen bereits aus der BHS und erwer-
ben damit nicht nur die Voraussetzungen für einen di-
rekten Berufseinstieg, sondern auch für ein Studium an 
Universitäten. Die BMHS trägt gemeinsam mit dem dua-
len Lehrlingsausbildungssystem entscheidend dazu bei, 
dass Österreich im internationalen Vergleich eine erfreu-
lich niedrige Zahl an jugendlichen Arbeitslosen hat und 
die Zahl jener, die die Sekundarstufe II abschließen, weit 
über der EU-Marke liegt.

Mehr als zwei Drittel der Absolventinnen und Absolven-
ten einer BHS wählen den sofortigen Berufseinstieg und 
leisten so mit ihren Bildungserträgen einen wertvollen und 
unverzichtbaren Beitrag zur Qualität des Wirtschaftsstand-
ortes Österreich. Im Gegensatz dazu beginnen mehr als 
zwei Drittel der AHS-Maturanten ein Studium, da ihnen der 
direkte Berufseinstieg mangels beruflicher Quali-fikationen 
nur schwer möglich ist.

Das berufsbildende mittlere und höhere Schulwesen und 
seine Akteure waren und sind an einer engen Zusammen-
arbeit mit der österreichischen Wirtschaft und ihrer Stan-
desvertretung interessiert. Seit Jahrzehnten war es die 
Usance, dass sich die Interessenvertretungen der Wirt-
schaft und die BMHS-Lehrerstandesvertretung bei der 
Entwicklung neuer Lehrpläne und Prüfungsordnungen be-

5. Den erfolgreichen Weg der BMHS weiter gehen

Abb.: Die Übertrittsquoten
des Maturajahrganges 2005
in öffentliche Universitäten
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raten und koordiniert haben. Das gemeinsame Bestreben 
nach bestmöglicher Qualität der Berufsbildung in Öster-
reich konnte daher in der Vergangenheit weitgehend ge-
meinsam in die Wirklichkeit umgesetzt werden. 

Die BMHS ist auch ein besonderer 
Partner der Wirtschaft
Die Standesvertretung der BMHS-Lehrerinnen und Leh-
rer signalisiert und bekennt dies seit ihrer Gründung nicht 
zuletzt mit dem Titel ihrer Zeitschrift. „Weg in die Wirt-
schaft“, einem  Zeitungstitel, der für eine Lehrergewerk-
schaft nicht gerade alltäglich ist.

Die Lehrerinnen und Lehrer haben daher auch stets tech-
nische, wirtschaftliche und wissenschaftliche Innovationen 
nicht nur mitgetragen, sondern auch viele initiiert und ver-
wirklicht und Partnerschaften mit der Wirtschaft praktiziert. 
Dieses Miteinander hat auch entscheidend zum Erfolg des 
berufsbildenden mittleren und höheren Schulwesens in 
Österreich beigetragen. 

Umso befremdender ist jedoch die Haltung und sind  die 
Aussagen von Wirtschaftsvertretern im Zuge der jüngs-
ten verallgemeinernden und undifferenzierten Diskussion 
über Österreichs Bildungswesen, die über die Medien 
geführt wurde. Selbstverständlich muss sich auch das 
Erfolgsmodell BMHS stets weiterentwickeln und verbes-
sern. Dass jedoch dieses erfolgreiche Schulwesen mit 
seinen tüchtigen Schülerinnen und Schülern, Absolven-
tinnen und Absolventen sowie seinen engagierten Pä-
dagog-innen und Pädagogen im Zuge dieser, zum Teil 
verhetzenden und unsachlichen Diskussion, als Teil eines 
unfähigen, ineffizienten, nur Geld verschlingendes und 
nicht einmal Mittelmaß produzierendes Schulwesen, als 
vom Grunde auf reformbedürftig und auf dem Niveau ei-

nes Entwicklungslandes befindlich, apostrophiert wurde, 
ist auf das Schärfste zurückzuweisen. 

In dieser Situation hätte sich Österreichs berufsbildendes 
Schulwesen zumindest von der Seite der Wirtschaft eine 
differenziertere Haltung erwartet und verdient. Im Gegen-
satz dazu haben die Pädagoginnen und Pädagogen der 
BMHS sich nie gegenüber der österreichischen „Öko-
Sozialen Marktwirtschaft“ ablehnend oder gar feindselig 
verhalten.

Es ist auch unverständlich, dass von offizieller Seite Ös-
terreichs die Kritik der Europäischen Union in der ersten 
nationalen Evaluation des „Lissabon-Prozesses“ unwider-
sprochen blieb, dass angeblich das österreichische Schul-
system nur unzureichend das Prinzip „Entrepreneurship“ 
vermittle. Dem ist entschieden zu widersprechen, wenn 
man bedenkt, dass sowohl an den BMHS und an den BS 
dieses Prinzip gemeinsam mit dem Grundsatz der „Em-
ployability“ ein wichtiges Anliegen ist und Österreich für 
viele nicht kritisierte Länder ein Vorbild sein kann. Dieses 
unreflektierte Akzeptieren aller Äußerungen aus Brüssel, 
auch von unrichtigen, trägt mit dazu bei, dass in Österreich 
die EU in der Bevölkerung nicht jene Akzeptanz findet, die 
sich die Politik wünscht.

Die BMHS trägt zum 
Wirtschaftsstandort positiv bei
Die BMHS trägt gemeinsam mit dem dualen Lehrlingsaus-
bildungssystem entscheidend dazu bei, dass Österreich 
nach wie vor ein attraktiver Standort für die Wirtschaft ist 
und im internationalen Vergleich eine erfreulich niedrige 
Zahl an jugendlichen Arbeitslosen hat und die Zahl jener, 
die die Sekundarstufe II abschließen, weit über der EU-
Marke liegt.

Abb: Anteil der 
Bevölkerung
mit einem Ab-
schluss der
Sekundarstufe II
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Faire Einstufung der BMHS wird gefordert
Es gilt daher gemeinsam eine entsprechend hohe Ein-
stufung aller Abschlüsse der BMHS im Nationalen Quali-
fikationsrahmen (NQR) und damit im Europäischen Qua-
lifikationsrahmen (EQR) sowie im ECVET sicherzustellen 
und die damit verbundene Anerkennung der hochwerti-
gen öster-reichischen Berufsbildung auf nationaler und 
internationaler Ebene.

Die nicht verstummenden politischen Profilierungsrufe 
nach organisatorischen Bildungsreformen und inter-
nationaler Anpassungen in Österreich, um ein derzeit 
angeblich völlig unzureichendes Bildungssystem zu re-
formieren und abzulösen, sollten vielmehr durch einen 
sozial-partnerschaftlichen Dialog ersetzt werden, um 
eine faire und sinnvolle Dotierung der bewährten Sys-
teme sicherzustellen. Selbstverständlich steht die Stan-
desvertretung der BMHS-Lehrerinnen und Lehrer zu 
dem Grundsatz, dass mit dem Einsatz öffentlicher Mittel 
sorgsam, sparsam und dabei transparent und kontrol-
liert umgegangen werden muss. Es handelt sich mit Ver-
laub auch um unsere Steuergelder. Eine Transparenz, 
die in der derzeitigen Zuständigkeitsvielfalt leider nicht 
gegeben ist. Dann könnte nämlich auch sichergestellt 
werden, dass der Hauptanteil des Bildungsbudgets tat-
sächlich in die Pädagogik geleitet wird. Damit können 
dann durch bessere innere Rahmenbedingungen sinn-
volle innovative Maßnahmen des Förderns und des For-
derns verwirklicht werden. Es sollte daher auch in das 
allgemeine Bewusstsein eingehen, dass Investitionen in 
die Bildungssysteme gesellschaftspolitisch auch durch-
aus „lukrativ“ sind, wohl nicht bis zum nächsten Wahl-
termin, sicher jedoch für die Zukunft. Gerade dies wäre 
ein wichtiger Schritt, um auch den Bildungseinrichtun-
gen Chancengerechtigkeit angedeihen zu lassen.

Innerhalb der Europäischen Union nimmt derzeit Bildung 
auf Grund der Beschlüsse von Lissabon eine vorrangige 
Stellung ein. Damit wird ein möglichst breiter Zugang zu 
Bildung auch mittels der Angebote des Lebensbeglei-
tenden Lernens als Qualifikationsoffensive unterstützt.
Auch wenn in dieser Empfehlung  die Bildung in erster 
Linie auf eine Belebung der Wirtschaft  und die künfti-
gen Erfordernisse des Arbeitsmarktes hinzielt, so wer-
den zumindest  die Förderung aktiven Bürgersinnes, 
sozialen Zusammenhaltes und gerechter Verhältnisse 
erwähnt. Trotz dieser zusätzlichen Bemerkungen steht 
also Bildung für die Europäische Union im Sinne von 
einseitiger Wissensvermittlung vorrangig im Dienste der 
Ökonomie.

Der wechselseitige Einfluss von Arbeitsmarkt 
und Bildungssystem
Auch im Hinblick auf die Bemühungen der Europäi-
schen Union auf dem Sektor des Arbeitsmarktes und 
der Beschäftigungspolitik stellen die zwei wertvollen 
Optionen, welche die Absolventinnen und Absolventen 
der BHS haben, nämlich Berufseinstieg oder Studium, 
einen sinnvollen Beitrag dar. Durch die Verzweigung der 
Jahrgangsströme der jungen Menschen, die auf den 
Arbeitsmarkt drängen, bedingt durch das differenzierte 
österreichische Schulwesen in der Sekundarstufe II, mit 
den Möglichkeiten eines Berufseinstiegs oder eines wei-
terführenden Studiums auf der einen Seite und durch 
das „duale Bildungssystem“ mit Lehre und Berufsschule 
auf der anderen Seite weist Österreich seit langem eine 
im europäischen Vergleich äußerst günstige Kennzahl 
bei der Jugendarbeitslosigkeit auf. 

Allerdings wirkt sich auch in Österreich die jüngste Wirt-
schaftskrise in der Folge einer verantwort-ungslosen Fi-
nanzmarktpolitik negativ aus. Dies ließ auch jüngst die 
Jugendarbeitslosigkeit ansteigen, allerdings in keinem 
so großen Ausmaß wie in vielen anderen Ländern Eu-
ropas.
Die jüngste krisenhafte Entwicklung der internationalen 
Wirtschaft verstärkt daher das gesell-schaftliche Kon-
fliktpotenzial in jenen Ländern mit einem hohen Anteil 
arbeitsloser Jugendlicher, wie die Beispiele Griechen-
land oder Frankreich immer wieder zeigen. Man ist aber 
auch in Österreich gut beraten, diesem Problem eben-
falls die Aufmerksamkeit der politisch Verantwortlichen 
zu schenken und in die Verhinderung einer Zunahme 
von Jugendarbeitslosigkeit auch in Österreich zu inves-
tieren.

Maßnahmen der Politik dürfen allerdings nicht allein 
das Ziel haben, vermehrt Lehrplätze zur Verfügung zu 
stellen, sondern sie sollte auch dafür sorgen, dass  die 
BMHS nicht nach wie vor aufnahmewillige Jugendliche 
abweisen muss, da die Räumlichkeiten, die Ausstattun-
gen und vor allem die Stundenkontingente für die Schü-
lerinnen und Schüler nicht ausreichend zur Verfügung 
stehen. Gerade Investitionen  in Schuleinrichtungen ha-
ben einen langzeitigen Effekt. Denn auch bei der Ge-
samtarbeitslosenrate zeigt sich für Absolventinnen und 
Absolventen von BHS und BMS ein im Vergleich sehr 
günstiges Bild.
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Die Werte bei der Jugendarbeitslosigkeit sind für Öster-
reich seit Jahrzehnten trotz aller Konjunkturschwankun-
gen im europäischen Vergleich stets günstig geblieben. 
So wurde bereits 1996 in der Veröffentlichung „einblick“ 
des Deutschen Gewerkschaftsbundes - DGB zur Ar-
beitslosenquote von Männern und Frauen unter 25 Jah-
ren festgestellt, dass Österreich der „EU-Primus“ mit 6% 
ist und Spanien mit 41,9% und Finnland mit 38,1% die 
Schlusslichter bilden.

Auch 2006 weist das BIBB 3 in Deutschland als Durch-
schnitt der 25 EU-Länder 18,5% aus, während Öster-
reich bei 10,3% rangiert und nur die Niederlande, Däne-
mark und damals Irland bessere Werte aufwiesen. Auch 
damals lag Finnland mit 20,1% deutlich – nämlich fast 
doppelt – über dem Vergleichswert Österreichs.

Die Ursachen für diese unterschiedlichen Werte zwischen 
Finnland und Österreich sind sicherlich vielfältiger Natur 
und sowohl von der Wirtschaftsstruktur und der geogra-
phischen Lage beeinflusst. Tatsache ist allerdings auch, 
dass Österreich im Gegensatz zu Finnland seit Jahrzehn-
ten ein gut ausgebautes und differenziertes Schulwesen 
in der Sekundarstufe II aufweist, während sich in Finnland 
das berufsbildende Schulwesen in den letzten Jahren im 
verstärkten Ausbau befindet.

Damit soll jedoch keinerlei Bewertung der Qualität des 
Schulsystems in Finnland vorgenommen werden. Denn 
vergleichende Gegenüberstellungen, wie Finnland versus 
Österreich, sind hinsichtlich ihrer gefestigten Aussagekraft 
wegen statistisch schwer erfassbarer und gewichtbarer 
Rahmen- und Nebenbedingungen durchaus problema-
tisch. Ebenso sind sehr viele zahlenmäßige Auswertun-
gen, die schließlich in internationale Rankings münden, 
wie PISA oder TIMSS, hinsichtlich ihrer Aussagekraft zu 
relativieren, vor allem, wenn sie zur Grundlage bildungs-
politischer Entscheidungen gemacht werden.  

Wenn man aber Finnland als durchaus auch nachzuah-
mendes Beispiel nimmt, dann vor allem, was dort die un-
aufgeregte Umsetzung erforderlicher bildungspolitischer 
Maßnahmen betrifft, die ohne das bei uns leider übliche 
Reformgeschrei der Politik vorgenommen werden.23

Im NBB 2009 wird dazu festgestellt:
„Bei einigen Output- und Outcome-Indikatoren liegt das 
österreichische Bildungswesen vergleichs-weise gut 
(Abschlüsse in der jungen Bevölkerung, wenig frühe 
Schulabbrecher/innen). Im Hinblick auf Beschäftigung 
und Arbeitslosigkeit ergibt sich ein komplexes Bild, her-
vorstechend ist aber die ungünstige Lage jener Perso-
nen, die nur über eine Pflichtschulbildung verfügen bei 
Beschäftigung, Arbeitslosigkeit und Einkommen (für 
Frauen gestaltet sich dies noch ungünstiger als für Män-
ner). Eine neue Studie hat Bildungserträge geschätzt, 
die die Unterschiede zwischen den Bildungsstufen Leh-
re, BMS, BHS und Hochschule durch steigende Ren-
diten zum Ausdruck bringen, und insbesondere auch 
einen deutlichen Unterschied der Renditen zwischen 
Hochschulen und BHS auch innerhalb der Fachberei-
che (z. B. Technik, Wirtschaft) zeigen.“

Die BMHS sollte Vorbild sein
Das österreichische Bildungswesen ist allerdings stark 
genug, um auch im internationalen Konzert eine führen-
de Rolle zu spielen, es fehlt aber vor allem der Politik an 
gesundem Selbstbewusstsein unsere Qualitäten auch 
international zu bekennen. Das berufsbildende Schul-
wesen Österreichs beweist  dies in Kooperation mit 
der österreichischen Wirtschaft mit dem Erreichen von 
hervorragend-en Ergebnissen bei internationalen Wett-
bewerben, an denen unserer Schülerinnen und Schü-
ler sowie unserer Absolventinnen und Absolventen seit 
Jahren teilnehmen.

23) HOPMANN STEFAN T., BRINEK GERTRUDE, RETZL MARTIN (Hrsg.): „PISA According to PISA“, LIT-Verlag, Wien 2007.

Abb: eurostat – pressemitteilung – euroindikatoren / 61/2009 – 30. April 2009
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Bei aller partnerschaftlichen Gemeinsamkeit mit den ös-
terreichischen Wirtschaftsverbänden, hätte diese dort 
eine Grenze, wo Bildung und damit auch die Berufsbil-
dung einer rigorosen und ausschließlichen Verzweckung 
unterliegen soll.

So wünscht sich zum Beispiel der Hessische Unterneh-
merverband“ eine Schule der Zukunft, die „eine Dienstleis-
tungsorganisation im Bereich Bildung und keine soziale 
Einrichtung“24 sein soll.

Einen solchen Weg können und dürften wir in Österreich 
nicht mitgehen, da gerade die BMHS stolz darauf ist, junge 
Menschen nicht bloß auszubilden, sondern auch zu erzie-
hen und zu bilden; vor allem dort, wo die bisherige Unter-
stützung der Familien und der Gesellschaft im Schwinden 
ist, kommt der Berufsbildung auch eine soziale und Ver-
säumnisse der Gesellschaft reparierende Funktion zu.

Die Akademikerquote
Österreich hat sich innerhalb der Europäischen Union zu 
einer vereinheitlichten Organisationsstruktur auf dem Ge-
biet des tertiären Bildungssektors verpflichtet. Österreichs 
Universitäten müssen daher der EU-Vorgabe folgend die 
Organisationsform des sogenannten Bologna-Prozesses 
umsetzen. Mit dieser Reform hat Europa im Großen und 
Ganzen das Strukturmodell der englisch-amerikanischen 
Universitäten übernommen. Dieses dreigliedrige Organi-

sationsmodell mit den Abschlüssen als Bachelor, Master 
und PhD war jedoch für viele europäische Länder nicht nur 
neu, sondern auch fremd und in den praktischen Auswir-
kungen vielfach unterschätzt.

Diese Dreigliedrigkeit der Abschlüsse verzerrt auch die 
internationalen Vergleichsstatistiken sehr stark. Trotz-
dem wird damit in der Politik argumentiert und werden 
Vorwürfe gemacht und die „Rückständigkeit“ Öster-
reichs auf dem Bildungssektor beklagt, weil die Akade-
mikerquote im internationalen Vergleich sehr niedrig sei. 
Der OECD25 Durchschnitt lag 2005 für Studien in der 
Dauer von 5 bis 6 Jahren bei 11,7%, jene unter 5 Jahren 
bei 24,3%, zusammen also 36 %.

Die österreichischen Vergleichszahlen liegen bei 15 % für 5 
bis 6 jährige und bei etwa 6 % für Kurzstudien sowie einer 
Gesamtquote von etwa 21 %. England weist bei den Kurz-
studien etwa 38 % und bei den längeren nicht einmal 2% 
aus, liegt jedoch mit einer Gesamtquote von 40 % deutlich 
vor Österreich; ähnliche Werte gibt es in Schweden. Die 
extremsten Beispiele sind Australien und Neuseeland, die 
eine Gesamtquote akademischer Abschlüsse von etwa 60 
% ausweisen, wovon allerdings fast 58 % Kurzstudien aus-
machen. Die Gesamtquote für die Schweiz lag bei etwa 28 
%, wovon 16 % auf Kurzstudien entfallen, in Deutschland 
liegt die Gesamtquote bei 20 % mit etwa 12 % Anteil der 
Kurzstudien. 
 

24) Selbständige Schule 2015 - Leitbild, Ziele und Fundamente. Positionspapier der Vereini¬gung der hessischen Unternehmerverbände (VhU) zur hessischen Qualitäts-
schule, S. 14, Frank¬furt am Main 2004. 25) Quelle: OECD 2007, Hochschulabschlüsse im Ländervergleich differenziert nach Dauer der Studiengänge 2005 in Prozent, 
(Table A 3. 1.).  

Abb.: Hochschulabschlüsse im Ländervergleich differenziert
nach Dauer der Studiengänge, 2005 in Prozenten
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Dies zeigt sehr deutlich, wie problematisch internatio-
nale Vergleiche sein können, wenn man bloße Zahlen 
heranzieht und unterschiedliche Strukturen und Tra-
ditionen negiert. Ebenso werden viele akademische 
Abschlüsse in europäischen Ländern, besonders in 
Österreich, durch Bildungseinrichtungen des Sekund-
arbereiches II sowie mit postsekundären Lehrgängen 
mit gleicher Qualität abgedeckt, die in jenen Ländern 
mit den höchsten Akademikerquoten als Kurzstudien 
geführt werden. Es ist allerdings verwunderlich, dass 
Österreichs Verantwortungsträger auch bei der neuer-
lichen und jüngsten Festlegung einer Benchmark26 der 
EU von 40% Akademikeranteil der 30- bis 34-Jährigen 
diese Vorgangsweise akzeptiert haben und auf die ei-
genständigen erfolgreichen Strukturen nicht deutlich 
hingewiesen haben. Das heißt somit, dass Österreich 
auch bis 2020 diese Vorgabe nicht erreichen kann, da 
die Kurzstudien an den neuen Pädagogischen Hoch-
schulen erst angelaufen sind und jene Bildungsanteile, 
die an der Nahtstelle27 zwischen der Sekundarstufe und 
der Tertiärstufe angesiedelt sind, nach wie vor auf die 
Quote der Hochschulabsolventen seitens der EU statis-
tisch nicht angerechnet werden. Somit ist das schlechte 
Abschneiden Österreichs im Ranking der Akademiker-
quote selbst verursacht und vorprogrammiert. Es ist 
bezeichnend, dass von der Seite der österreichischen 
Bildungspolitik keinerlei Versuche zur Richtigstellung 
gemacht wurden diese Benchmark zu relativieren und 
den österreichischen Standpunkt einzubringen. In an-
deren Politik-sparten hätte man sicherlich keine solche 
Passivität in Brüssel zur Schau gestellt. Man hat somit 
widerstandslos die Rolle eines bildungspolitischen 
„Anpassers“ akzeptiert.  

Ein weiteres Problem ergibt sich in jenen Ländern, in 
denen der akademische Grad Bachelor  (BA) bisher un-
bekannt war. Es gibt derzeit keine Erfahrungen, wie zum 
Beispiel im Wirtschaftsleben solche Abschlüsse ange-
nommen und vor allem bewertet werden. Die europäi-
schen Lehrervertretungen, vor allem jene der Schweiz, 
Österreichs und Deutschlands, sind übereingekommen, 
für alle pädagog-ischen Berufe akademische Ausbildun-
gen auf Masterniveau zu fordern und nicht einen bloßen 
Abschluss als Bachelor, der derzeit an Österreichs Päd-
agogischen Hochschulen angeboten wird. In dieser Si-
tuation können daher aus den vorliegenden Statistiken 
sowie den unterschiedlichen Strukturen kaum ernsthaf-
te Messdaten für Aussagen über eine Steigerung der 
Qualitäten abgeleitet werden.

Der Philosoph Liessmann hat dies sehr pointiert so aus-
gedrückt:
„Der Bachelor ist der Studienabschluss für 
Studienabbrecher!“28

26) Strategischer Rahmen für die europäische Zusammenarbeit auf dem Gebiet der allgemeinen und beruflichen Bildung („ET 2020“). Angenommen beim Rat Bildung am 
12. 5. 2009. 27) Es sind dies Hochschullehrgänge, Kollegs, Ausbildungsgänge im medizinisch-technischen Sektor und im Pflegebereich sowie das breite Angebot der 
berufsbildenden höheren Schulen (BHS), die derzeit in der ISCED-Einstufung dem postsekundären Bereich zugerechnet werden. 28) LIESSMANN KONRAD PAUL, „Theorie 
der Unbildung“, Wien 2006.
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Berufsbildung ist keine 
Dienstleistung wie jede andere
Im Zuge der permanenten Diskussion über Bildungsge-
rechtigkeit ist daher auch folgendes einzubringen29:
„Die Vertreter der weltweit umgesetzten neoliberalen The-
sen in der Ökonomie haben daher diese Denkweise gerne 
aufgenommen und damit auch die Frage einer Bildungs-
ökonomie. Heißt es doch bei MILTON FRIEDMAN30 , dass 
Bildung – oder müsste es hier nicht doch ehrlicherweise 
heißen: Wissen und Können – als eine Ware wie jede an-
dere zu betrachten ist und somit marktwirtschaftlichen 
Gesetzen zu folgen hat. Dies hatte daher auch zur Folge, 
dass innerhalb der EU die Diskussion über einen gerech-
ten Zugang zur Bildung für die einzelnen EU-Bürger sich 
zusätzlich in die Richtung eines freien Marktzuganges für 
erwerbswirtschaftlich ausgerichtete Bildungsanbieter ver-
lagert hat. Nach dieser Betrachtungsweise werden Bil-
dung und damit schulische Einrichtungen als Dienstleis-
tungen so wie andere auch betrachtet. Damit entstand 
mit der „Dienstleistungsrichtlinie“31 der EU auf der einen 
Seite und der Subsidiarität von Bildung im EU-Vertrag32 
auf der anderen Seite auf europäischer Ebene ein ernst-
haftes Spannungsfeld durch Privatisierungstendenzen auf 
dem sogenannten Bildungsmarkt, welches weltweit durch 
GATS33 noch verstärkt wird.

Vor allem durch GATS geraten nationale Bildungssysteme 
in globalen Dimensionen unter Einfluss und auch unter 
Druck. Vor allem im nordamerikanischen Bereich und im 
pazifischen Raum drängen professionelle und gewinnori-
entierte Anbieter von Bildung, vor allem im tertiären und 
sekundären Segment und in der beruflichen Bildung, auf 
den Markt. Damit wird auch in jenen Ländern, deren bis-
herige Schulsysteme von der öffentlichen Hand finanziert 
wurden, der Druck in Richtung Privatisierung verstärkt. 
Ebenso wächst damit die nicht unbegründete Furcht, 
dass über solche grenzüberschreitenden Bildungsimporte 
ein Anwachsen von politischen Einflüssen verbunden ist. 
Ebenso besteht vor allem auf dem so entstehenden Markt 
des Lebensbegleitenden Lernens die Gefahr der Etablie-
rung von beherrschenden Monopolstrukturen und damit zu 
einer unwiederbring-lichen Rückbildung und Verwischung 
einer kulturellen, künstlerischen und sprachlichen Vielfalt 
sowie eines traditionellen Brauchtums, von prägenden ge-
sellschaftlichen Eigenständigkeiten und wertvollen Beson-
derheiten in die Richtung eines globalen Einheitsbreies.“

Die zukünftige Akzeptanz der BMHS
Selbst bei weiter zunehmendem Ausbau der Fachhoch-
schulen und den verstärkten Bemühungen der AHS, die 
„Behaltequote“ der Schülerinnen und Schüler nach der 
Unterstufe weiter zu erhöhen, wird der Zuspruch zur BMHS 
weiter anhalten. Die Prognose (Abb. 10) bezieht sich vor 
allem auf die demoskopische Entwicklung, kann jedoch 
die künftige Entwicklung unter Berücksichtigung des „Bo-
lognaprozesses“, vor allem aber die Akzeptanz und Be-
wertung des Bachelors, nur sehr schwer voraussagen. Ein 
weiterer Unsicherheitsfaktor im Übertrittsbereich von der 
Sekundarstufe I in die Sekundarstufe II stellt die zukünftige 
Entwicklung und Etablierung der „Neuen Mittelschule“ 
dar, die bei entsprechender Akzeptanz ein weiteres wichti-
ges Zugangssegment zur BMHS darstellen wird.

Berufsbildung zwischen Sekundarbereich II und 
dem Tertiärsektor
Schon bei der Einführung der Fachhochschulen in Ös-
terreich wurde die BMHS grundsätzlich in Frage gestellt. 
Wobei auch widersprüchliche Argumente gebracht wur-
den, wie zum Beispiel, dass zu viele Absolventinnen und 
Absolventen der BHS studieren und nicht sofort in den 
Beruf einsteigen oder dass die BHS nicht ausreichend auf 
ein Studium vorbereite. Dabei kann das letzte Argument in 
keiner Weise nachgewiesen werden. Vielmehr ist es erwie-
sen, dass die Absolventinnen und Absolventen einer BHS 
ein Studium sehr zielorientiert auswählen und auch höchst 
erfolgreich betreiben. Es gibt in Österreich immer wieder 
Stimmen, die eine „Tertiärisierung“ der Berufsbildung 
befürworten. In den Ländern Europas, wo dies der Fall ist, 
zeigt ein Vergleich der Qualität der erworbenen beruflichen 
Kompetenzen aber sehr deutlich, dass der österreichi-
sche Weg weit erfolgreicher ist. In diesen Ländern wird die 
Berufsbildung altersmäßig hinausgeschoben. Dies stellt, 
auch gesamtwirtschaftlich gesehen, eine starke Verlage-
rung der Bildungskosten in das System des „Lebensbe-
gleitenden Lernens“ (LLL) dar und damit in einen Bereich 
mit überwiegend privat-wirtschaftlicher Ausrichtung der 
beruflichen Bildung, die natürlich Schulgeld verlangt. Ihre 
Doppel-qualifikation eröffnet zudem den Absolventinnen 
und Absolventen der BHS in Österreich im Gegen-satz zu 
den AHS-Maturanten mit der Reife- und Diplomprüfung 
zwei Optionen, nämlich zu  studieren oder direkt in das 
Berufsleben einzusteigen.

Mehr als zwei Drittel der Absolventinnen und Absolventen 
einer BHS wählen allerdings den sofortigen Berufseinstieg 

29) SKALA  HELMUT  F.; „Bildung im Licht von Recht und Gerechtigkeit“ in „Gedanken zur Gerechtigkeit“, Zürich, 2009. 30) FRIEDMAN MILTON, „Kapitalismus und 
Freiheit“, S. 125ff. , Chicago 1962. 31) Dienstleistungsrichtlinie der EU. Die sogenannten „Bolkestein-Doktrin“, bezeichnet nach einem liberalen EU-Kommissar aus den 
Niederlanden, wollte eine völlige Deregulierung des Dienstleistungsmarktes durchsetzen. Die Richtlinie wurde stark reduziert und mit zahlreichen Ausnahmen verwirklich.
32) Der EU-Vertrag geht auf die Verträge von Rom, die die EWG entstehen, ließen zurück. Durch die rasche Erweiterung auf 27 Länder wurde eine neue Organisations-
struktur notwendig. Ein Kompromiss wurde nach langen Verhandlungen mit dem neuen Unionsvertrag – fälschlich auch sehr oft als EU-Verfassung bezeichnet – erzielt. Als 
Vertrag von Nizza muss er allerdings von allen Mitgliedsstaaten ratifiziert werden. Dabei sind in manchen Ländern weitere Volksabstimmungen erforderlich und ausstehend.
33) GATS  General Agreement on Trades in Services; Allgemeines weltweites Abkommen über die Freizügigkeit grenzüberschreitender Dienstleistungen nach dem Vorbild 
des GATTS, dem allgemeinen Handelsabkommen.

6. Die berufsbildenden mittleren und höheren Schulen 
als innovationsorientierte, autonome und sich 
selbst organisierende Bildungs(biotope)zentren 
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und leisten so mit ihren Bildungserträgen einen wertvollen 
und unverzichtbaren Beitrag zur Qualität des Wirtschafts-
standortes Österreich. Im Gegensatz dazu beginnen mehr 
als zwei Drittel der AHS-Maturanten ein Studium, da ihnen 
der direkte Berufseinstieg mangels beruflicher Qualifikatio-
nen nur schwer möglich ist.

Organisatorische Innovationen
Durch eine Neugestaltung der Fachschulen sollen die-
se eigenständige Bildungswege darstellen, mit verstärkten 
Übergangsmöglichkeiten in die BHS, wobei die Möglich-
keiten von einjährigen, zweijährigen und dreijährigen bis zu 
den vierjährigen Formen an allen BMS ermöglicht werden 
sollen und dabei Durchstiegs- und Weiterbildungswege er-
öffnet werden können. (Qualifikation mit unter-schiedlichen 
Geschwindigkeiten, auch als Beitrag, um die Repetenten-
zahlen zu verringern). Die Abschlusszeugnisse der BMS 
sollen mit entsprechenden Berufszertifikaten (Berufsbe-
rechtigungen) ergänzt werden. Generelle und unbürokra-
tische Übergangsmöglichkeiten innerhalb der Sekundar-
stufe II vor allem zwischen BMS und BHS sowie zwischen 
BMS, BS (Berufsschulen) und PS (Polytechnische Schu-
len) sind zu ermöglichen. Die Absicherung und Stärkung 
des Wertes des Reife- und Diplomprüfungszeugnisse 
der BHS als allgemeine Zugangsberechtigung zu allen 
universitären Bereichen und als weiterhin europaweit aner-
kanntes   Berufsqualifikationszertifikat ist sicherzustellen.

Eine generelle, fachspezifische und gleichwertige Diplom-
arbeit in allen Abschlussklassen der BHS zur Vorbereitung 
auf ein weiteres Studium bzw. als wichtige Beilage zum 
„EUROPASS“ und damit zum beruflichen Karrierenachweis 
ist zu schaffen. Eine wirksame Anrechnung (Credits) von 
bereits in den BMHS erworbenem Wissen sowie von Be-
fähigungen und von Kompetenzen in den österreichischen 
Bildungseinrichtungen des „Tertiären Bildungsbereiches“ 
ist sicherzustellen. Allerdings wird eine Modularisierung der 
Sekundarstufe II durch Segmentierung und Zerstückelung 
unserer erfolgreichen ganzheitlich organisierten und struk-
turierten Berufsbildungsgänge entschieden abgelehnt. 
Eine gemeinsame Zentralmatura für AHS und BHS wird 
ebenfalls entschieden abgelehnt, da dies zu einer Einheits-
oberstufe führen würde. 

Qualitätssicherung
Die Qualitätssicherung wird seit langem von vielen BMHS 
auf freiwilliger Basis durch externe Zertifizierungen prakti-
ziert. Diese Erfahrungen konnten auch in  die Umsetzung 
der eigenständigen „Qualitätsinitiative in der Berufsbildung“ 
der Sektion II eingebracht werden.
„Qualitätsmanagement in der Berufsbildung sollte den he-
terogenen Bedingungen von Schulen, Klassen, Lehrenden 
und Lernenden gerecht werden. Eine überzogene Stan-
dardisierung, bei der alles über einen Kamm geschoren 

wird, schafft schnell Widerstände und führt nicht zur För-
derung, sondern zur Behinderung von Qualitätsarbeit“34.

Mit QIBB ist man im BMUKK nicht nur einen vernünftigen 
eigenständigen Weg gegangen, sondern man hat damit 
auf europäischer Ebene bei der Weiterentwicklung von 
CQAF6 und ENQA-VET7 wertvolle Trends im Sinne Öster-
reichs gesetzt.

Allerdings begegnen nach wie vor zahlreiche Lehrerinnen 
und Lehrer dieser Initiative mit Vorbehalten, vor allem was 
die Rahmenbedingungen und den Mangel an Ressourcen 
bei der Umsetzung betreffen. 

Die „Qualitätsinitiative in der Berufsbildung“ (QIBB) 
soll den gemeinsamen Qualitätsrahmen für alle berufsbil-
denden Schulen bilden und beschränkt sich nicht nur auf 
die Schulebene, sondern soll auch die gesamte Schul-
verwaltung einschließen. Eine Zustimmung zur weiteren 
Umsetzung kann die Lehrerstandesvertretung nur dann 
geben, wenn dieses Projekt nicht in ausufernder Bürokra-
tie mündet und alle künftigen Maßnahmen mit der Lehrer-
standesvertretung auf allen Verwaltungsebenen einver-
nehmlich festgelegt werden. Diese Haltung wurde von der 
Kollegenschaft als Reaktion auf das Grünbuch der BMHS 
sehr nachdrücklich unterstützt. Namhafte Fachleute auf 
dem Gebiet der Qualitätssicherung vertreten die Meinung, 
dass Qualitätssicherung und –management nur dann er-
folgreich sein kann, wenn von deren Nutzen alle, aber vor 
allem die Lehrerinnen und Lehrer, über-zeugt werden. Eine 
von oben verordnete Implementierung ist nicht zielführend 
und daher abzu-lehnen. Im Rahmen von Evaluierungen 
darf es zu keinen Rankings zwischen Schulen und Stand-
orten sowie von Lehrerinnen und Lehrern kommen. Daher 
sollten die Ergebnisse ausschließlich zur Selbst-evaluation 
und damit zur Qualitätsverbesserung in den entsprechen-
den Bereichen herangezogen werden.

Klassenschülerzahlen
Eine Absenkung der Klassenschülerhöchstzahl und vor 
allem bei der Größe der Schülergruppen im Unterricht 
ist daher auch im Bereich der BMHS dringend notwen-
dig. Erst wenn diese Relationen verbessert werden, kann 
eine intensivere individuelle Schülerförderung erfolgreich 
umgesetzt werden und das vielkritisierte Repetieren von 
Schulstufen kann so am besten verringert werden. Geziel-
te Förderungen müssen jedoch auch von den Lernenden 
verpflichtend angenommen werden. Es ist für Pädagogin-
nen und Pädagogen zutiefst frustrierend, wenn angebo-
tener Förderunterricht und Prüfungsvorbereitungsstunden 
gerade von jenen Schülerinnen und Schülern nur zu einem 
Teil wahr-genommen werden. Von mündigen Schülerinnen 
und Schülern, die gerade in den berufsbildenden Schulen 
bereits überwiegen, kann die fördernde und investieren-

34) EULER DIETER, Universität St. Gallen, CH; Vortrag „Qualität in der Berufsbildung“ im Rahmen der Veranstaltung
„Qualität in der beruflichen Bildung“ veranstaltet von ARQA in Wien, 2008.
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de öffentliche Hand erwarten, dass solche Angebote auch 
ernsthaft angenommen werden. Allerdings muss auch zur 
Kenntnis genommen werden, dass Fordern und Fördern 
im Bereich der Schule keine beliebig konsumierbare Un-
terhalt-ungsevents darstellen.

Die in den Sommerferien stets wiederkehrende blauäugige 
Vorschläge zum Problem der Wiederholungsprüfungen, 
wie eine mehrwöchige Gratisnachhilfe durch die Lehrer-
schaft in den Ferien im August sind leider in jenes popu-
listische Umfeld einzureihen, welches bloßes permanentes 
Schüren von Ressentiments als politisches Werkzeug be-
nutzt und mit der Hilfe von primitiven Neidparolen syste-
matische Verhetzung gegen den Berufsstand der Lehre-
rinnen- und Lehrer betreibt.

Stundenkontingente
Mit der sogenannten „Entlastungsverordnung“ des 
Unterrichtsressorts, mit der aus rein budgetärer Einspa-
rungsmaßnahme zwei Wochenstunden willkürlich aus den 
Lehrplänen gestrichen wurden, ist man leider einen Ein-
sparungsweg auf Kosten und zum Schaden der Schülerin-
nen und Schüler gegangen. Diese Entlastungsverordnung 
ist zu einer Belastung für die Schülerinnen und Schüler ge-
worden und nicht wie behauptet zu einer Entlastung. Es ist 
aber auch bezeichnend, dass jene, die gerade diese Ver-
ordnung damals am schärfsten kritisiert haben, nunmehr 
als ressortverantwortliche politische Kraft keinerlei Anstal-
ten machen, diese „Entlastungsverordnung“ zu revidieren. 
Diese Verordnung ist rückgängig zu machen und nicht 
durch weitere, wie eine Erhöhung der Arbeitszeit oder mit 
finanziellen Schlechterstellungen der Lehrerinnen und Leh-
rer, zu verschärfen. 

Zur Erhaltung und Verbesserung der Studierfähigkeit und 
zu notwendigen Schwerpunktsetzungen sind darüber hi-
naus weitere zusätzliche Stundenkontingente erforder-
lich, da der Trend bei den Zugangsbestimmungen zu den 
Universitäten immer mehr in die Richtung geht, zusätzlich 
zum Reifeprüfungszeugnis gesonderte Aufnahmetests zu 
verlangen.  Zum Beispiel ist eine wirksame Vermehrung 
von Stunden in Mathematik und in den Naturwissenschaf-
ten, nicht nur an den kauf-männischen und humanberufli-
chen Schulen, sondern auch den technisch-gewerblichen 
Lehranstalten zu fordern, sowie eine grundsätzliche Auf-
stockung im Bereiche der kaufmännischen Lehranstalten 
sowie Neuordnung ihrer Lehrpläne, um einen ähnlich in-
tensiven fachpraktischen Unterrichtsanteil wie in den an-
deren BMHS zu ermöglichen. Es wurde zwar auf das Be-
treiben der Bundesleitung BMHS ein Schritt in die richtige 
Richtung gesetzt, indem Klassen mit mehr als 30 Schüle-
rinnen und Schülern in drei Gegenständen geteilt werden 
können. Diese Möglichkeit gilt allerdings nur in der neunten 
Schulstufe und ist somit unzureichend, da die Problematik 

nur auf spätere Schulstufen verlagert wird. 

Die Schuladministration
Eine weitgehende Entflechtung von Pädagogik und Schul-
administration auf allen Bereichen durch Bereitstellung 
vermehrter personeller Ressourcen für die Verwaltung auf 
Schulebene ist erforderlich. Dies sollte auch durch eine 
Stärkung und Ausweitung des mittleren Schulmanage-
ments gewährleistet werden. Es gilt daher auch ein neues 
Selbstverständnis der Schulleitung zu schaffen und damit 
auch ein neues und klares persönliches Anforderungspro-
fil für diese Position. Vorrang muss dabei die Pädagogik 
haben. Daher müssen die personellen Ressourcen zur 
Bewältigung von steigenden Administrativarbeiten, auch 
als Folge der steigenden Autonomie der Schulen, aufge-
stockt werden. Schulleiterinnen und Schulleiter sowie alle 
anderen Funktionsträger (z. B. Abteilungs- und Fachvor-
stand, Administrator, Werkstättenleiter u. a.) dürfen nur 
nach längerer und erfolgreicher pädagogischer Arbeit aus 
der Lehrerschaft selbst rekrutiert werden. Darüber hinaus 
muss sich ihre Verantwortung und ihr Einsatz besoldungs-
rechtlich weit besser als bisher niederzuschlagen. 

Autonomie und Risiko
Eine völlig neue Situation wäre allerdings dann gegeben, 
wenn weitreichende Verwaltungsagenden einer Autono-
mie zugeführt würden. Wenn zum Beispiel Personal- und 
Budgethoheit an die Schulen delegiert werden, wäre es 
seitens des Dienstgebers naiv zu glauben, dass dies mit 
dem bisherigen Personalstand der sonstigen Bedienste-
ten, den bisherigen Funktionsabgeltungen für das mittlere 
Schulmanagement und die Schulleitung durchgeführt wer-
den kann. Ein besonderes Kapitel in diesem Zusammen-
hang stellt die persönliche Haftungsfrage dar, da nach den 
bisher von der Politik verlauteten Ideen zu einem neuen 
Dienstrecht den Lehrerinnen und Lehrern und der erwei-
terten Schulleitung (Direktion, Administrator, Abteilungs-
vorstand, Fachvorstand und alle Verwaltungsorgane) keine 
hoheitliche Funktion zukommen soll, das heißt im Klartext, 
dass die handelnden Personen keine Organwalter des 
Bundes oder der Länder sind und somit die bisherige 
Rechtssituation der Amtshaftung und der Organhaltung 
obsolet wäre. Das heißt nicht mehr der Bund oder das 
Land geklagt werden wird, sondern Lehrerinnen und Leh-
rer sowie die erweiterte Schulleitung persönlich.

Die Angebotspalette der BMHS erweitern
Wir fordern daher die Ausweitung des BMHS-Angebotes 
durch die Wiedereinführung der Speziallehrgänge an 
BMHS. Die höchst erfolgreichen Speziallehrgänge wurden 
im Zuge der zahlreichen Sparpakete aus reinen Einspa-
rungsgründen ersatzlos gestrichen. Sie sind sowohl auf 
der Ebene der BHS, aber auch der BMS wieder einzufüh-
ren, um damit einen wertvollen Beitrag zum „Lebensbe-
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gleitenden Lernen“ (LLL) zu leisten, wobei allerdings die 
seinerzeitigen Zugangsvor-aussetzungen liberalisiert wer-
den sollten.

Ebenso sind Vorbereitungslehrgänge für Schülerinnen und 
Schüler mit vorhandenen Defiziten in den Sprach- und 
Basiskompetenzen an BMHS neu einzurichten, um auch 
diesen jungen Menschen eine fundierte Ausbildung zu er-
möglichen.

Die BMHS als regionales Berufsbildungszentrum
Vor allem um das Prinzip des Lebenslangen Lernens in die 
Praxis umzusetzen ist es notwendig neben einer fundierten 
und ausreichend budgetierten Erstausbildung im berufli-
chen Bereich auch die Weiter- und Fortbildungseinrichtun-
gen in die Nähe der Lernwilligen zu bringen. Die berufsbil-
denden mittleren und höheren Schulen könnten mit ihren 
Einrichtungen und ihrer hochqualifizierten Lehrerschaft als 
regionale Berufsbildungszentren fungieren. Damit würden 
viele Doppelgleisigkeiten und damit Doppelfinanzierungen 
ausgeschaltet und ein sinnvolles Einsparungspotential er-
reicht werden.  Es wäre zu begrüßen, wenn die Umset-
zung des LLL in Österreich zu einer besseren Vernetzung 
von Schulen, insbesondere der BMHS, von Einrichtungen 
der Erwachsenenbildung, des AMS und den Bildungsein-
richtungen der Sozialpartner kommen könnte. 

Bildungsstandards
Die von der EU und der OECD geforderten Bildungs-
standards sind vor allem hinsichtlich ihres tat-sächlichen 
Nutzens für die Schülerinnen und Schüler zu hinterfra-
gen. Obwohl eine sinnvolle Über-prüfung der Ergebnisse 
der Bildungsvorgänge notwendig und zu begrüßen ist, so 
sind natürlich auch etwaige Gefahren einzukalkulieren. Bil-
dungsstandards bergen auch die Gefahr in sich, dass sie 
sehr bald, zwar als Mindesterfordernisse konzipiert, das 
Gesamtniveau prägen und nivellieren könnten.

Die gleiche Problematik ergibt sich bei zentral gesteuerten 
Leistungsüberprüfungen (zentrale Einheits-matura für 
AHS und BHS), die vor allem in heterogenen und durch 
autonome Schwerpunktsetzungen geprägten Bereichen 
wie der Berufsbildung nicht zielführend sein können, da 
sie zu einer simplifizierenden Einengung, statt zum Beweis 
einer menschlichen Reife durch Bildung führt. Eine soge-
nannte Zentralmatura folgt außerdem nämlich auch dem 
Denkansatz einer zu schaffenden Einheitsoberstufe und 
hätte damit langfristig die Eliminierung der BHS zum Ziel. 
Die rasche Ausweitung der Zentralmatura von der AHS 
auch auf die BHS ist die Folge eines verwerflichen Kuh-
handels zwischen Ressorts der Koalitionsregierung auf 
Kosten der BHS. 

Die Ermächtigung für das Bildungsministerium, Bildungs-
standards mittels Verordnungen erlassen zu können, ist 
mit Vorbehalten zu betrachten, da solche Standards sehr 
leicht zum Ersatz für die komplex aufgebauten und abge-
stimmten Lehrplaninhalte führen und die Schülerinnen und 
Schüler lediglich gezielt auf das vorrangige Ziel, nämlich 
diese verordneten Standards zu erfüllen, gedrillt werden. 
Eine überzogene Standardisierung, bei der die Standards 
sehr leicht zu „Schattenlehrplänen“ mutieren können, 
wird abgelehnt. Solchen punktuellen Überprüfungen ist 
aber auch deshalb mit Vorbehalten zu  begegnen, da sie 
dem heterogenen Aufbau des berufsbildenden Schulwe-
sens nicht gerecht werden und einer innovativen Weiter-
entwicklung durch sinnvolle Autonomie widersprechen.

Eine Scheinautonomie in der Form eines „Autonomen 
Zentralismus“ in Anlehnung an Lenins berüchtigten „De-
mokratischen Zentralismus“ ist mehr als  entbehrlich und 
abzulehnen.

Die Finanzierung des Schulsystems
Der Nationale Bildungsbericht stellt zu den Bildungsaus-
gaben folgendes fest:
„Die österreichischen Bildungsausgaben liegen im interna-
tionalen Vergleich deutlich über dem Durchschnitt, wenn 
auch zeitlich in etwas abnehmendem Maße. Der Anteil an 
den Staatsausgaben ist konstant, aber gegenüber dem 
steigenden BIP ist der Anteil stetig etwas zurückgegangen. 
Da aber gleichzeitig immer weniger Schüler-/innen unter-
richtet werden, liegt Österreich bei den Pro-Kopf-Ausga-
ben vergleichsweise hoch.
Seit 2000 sind v. a. die Ausgaben für den Hochschulbe-
reich gestiegen, aber auch im Schulbereich ist seit 1995 
eine reale (inflationsbereinigte) Steigerung der Ausgaben 
pro Schüler/in von 10–20 % zu verzeichnen. 2006 wurden 
pro Schüler/in etwa 6500 EUR ausgegeben, mit großen 
Unterschieden nach Schultypen und Schulbereichen (für 
eine/n AHS-Schüler/in wird im Vergleich zur Hauptschule 
etwas mehr ausgegeben, betrachtet man die AHS-Unter-
stufe allein, so liegen die pro Kopf-Ausgaben auf Grund 
der größeren Klassen unter der Hauptschule; in den be-
rufsbildenden Schulen liegen die Ausgaben um 40 % über 
denen der allgemeinbildenden Schulen). Im längerfristigen 
Vergleich sind die absoluten Ressourcen im Vergleich zur 
Zahl der Schüler/innen stark gestiegen, eine bemerkens-
werte Ausnahme machen die BMHS, wo diese Entwick-
lung langfristig proportional zur Schüler/innen/zahl war.“

Gerechte Ressourcenzuteilung
Dies zeigt, dass die Investitionen in die BMHS hinter denen 
in anderen Schulbereichen rangieren und Einsparungen 
sowie Budgetumschichtungen in erster Linie auf Kosten 
der BMHS erfolgen und erfolgten.
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Daher werden rasche und für die pädagogische Qualitäts-
steigerung notwendige  Investitionen gerade im Bereich 
der BMHS gefordert. Vor allem, wenn die sogenannte 
„Ausbildungsgarantie bis 18“ ernst zu nehmen ist und kei-
ne bloße politische Ankündigung bleiben soll.

Falsch ist jedoch auch der derzeitige rein fiskalische An-
satz im Bereich der Bundesschulen, aus-schließlich in der 
Anzahl von Schülerinnen und Schülern pro Klasse zu den-
ken. Richtig wäre es, entsprechende Ausbildungs- und 
Betreuungszeit je Klasse unter Einbeziehung der Erforder-
nisse der Lehrpläne als gültige Richtwerte zu verwenden, 
wenn eine tatsächlich schülerzentrierte Pädagogik prakti-
ziert werden soll.

Die BMHS ist ihr Geld wert
Gegen die BMHS werden von mancher Seite auch immer 
wieder die Argumente ins Treffen geführt, dass sie einen 
teuren und langen Bildungsweg darstellen und ebenso die 
Tatsache, dass in vielen Ländern Europas die Berufsbil-
dung nicht wie in Österreich im Anschluss an die Sekun-
darstufe I, sondern später beginnt. In vielen Ländern setzt 
Berufsbildung erst am Ende der Sekundarstufe II oder 

aber erst im postsekundären Bereich ein und fällt daher 
aus der Finanzierung durch die „Öffentliche Hand“, da die-
ser Sektor weitgehend von privatwirtschaftlichen Anbie-
tern beherrscht wird.

Zur Behauptung, die BMHS stelle einen teuren und lan-
gen Bildungsweg dar, muss allerdings festgestellt werden, 
dass jener überwiegende Teil der Absolventinnen und Ab-
solventen der BMHS, der sofort in einen Beruf einsteigt, die 
Ausbildungskosten sehr rasch durch reale Beiträge zum 
Bruttoinlandsprodukt mehr als amortisiert. Bemerkens-
wert sind allerdings die statistischen Zahlen, die zeigen, 
dass der behauptete hohe Finanzaufwand für die BMHS 
unrichtig ist und weit höhere Investitionen in andere Bil-
dungswege getätigt werden. So wurde der Öffentlichkeit 
bei der Einführung der Fachhochschulen vermittelt, dass 
sie nur zu einem geringen Teil von der öffentlichen Hand 
finanziert werden würden. Wie wir wissen, ist jedoch das 
Gegenteil der Fall. Der Finanzierungsbedarf der „Technisch 
gewerblichen Lehranstalten“ (HTL), durchaus repräsenta-
tiv für die gesamte BHS, liegt zum Beispiel nicht, wie viel-
fach behauptet, an der Spitze, sondern sogar unter der 
Finanzierungs-quote der Hauptschule (Abb. XXX).

Im NBB 2009 wird festgestellt:
„Bei einigen Output- und Outcome-Indikatoren liegt das österreichische Bil-
dungswesen vergleichs-weise gut (Abschlüsse in der jungen Bevölkerung, wenig 
frühe Schulabbrecher/innen). Im Hinblick auf Beschäftigung und Arbeitslosigkeit 
ergibt sich ein komplexes Bild, hervorstechend ist aber die ungünstige Lage je-
ner Personen, die nur über eine Pflichtschulbildung verfügen bei Beschäftigung, 
Arbeitslosigkeit und Einkommen (für Frauen gestaltet sich dies noch ungünstiger 
als für Männer). Eine neue Studie hat Bildungserträge geschätzt, die die Unter-
schiede zwischen den Bildungsstufen Lehre, BMS, BHS und Hochschule durch 
steigende Renditen zum Ausdruck bringen und insbesondere auch einen deutli-
chen Unterschied der Renditen zwischen Hochschulen und BHS auch innerhalb 
der Fachbereiche (z. B. Technik, Wirtschaft) zeigen.“

Abb.: Finanzaufwand pro 
Kopf nach ausgewählten 
Bildungsbereichen



7335) Bundes-Verfassungsgesetz 1920 in der Fassung der Novelle vom 7. Dezember 1929, im Bundesgesetzblatt unter Nr. 1/1930 wieder verlautbart und als Bundes-Verfas-
sungsgesetz in der Fassung von 1929  bezeichnet. 36) SKALA HELMUT F., „Bildung im Licht von Recht und Gerechtigkeit“ in „Gedanken zur Gerechtigkeit“, Zürich, 2009.
37) 31. Novelle zum Bundes-Verfassungsgesetz, BGBL I Nr. 31/2005. 38) FIEDLER FRANZ, Richter und Staatsanwalt, 1986 bis 1992 Vizepräsident des Rechnungshofes, 
1992 bis 2004 Präsident des Rechnungshofes, 2003 bis 2005 Vorsitzender des Österreich-Konvents zur Erarbeitung einer neuen Verfassung für die Republik Österreich.

Das Schulwesen im
österreichischen Rechtsgefüge 
Das Schulwesen gehört nach wie vor zu jenen Berei-
chen in der österreichischen Politik, die sehr stark von 
ideologischen Standpunkten geprägt sind. Um die Ent-
stehung des Bundes-Verfassungsgesetzes 192035 auf 
Grund von unlösbaren Gegensätze der politischen Par-
teien auf dem Gebiete des Schul-, Bildungs- und Volks-
bildungswesens nicht scheitern zu lassen, einigte man 
sich darauf, bis zu einer späteren verfassungsrechtlichen 
Zuständigkeitsregelung die bisherigen Regelungen aus 
dem Verfass-ungsrecht der Monarchie zu übernehmen.
Mit der Wiedererrichtung Österreichs nach dem 2. Welt-
krieg wurde mit dem Verfassungs-Überleit-ungsgesetz 
1945 der rechtliche Zustand der 1. Republik wiederher-
gestellt.  Mit dem Rechts-Überleitungsgesetz 1945 wur-
de aber auch zum Teil einfachgesetzliches Schulrecht 
aus dem deutschen Recht in das österreichische Recht 
übernommen. Es gelang erst mit dem Schulgesetzwerk 
1962 die bis dahin mittels Verordnungen und Erlässen 
überbrückte   „verworrene“ Rechtslage zu klären. Die 
verfassungsrechtliche Zuständigkeitsregelung fand je-
doch wieder nicht statt.

„Diese rechtliche Situation hatte daher zur Folge, dass 
bis 2005 alle Veränderungen auf schulorganisatorischer 
Ebene nur mit einer 2/3-Mehrheit im Parlament beschlos-
sen werden konnten. Daher mussten Regierungen, die 
sich auf eine solche Parlamentsmehrheit stützen konn-
ten – es waren dies ausschließlich Koalitionsregierungen 
– in allen Schulfragen einen Kompromiss innerhalb der 
Regierung suchen, beziehungsweise jene Regierungen, 
die nicht über die entsprechende Mehrheit verfügten, ei-
nen Konsens im Parlament selbst anstreben. Dies führ-
te auf der einen Seite dazu, dass Bildungsreformen im 
Sinne von Veränderungen in der Schulorganisation aller-
dings nur als Kompromisse nach schwierigen Verhand-
lungen, meist entschärft und nicht gerade rasch umge-
setzt werden konnten. Andererseits waren damit aber 
auch zeitgeistbedingte gesellschaftspolitische Pendel-
ausschläge und kurzlebige pädagogische „Modetrends“ 
von einer Umsetzung weitgehend ausgeschlossen. Be-
merkenswert war jedoch, dass es ausgerechnet eine 
Regierung ohne Verfassungsmehrheit im Parlament war, 
die selbst für die Opposition überraschend und mit ihrer 
Zustimmung diese 2/3-Hürde eliminiert hat.“36

Mit der 31. Novelle des Bundesverfassungsgesetzes37  
wurde die bisher notwendige 2/3 Mehrheit für schulor-
ganisatorische Gesetzesinitiativen abgeschafft. Damit 
ist zum Beispiel auch der derzeitige Zielparagraph des 
Schulorganisationsgesetzes mit einfacher Parlaments-
mehrheit jederzeit veränderbar.

Allerdings wurde in der Bundesverfassung mit dem Art. 
14 (5a) eine Zielformulierung für die österreichische 
Schule geschaffen.

Diese ist die einzige explizite auf dem Fundament der 
Bundesverfassung beruhende Wertebasis des öster-
reichischen Bildungswesens. Die österreichische Bun-
desverfassung widerspiegelt gerade in diesem Zu-
sammenhang ihre extreme Ausrichtung im Sinne eines 
rechtspositivistischen Denkens.

„Die Beratungen des Österreich-Konventes, der Vor-
schläge für eine Reform der österreichischen Bundes-
verfassung erarbeitet hat und der vom 30. 6. 2003 bis 
31. 1. 2005 tagte,  hatten auch schul- und bildungsspe-
zifische Fragen zum Gegenstand. Die Diskussionen zum 
Stellenwert der Bildung in einer reformierten Verfassung  
waren im Österreich-Konvent aber leider weniger von 
pädagogischen Überlegungen und Erfordernissen, son-
dern vor allem von Ideen einer so genannten „schlanke-
ren Schulverwaltung“ und damit von Einsparungen im 
öffentlichen Haushalt geprägt.

Grundsätzliche Überlegungen, auf welchen Wertefun-
damenten die Staatsaufgaben – und damit auch das 
Bildungswesen – beruhen sollten, waren und sind je-
doch bisher leider kein zentrales Anliegen für einen 
breiten Konsens. Auch die Idee, einer neuen Verfas-
sung für Österreich eine Präambel mit grundlegenden 
Wertevorstellungen zum Beispiel einen Bezug auf Gott 
und die Schöpfung voranzustellen, fand bisher keine Zu-
stimmung und wurde selbst von den Vertretungen der 
Kirchen nicht nachhaltig genug angestrebt und einge-
fordert. 

Der Vorsitzende des Österreich-Konventes, Dr. FRANZ 
FIEDLER38, hat allerdings zum Ende der Konventbera-
tungen einen Entwurf für eine neue Bundesverfassung 
ausgearbeitet, der im Art. 60 das Recht auf Bildung als 
Grundrecht vorsieht. Da, wie FIEDLER dazu selbst (als 
Reaktion auf das Grünbuch der BMHS)  feststellt, die 

7. Die österreichische Schule im politischen 
Umfeld des demokratischen Verfassungsstaates 
und in der Europäischen Union
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Politik jedoch –  bis jetzt zumindest – nur einen Bruchteil 
der im Österreich-Konvent erarbeiteten Ergebnisse um-
gesetzt hat, ist leider auch dieser im Rahmen der Erstel-
lung eines Grundrechtskataloges unterbreitete Vorschlag 
nicht Gesetz geworden (wie im Übrigen auch die sonsti-
gen Bestimmungen des Grundrechtskataloges).“39 

Es bleiben somit derzeit als  „Wertewegweiser“ für die Ak-
teure im österreichischen Schulgeschehen der Zielpara-
graph des Schulgesetzwerkes aus 1962 – der allerdings 
jederzeit mit einfacher Parlamentsmehrheit geändert wer-
den kann – und der Art. 14 (5a) des Bundesverfassungs-
gesetzes als rechtliche Orientierungshilfen.

Die verfassungsrechtliche Neuordnung der 
Schulkompetenzen
Die Bundesregierung hat die Absicht die Kompetenzen 
im Schulbereich neu zu verteilen und zentral zu bün-
deln. Das treibende Motiv ist allerdings nicht eine Ver-
besserung der Strukturen oder die Empfehlungen des 
Österreich-Konventes, sondern das Lukrieren eines Ein-
sparungspotezials, um die enormen staatlichen Finanz-
hilfen im Zuge der Finanzkrise 2009 zu bedecken. Nach 
Meldungen der Medien im Sommer 2009 soll künftig der 
Bund, also das Bildungsministerium, maßgeblich und 
verantwortlich sein, denn für ein kleines Land bedürfe 
es einer Schulverwaltung auf zentraler Ebene, heißt es 
in dem Maßnahmenpapier der Regierung. Für die Lehrer 
würde das bedeuten ein einheitliches Dienstrecht mit ei-
nem neuen Gehaltsschema, Leistungsanreize aber auch 
eine höhere Lehrver-pflichtung. Mit diesen zentralen Vor-
gaben sollen die Schulen selbst aber mehr Autonomie 
erhalten, die Direktoren oder Schulleiter als Manager tä-
tig sein, mit Personal- und Finanzverantwortung. Aller-
dings sollen sich die Direktoren einem Auswahlverfahren 
stellen und nur mehr befristet diese Funktion übertragen 
bekommen. Und die Lehrerausbildung soll neu geregelt 
werden, die beiden Ministerien für Bildung und Wissen-
schaft ein neues Konzept entwickeln. Bei der Auswahl 
sollen künftig Lehrer einem Eignungstest unterzogen 
werden. Die Fort- und Weiterbildung soll verpflichtend 
und in der unterrichts-freien Zeit erfolgen, und die Arbeit 
an den Schulen soll überprüft werden nach bundeswei-
ten Vorgaben und Kriterien.

Wieweit diese Reformvorschläge zur Kompetenzzuord-
nung der Regierung für eine künftige Schulverwaltung 
im Hinblick auf den Einfluss der Länder tatsächlich ver-
wirklicht werden, bleibt abzuwarten. Zu den anderen 
„Reformvorhaben“ der Bundesregierung wird in den je-
weiligen Sachkapiteln dieses Weißbuches Stellung be-
zogen.

Allerdings hat der vorgetragene Standpunkt der Bundes-
lehrervertretung40 vor dem Österreich-Konvent zur Kom-
petenzordnung im Bereiche der Bundesschulen nach wie 
vor Gültigkeit. Er umfasst im Punkt 2 der vorgetragenen 
Stellungnahme laut parlamentarischem Protokoll des 
Konvents folgende Bereiche und Forderungen:

Die österreichischen Bundesschulen genießen auch a.	
auf internationaler Ebene großes Ansehen und hohe 
Anerkennung. Die sehr gute Arbeit der Bundeslehrer 
wird alljährlich von Eltern und Schülern hervorragend 
beurteilt. Es ist daher auch im Interesse eines ver-
wirklichten Föderalismus, dass die Bundesschulen 
ihren Bildungsauftrag in allen Regionen der Republik 
in gleichwertiger Weise nachkommen und mit ein-
heitlichen Qualitätszielen erfüllen können. Die Kom-
petenzen für die Bundesschulen sollen daher päd-
agogisch und organisatorisch ausschließ-lich beim 
Bund verbleiben. Regionale Interessen sollten durch 
bundesstaatliche Einrichtungen auf Landesebene 
koordiniert werden.

Im Sinne einer verwirklichten Subsidiarität sind be-b.	
reits derzeit Kompetenzen durch autonome Frei-
räume an die Bundesschulen delegiert worden. 
Dadurch können regionale Bedürfnisse rasch und 
besser erfüllt werden. Doppelgleisigkeiten zwischen 
Schulen, Ländern und Bund sollten vermieden wer-
den; ebenso Zwischenstationen mit lediglich distri-
butiver Funktion.

Um den Mitgestaltungswünschen der Länder ge-c.	
recht zu werden, sollten kompetente bundes-staat-
liche Einrichtungen auf Landesebene wirken, die 
eine Koordinierung der Schulen hinsichtlich ihres 
Bildungsauftrages sicherstellen. Sie sollten für eine 
die Landesgrenzen überschreitenden Raum- und 
Standortplanung sorgen sowie pädagogische Bera-
tungszentren bilden, die gemeinsam mit den Schu-
len eine bundeseinheitliche Qualitätsentwicklung 
und Qualitätssicherung umsetzen und bei der Per-
sonalauswahl mit den Schulen zusammenwirken.

Da bereits in den meisten Bundesländern Ernen-d.	
nungs- und Personalkommissionen unter Mitwir-
kung von externen Beratern eingerichtet sind, um 
ein objektives Vorgehen bei Personalent-scheidun-
gen sicherzustellen, ist auf diesem Gebiet die Funk-
tion von kollegialen Organen zu hinter-fragen.

Die bisherige Schulaufsicht innerhalb der Landes-e.	
schulbehörden müsste zu einem beratend-koordi-
nierenden Instrument im Rahmen der in den Län-
dern agierenden bundesstaatlichen Einricht-ungen 
umgewandelt werden.

39) SKALA HELMUT F., „Bildung im Licht von Recht und Gerechtigkeit“ in „Gedanken zur Gerechtigkeit“, Zürich, 2009.
40)SKALA HELMUT, Antragsteller als Delegierter der Bundeslehrer in der GÖD beim Österreich-Konvent; Parlamentarische Protokolle, Positionspapier 85/POSP-K .
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Die pädagogische Autonomie der Bundesschulen f.	
ist bereits weitgehend durch moderne Lehrpläne 
mit autonomen Freiräumen und weitere autonome 
Bestimmungen verwirklicht oder im Entstehen.

Eine personelle Autonomie erfordert allerdings eine g.	
enge Mitwirkung der Bundesschulen bei der Perso-
nalauswahl und Personalverwaltung.

Eine effiziente Ressourcenautonomie erfordert eine h.	
transparente und für den Bildungsauftrag ausrei-
chende Bereitstellung von Budgetmitteln sowie von 
Lehrerwerteinheiten durch den Bund an die Bun-
desschulen.

Im Rahmen ihrer Autonomie sollten die Bundes-i.	
schulen nach betriebswirtschaftlichen Grundsätzen 
sparsam und effizient wirtschaften können. Dafür 
ist die derzeitige kameralistische Finanzorganisation 
völlig ungeeignet.“

In den meisten Grundgesetzen demokratischer Ver-
fassungsstaaten wird der Bildung besonderes Augen-
merk geschenkt und das Recht auf den Zugang zur Bil-
dung auch verfassungsrechtlich festgeschrieben. Leider 
ist dies in der österreichischen Bundesverfassung bis 
heute nicht der Fall, sondern nur indirekt über die Ratifi-
zierung internationaler Konventionen.

Das Recht auf Bildung
Das Recht auf Bildung ist in zahlreichen internationalen 
Konventionen verankert, die auch von Österreich und 
den meisten europäischen Ländern ratifiziert worden 
sind. „Bildung muss auf die volle Entfaltung der mensch-
lichen Persönlichkeit und auf die Stärkung der Achtung 
vor den Menschenrechten und Grundfreiheiten gerich-
tet sein“, heißt es zum Beispiel in der Allgemeinen Er-
klärung der Menschenrechte.41 Der Internationale Pakt 
über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte der 
Vereinten Nationen42  legt fest und definiert auch die zu 
erfüllenden Standards43: „Die Vertragsstaaten erkennen 
das Recht auf Bildung an. Sie stimmen überein, dass 
die Bildung auf die volle Entfaltung der menschlichen 
Persönlichkeit und des Bewusstseins ihrer Würde ge-
richtet und die Achtung vor den Menschenrechten und 
Grundfreiheiten stärken muss. Sie stimmen ferner über-
ein, dass die Bildung es jedermann ermöglichen muss, 
eine nützliche Rolle in einer freien Gesellschaft zu spie-
len, dass sie Verständnis, Toleranz und Freundschaft 
unter allen Völkern und allen rassischen, ethnischen und 
religiösen Gruppen fördern sowie die Tätigkeit der Ver-
einten Nationen zur Erhaltung des Friedens unterstützen 
muss.“       
                                                                                                                             

Auf europäischer Ebene sind vor allem die Europäische 
Menschenrechtskonvention des Europarates mit der 
zentralen Regelung zum Recht auf Bildung44 und eben-
so die Europäische Grundrechtscharta45  zu nennen.

Bildungskompetenzen in der EU
Der EU-Vertragsentwurf sieht im Artikel 165 (ex-Artikel 
149 EGV)  zur Bildung auf europäischer Ebene grund-
sätzlich vor: „ Die Union trägt zur Entwicklung einer qua-
litativ hoch stehenden Bildung dadurch bei, dass sie die 
Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten fördert 
und die Tätigkeit der Mitgliedstaaten unter strikter Be-
achtung der Verantwortung der Mitgliedstaaten für die 
Lehrinhalte und die Gestaltung des Bildungssystems 
sowie der Vielfalt ihrer Kulturen und Sprachen erforder-
lichenfalls unterstützt und ergänzt.“

Im Artikel 166 (ex-Artikel 150 EGV) heißt es zur beruf-
lichen Bildung: „ Die Union führt eine Politik der beruf-
lichen Bildung, welche die Maßnahmen der Mitglied-
staaten unter strikter Beachtung der Verantwortung der 
Mitgliedstaaten für Inhalt und Gestaltung der beruflichen 
Bildung unterstützt und ergänzt.“

Damit wird der Grundsatz zur Aufrechterhaltung der 
Souveränität in Bildungsfragen der Mitglied-staaten, der 
schon in den Verträgen von Rom enthalten war, weiter 
aufrecht erhalten und sicher-gestellt.

Beim Österreich-Konvent wurde daher auch von der 
Seite unserer Lehrervertretung eine grund-sätzliche 
Präambel für eine neue Verfassung gefordert, in der 
auch das Recht auf Arbeit und das Recht auf Bildung, 
die berufliche Bildung und die Fortbildung eingeschlos-
sen, in der Verfassung verankert sein sollte.46

Die Europäische Union ist nach wie vor 
hauptsächlich eine „Wirtschaftsunion“:
Innerhalb der Europäischen Union nimmt derzeit Bildung 
auf Grund der Beschlüsse von Lissabon eine vorrangige 
Stellung ein. Damit wird ein möglichst breiter Zugang zu 
Bildung auch mittels der Angebote des Lebensbegleiten-
den Lernens als Qualifikationsoffensive unterstützt. Die-
se Bildungsinitiative ist allerdings in erster Linie als ein 
Instrument der europäischen Beschäftigungs- und Wirt-
schaftspolitik zu sehen und weniger als Maßnahme für 
mehr Bildungsgerechtigkeit. Obwohl auch der letzte Ent-
wurf für einen EU-Vertrag die Bildung als ausschließlich 
nationalstaatliche Zuständigkeit sieht, wurde in den letz-
ten Jahren, vor allem über die Berufsbildung, sehr starker 
Einfluss auf die Mitgliedsländer genommen. Die zahlrei-
chen Empfehlungen und Vorgaben im Bildungsbereich 

41) Art. 26 (2) Allgemeine Erklärung der Menschenrechte, Vereinte Nationen, 1948. 42) Art. 13 (1) Sozialpakt, Vereinte Nationen, 1966. 43) Art. 13 (2) Sozialpakt, 1966. Kos-
tenlose und verpflichtende Grundbildung; Verfügbarkeit und Zugänglichkeit der schulischen Bildung in der Sekundarstufe (10 bis 14-Jährige) für alle; Zugang zur höheren 
Bildung für alle nach Maßgabe der Fähigkeiten; Grundbildung für alle die die Grundschule nicht abgeschlossen haben; Einrichtung eines angemessenen Stipendiensystems 
und ständige Verbesserung der LehrerInnenschaft. 44) Art. 21 Europäische Menschenrechtskonvention, „Das Recht auf Bildung darf niemandem verwehrt werden“.
45) Art. 14 (1) Europäische Grundrechts-Charta, „Jeder Mensch hat das Recht auf Bildung sowie auf Zugang zur beruflichen Ausbildung und Weiterbildung“.
46) SKALA HELMUT, Antragsteller als Delegierter der Bundeslehrer in der GÖD beim Österreich-Konvent; Parlamentarische Protokolle, Positionspapier 85/POSP-K.
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zielen in erster Linie darauf ab, den Wirtschaftsstandort 
Europa zu stärken. Obwohl Harmonisierungen der Bil-
dungs- systeme vertraglich ausgeschlossen bleiben, wer-
den zumindest Vergleichsinstrumente wie der EQR, aber 
auch Anerkennungsinstrumente wie ECTS und ECVET 
forciert und mittels europäischer Bildungsstandards und 
Qualitätssicherungsprogramme dennoch erste Grundla-
gen  für künftige Vereinheitlichungen geschaffen.

So wurde auch Anfang des Jahres 2009 die weltweite 
Finanz- und Wirtschaftskrise mit den ernsthaften Prob-
lemen, die sie für Wachstum, Beschäftigung und soziale 
Stabilität mit sich bringt, zum Anlass genommen, die 
Notwendigkeit eines raschen und koordinierten Han-
delns auf europäischer Ebene aufzuzeigen. Dazu wird 
in der Kernbotschaft zur allgemeinen und beruflichen 
Bildung für die Frühjahrestagung des Europäischen 
Rates festgestellt: „Gerade in Zeiten wirtschaftlicher 
Schwierig-keiten muss weiter die große strategische 
Bedeutung hervorgehoben werden, die der Erhalt offe-
ner und effizienter hochwertiger Bildungs- und Ausbil-
dungssysteme - als Mittel zur Stärkung der künftigen 
Wettbewerbsfähigkeit bei gleichzeitiger Förderung des 
sozialen Zusam¬menhalts und eines aktiven Bürger-
sinns – zukommt.“47

Auch wenn in dieser Empfehlung  die Bildung in erster 
Linie auf eine Belebung der Wirtschaft  und die künftigen 
Erfordernisse des Arbeitsmarktes hinzielt, so werden zu-
mindest  die Förderung aktiven Bürgersinnes, sozialen 
Zusammenhaltes und gerechter Verhältnisse erwähnt. 
Aufgaben deren Lösung man sich zu einem guten Teil 
von den Schulen und der Lehrerschaft erwartet. Trotz 
dieser zusätzlichen Bemerkungen steht somit Bildung 
für die Europäische Union im Sinne von einseitiger Wis-
sensvermittlung vorrangig im Dienste der Ökonomie.

Die Ökonomisierung der Bildung
Pädagoginnen und Pädagogen, ganz besonders aber 
wir Berufsbildner, sind neben der Weitergabe von Wis-
sen und Können vor allem auch zur Vermittlung humaner 
Werte verpflichtet. In unserer global strukturierten Wirt-
schaftsrealität melden sich vermehrt auch „Bildungs-
ökonomen“ zu Wort, die mit einer lediglich technokra-
tischen Sichtweise die jeweils eingesetzten Ressourcen 
als Kostenfaktor mit dem damit erzielten Nutzen in Re-
lation setzen. Es sind ausschließlich rechnerische, mit 
Zahlen belegte Ergebnisse, die Aufschluss geben, wann 
und ob überhaupt der Einsatz von Kapital – ein-schließ-
lich von „Humankapital“ - lohnend ist. Es zählt nur, was 
nachzählbar, was evaluierbar, was statistisch erfassbar 
ist und in ein Ranking eingeordnet werden kann. 

Der langjährige Sozialminister der Bundesrepublik 
Deutschland Norbert Blüm hat über diese bewertende 
Evaluierungs- und Reihungswut der „Evidence-based 
Policy“ mit folgendem Beispiel sehr oft zu Recht geläs-
tert und sich lustig gemacht:

„Karl liebt Maria 3,7-mal mehr als Erna“.

Man kann es aber auch im Gegensatz zu einer Pädago-
gik neuer Art, die vornehmlich „Evidence-based“ agiert, 
etwas anders mit einer Gleichung besonderer Art aus-
drücken. Diese einfache „Gleichung“ lautet:

„Hundert mal eins, ist hundertmal mehr, als einmal 
hundert!“

Nicht das quantitative Element eines Ergebnisses, sondern 
das qualitative ist es, was in der Bildung wirklich zählt!

Dem trägt allerdings die österreichische und die euro-
päische Bildungsdiskussion derzeit nicht Rechnung, da 
sie hauptsächlich von der Sichtweise quantitativer Ran-
kings beherrscht wird.

Eine Frage der Ethik
Wir befinden uns mitten in einer Finanz- und Wirtschaft-
krise, die ausschließlich von Menschen verur-sacht wur-
de, denen Werte wie Ehrlichkeit, Rücksicht und Verant-
wortung für die Mitmenschen und die Schöpfung völlig 
fremd sind. Dieser grenzenlose Egoismus ist jenseits 
von jenen Werten angesiedelt, die die Würde des einzel-
nen Menschen ausmachen und seine unveräußerlichen 
Rechte sichern. Es fehlt somit ein unbedingter Grund-

47) Kernbotschaft zur  allgemeinen und beruflichen Bildung für die Frühjahrestagung des Europäischen Rates; Brüssel, 2. 2. 2009, Dok. 5809/09.
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konsens über eine allgemeine Anerkennung gemeinsam  
ethischer Werte als Richtschnur und Wegweisung.

Eine bloße Unterweisung junger Menschen in einem 
Ethikunterricht ist allerdings unzureichend, sollte es der 
Beliebigkeit des Zeitgeistes überlassen sein, welche Art 
von „Ethik“ vermittelt wird. Einer solchen Betrachtungs-
weise müssen wir als verantwortungsvolle Pädagogin-
nen und Pädagogen entschieden entgegenwirken, denn 
wir haben unsere pädagogische Verantwortung auf der 
Grundlage eines festen eigenen Fundamentes tragen, 
um den uns anvertrauten Bildungswilligen richtige und 
klare Antworten geben zu können.

Daher wurde in der Stellungnahme der Bundeslehrer 
zum Österreich-Konvent einleitend eine grundsätzliche 
Einleitung in Form einer Präambel gefordert48:
„Eine Präambel zur österreichischen Verfassung sollte 
besonders die Erklärung der Menschenwürde, der Men-
schenrechte, der Demokratie und des Rechts- und So-
zialstaates dem übrigen Gesetzestext voranstellen. Als 
Pädagogen haben wir den gesetzlichen Auftrag an der 
Entwicklung der Anlagen der Jugend nach den sittlichen, 
religiösen und sozialen Werten ........ mitzuwirken.

Daher ist vor allem die Verankerung eines Gottesbezu-
ges in der Präambel notwendig. Denn die Menschen-
rechte finden ihre Begründung in der Menschenwürde 
und diese im abendländischen Rechtsdenken mit der 
christlichen Lehre von der Gottesebenbildlichkeit des 
Menschen.

In vorbildlicher Weise drücken dies die Verfassungen 
Deutschlands, der Schweiz oder Polens aus, um nur ei-
nige Beispiele zu nennen.

Aus dieser Sicht sollte daher auch das Recht auf Arbeit 
und das Recht auf Bildung, die berufliche Bildung und 
die Fortbildung eingeschlossen, in der Verfassung ver-
ankert sein.“ 

Bildungsmaßnahmen müssen sich in Ruhe 
entfalten können
Es ist vielen Verantwortungsträgern in Österreich kaum be-
wusst, welche Gefahren die derzeitige Vorgangsweise in 
der Bildungspolitik in sich birgt. Eine Politik, die sich nicht 
auf eine Verbesserung der bestehenden Strukturen kon-
zentriert, sondern bei jeder Gelegenheit reflexartig nach 
Reformen gerufen wird. Das derzeit von der Wirtschaft 
auf das Bildungswesen übertragenen „Change-manage-
ment“, in dessen erster Phase alle bisherigen Strukturen 
nicht nur in Frage gestellt, sondern auch niedergerissen 
werden, kann sich auf das Schulwesen Österreichs fatal 
auswirken.

Bildungseinrichtungen sind nun einmal keine Industrie-
betriebe oder Banken, bei denen diese Art des „Ma-
nagements“ vielleicht zielführend sein kann, wobei man 
allerdings auch da bei den jüngsten „Erfolgen“ des inter-
nationalen Bankenmanagements berechtigte Bedenken 
haben muss, wie uns die Praxis lehrt.

Für ein erfolgreiches Changemanagement ist vor allem ein 
klar definiertes Ziel Voraussetzung. Diese klaren Ziele fehlen 
in der österreichischen Bildungspolitik nach wie vor. Nicht 
die bestehenden Bildungsinstitutionen haben in Österreich 
versagt, wie man dies in der Öffentlichkeit gerne darstellt, 
sondern die Bildungspolitik, die vor allem den Sekundar-
bereich II budgetär systematisch ausgehungert hat.

Der Bologna-Prozess
Ein Musterbeispiel für diese verfehlte Politik ist das zweifel-
hafte „Ergebnis“ des „Bologna-Prozesses“, mit dem Ös-
terreich seine gewachsenen Strukturen und Eigenheiten 
auf der Universitätsebene, genauso wie in Deutschland, 
widerstandslos dem angloamerikanischen Vorbild geop-
fert hat. Der Bachelor-Abschluss mag im anglo-amerika-
nischen Bereich seine Tradition, Funktion und vor allem 
Akzeptanz haben, in weiten Teilen Europas jedoch nicht. 
Nun, nachdem man dieses fremde System eingeführt hat, 
beginnt man sich im Nachhinein bei „hochkarätigen“ Sym-
posien und Tagungen den Kopf darüber zu zerbrechen, 
wie sich dieser neue und unterste akademische Grad in 
Wirtschaft und Gesellschaft überhaupt positionieren lässt.

Die ministerielle Aussage, dass alle Lehrerinnen und Leh-
rer Österreich künftig ein einheitliches achtsemestriges Ba-
chelorstudium absolvieren sollen, gleichgültig auf welchen 
Schulstufen und in welchen Schulzweigen sie eingesetzt 
werden und wer ein Masterstudium anschließt die Befähi-
gung zur Leitung einer Schule erwirbt, beweist zweierlei. 

9. Schlussfolgerungen  
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Gleichheit führt nicht zu Gerechtigkeit
Erstens eine gesellschaftspolitische Tendenz zur Gleich-
macherei, die sich schon längst im „realen Sozialismus“ 
selbst ad absurdum geführt hat und die nicht zu einer 
„postkommunistischen“ Nostalgiebewegung entarten 
darf, auch wenn das neoliberale Weltwirtschaftssystem 
sich durch grenzenlose Maßlosigkeit selbst beschädigt 
hat. Und zweitens, dass mit dieser Ausbildung von „Ein-
heitslehrerinnen und Lehrern“ die ernsthafte politische 
Absicht besteht, nicht nur eine „gemeinsame Schule“ 
der 10 bis 14 Jährigen zu etablieren, sondern auch 
eine gemeinsame, durchaus verkürzte Oberstufe. Dies 
würde wieder einmal der angloamerikanischen Traditi-
on entsprechen, allerdings AHS und BMHS bisheriger 
Art obsolet machen. Ehrlicherweise sollte dazu aller-
dings auch gesagt werden, dass in dieser angloame-
rikanischen Tradition ein von der öffentlichen Hand fi-
nanziertes allgemeines Schulwesen existiert, welches 
bestenfalls eine „Mindestsicherung“ darstellt, daneben 
aber ein riesiger Bereich an Privatschulen, die auch ent-
sprechend hohes Schulgeld und Studiengebühren ein-
heben. Die Privatisierer stehen bereits Gewehr bei Fuß. 
Ebenso redlich wäre aber auch die politische Aussage, 
die BMHS ersetzen zu wollen, vor allem was an die Stel-
le der BMHS treten soll.

Die negativen Konsequenzen für 
die Bildungsarchitektur
Daraus lassen sich mehrere negative Szenarien für die 
Zukunft entwickeln:

Das bereits apostrophierte angloamerikanische Sys-1.	
tem wird in Österreich ohne Wenn und Aber etab-
liert. Dies hätte für die BMHS die Konsequenz zum 
Teil in Berufsbildungssysteme des  postsekundären 
Bereiches aufzugehen, ein anderer Teil in Angebo-
ten des Privatschulbe-reiches, wobei ein solches 
„additives Modell“ im Anschluss an eine allgemein 
bildende gemeinsame Schule das Prädikat Berufs-
bildung nicht mehr verdienen würde, da es sich wie 
im anglo-amerikanischen Sinne bestenfalls um be-
rufliche Ausbildung und Training handeln würde und 
damit eine ausschließliche Verzweckung erfährt.

Das derzeitige Reformvorhaben bleibt tatsächlich 2.	
auf die Sekundarstufe I begrenzt. Dies würde zwar 
als Zubringerschule für die BMHS die „Neue Mittel-
schule“ bringen. Sollte jedoch eine Vermischung der 
Obertstufenformen BHS und AHS zu einem beliebig 
kombinierbaren Modularsystem beabsichtigt sein, 
so würde auch dies langfristig zu einer schwer-
punktmäß-igen Verlagerung der Berufsbildung in 
den post-sekundären Bereich führen.

Das Reformvorhaben nimmt einen typisch österrei-3.	

chischen Verlauf, indem es in den Ansätzen stecken 
bleibt. Dies hätte zur Folge, dass das Bildungssys-
tem weder billiger oder besser wird, sondern vor 
allem auf dem Gebiet Aus- und Fortbildung der Leh-
rerinnen und Lehrer eine unvollendete ruinenartige 
Baustelle verbleibt. Wobei vor allem für die BMHS 
ein eklatanter Mangel an Lehrkräften in der Fach-
theorie und in der Fachpraxis entstehen wird, soll-
te man tatsächlich diesen Bereich in die einheitlich 
Ausbildung aller Lehrerinnen und Lehrer einbinden 
wollen. Dies würde ebenfalls zu einer Ausdünnung 
der derzeitigen BMHS führen.

Die größte Gefahr wäre jedoch tatsächlich eine halb-
fertige und verwaiste Baustelle der österreich-ischen 
Bildungsarchitektur, die derzeit hauptsächlich von Ab-
rissen geprägt ist und keine wirklich neuen Strukturen 
zeigt, die für die österreichischen Gesellschafts- und 
Wirtschaftsstrukturen geeignet sind und keine impor-
tierten Fremdkörper darstellen. Diese Gefahr ist mit sich 
verändernden politischen Mehrheiten allerdings durch-
aus gegeben. 

Was Berufsbildung wirklich benötigt
Das österreichische Bildungswesen benötigt vielmehr 
Kontinuität und Evolution, jedoch keine permanente 
„Bildungsrevolution“ mit andauernden  Reformankündi-
gungen und Ratschlägen von „Experten“ über die Me-
dien, zu der sich eine unheilige Allianz ideologisch aus-
gerichteter „Egalisierer“ gemeinsam mit ökonomisch 
motivierten „Privatisierern“ verbündet.

Wir wollen nämlich keine bloße „Grundsicherung“ im 
Bereich der Berufsbildung, sondern eine vollwertige 
öffentliche Berufsbildung, auf die die jungen Men-
schen einen Rechtsanspruch haben und die auch von 
der öffentlichen Hand ausreichend finanziert und getra-
gen werden muss.

Daher lehnen wir alle Tendenzen für eine Tertiärisierung 
der Berufsbildung ab und fordern die Beibehaltung der 
Grundstrukturen der erfolgreichen berufsbildenden mitt-
leren und höheren Schulen innerhalb der Sekundarstufe 
II sowie im post-sekundären Bereich.

Ebenso strikt sind jene Modularisierungstendenzen 
zurückzuweisen, die eine Verschmelzung von Elemen-
ten der allgemein bildenden höheren Schulen und der 
berufsbildenden höheren Schule zum Ziel haben. Sol-
che „Verschnitte“ bringen den jungen Menschen keine 
Vorteile, weil sie auf der einen Seite den Kanon einer 
fundierten Allgemeinbildung unterlaufen und auf der 
anderen Seite zu einem bloßen Kennenlernen berufs-
bildender Elemente führen. Das heißt als Konsequenz, 
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dass echte berufliche Kompetenzen nicht mehr erlernt 
werden können und damit auch keine beruflichen Be-
rechtigungen mehr verbunden sein könnten.

Langfristig führt dies aber auch unweigerlich zu einem 
allgemeinen Niveauverlust der gesamten Sekundar-
stufe II, sowohl im allgemeinbildenden, aber auch im 
berufsbildenden Sektor. Damit würden auch durchaus 
bewährte und sinnvolle Bildungswege obsolet, die sich 
aus der derzeitigen weitgehenden Durchlässigkeit inner-
halb der österreichischen Bildungsarchitektur ergeben. 
(z. B. von das Wechseln von der PS in eine BS oder 
BMS, von einer BS oder BMS in eine BHS oder von 
einer AHS in ein Kolleg. Weiters wäre dann auch die 
weitere Sinnhaftigkeit der Berufsreifeprüfung in diesem 
Zusammenhang in Frage zu stellen)

In der Einleitung zum Nationalen Bildungsbericht 2009 
kann man lesen:
„Die gesellschaftlichen Sektoren Bildungssystem, Wis-
senschaft, Forschung und Entwicklung sowie die dazu-
gehörende Infrastruktur, Logistik und Qualitätssicherung 
erhalten in einer globalisierten Wissens-gesellschaft eine 
herausragende Bedeutung. „Wissen“ wird zum wich-
tigsten Produktionsfaktor gegenüber Arbeit, Kapital und 
Bodenschätzen. Wir können mit großer Sicherheit von 
einer weiter steigenden Abhängigkeit der individuellen 
und unternehmerischen Wettbewerbsfähigkeit und des 
wirtschaftlichen Gesamterfolgs von einem Vorsprung an 
Wissen und Qualifikationen ausgehen. Analog dazu wird 
es für Individuen heute zunehmend schwieriger, ohne 
qualifizierte Bildung auf dem Arbeitsmarkt zu beste-
hen.“

Es ist bemerkenswert, mit welcher Kühnheit und Selbst-
verständlichkeit hier Wissen und Qualifikationen in die-
ser Aussage mit dem Begriff „Bildung“ ganz einfach 
gleichgesetzt werden. Einer Kühnheit, der verantwor-
tungsvolle Lehrpersonen allerdings nicht folgen können 
und wollen. 

Damit wird auch das Selbstverständnis einer Lehrer-
schaft vorgezeichnet, die vornehmlich eine „Evidence 
based“ Profession mittels Lernstandards und zentral 
gesteuerten   Prüfungen betreiben soll. Die Schulen 
werden so von Einrichtungen der Erziehung und Ver-
mittlung von umfassender Bildung zu bloßen industriel-
len Fertigungsstätten des Produktionsfaktors Wissen 
und Können.

Die Rolle der Pädagoginnen und Pädagogen
Es muss gemeinsam mit der gesamten Gesellschaft 
ein entsprechendes positives Bildungsklima geschaffen 
werden und klargestellt werden, dass für alle die gefor-

derten Qualifikationen erreichbar sind, weil alle nach Be-
darf entsprechend gefördert werden. Diese Förderung 
ist allerdings auch von allen Schülerinnen und Schülern 
als Pflicht gegenüber der Gesellschaft entsprechend 
ernsthaft und verpflichtend an- und wahrzunehmen.

Oder, um es in der Sprache der Jugend zu sagen:
„Etwas lernen, etwas können und etwas leisten hat cool 
zu sein!“

Schulen müssen zu einem attraktiven Lern- und Le-
bensraum für Schülerinnen und Schüler sowie für die 
Lehrerschaft gestaltet werden!

Derzeit sind wir allerdings von diesem Ziel weit entfernt. 
Um dieses Ziel zu erreichen, sind weniger politische An-
kündigungen gefragt, sondern es sind reale Investitio-
nen in mehr pädagogische Arbeits-zeit, in Baulichkei-
ten, in Einrichtung und Ausstattung erforderlich sowie 
die Möglichkeit echten autonomen Handelns an den 
Schulen.

Die Schule und damit vor allem die Lehrerinnen und 
Lehrer werden nur zu oft von der Gesellschaft bei ihrem 
erzieherischen Wirken allein gelassen, in vielen Fällen 
wird sogar gegen die pädagogischen Bemühungen der 
Schule agiert. Vor allem den Medien kommt hier ein ho-
hes Maß an Verantwortung zu.

Erziehung ist eine gemeinsame Verpflichtung
Eine nachhaltige Motivation der Schülerinnen und Schü-
ler ist aber nur durch gut motivierte Lehrerinnen und 
Lehrer möglich und damit auch die Erreichung der ge-
wünschten Bildungsstandards. Dafür aber ist nicht nur 
das Engagement der Lehrerinnen und Lehrer erforder-
lich, sondern auch das Engagement und die Kooperati-
onsbereitschaft der Erziehungsberechtigten in der Rolle 
als „Erziehungsverpflichtete“ sowie die Mitarbeit der 
Gesellschaft, die den Wert guter Bildung und Erziehung 
in der Öffentlichkeit auch entsprechend positiv reflektie-
ren müsste. Es findet leider geradezu ein Wettbewerb 
zwischen sogenannten erfolgreichen „Vorbildern“ für die 
Jugend über die Tatsache statt, wer denn der schlech-
tere Schüler gewesen sei und es trotzdem „zu etwas 
gebracht“ hat.

Unsere Positionen 2020
Die große und aktive Beteiligung der Kollegenschaft an 
der Weiergestaltung des „Grünbuches der BMHS“ in das 
nunmehr vorliegende „Weißbuch der BMHS – positio-
nen 2020“ sowie die Reaktionen   einer großen Zahl von 
Persönlichkeiten und Institutionen, die am Bildungsge-
schehen inteessiert sind, bestätigt nicht nur den Stand-
punkt, die Haltung und die Erwartungen der mehr als 
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20.000 engagierten Pädagoginnen und Pädagogen der 
berufsbildenden mittleren und höheren Schulen, son-
dern es soll auch ermuntern, auffordern und vielleicht 
auch ein wenig provozieren, damit die Bildungspolitik, 
die über die Entwicklung der nächsten 10 Jahre ent-
scheiden wird, unsere Positionen klar kennt und ernst 
nimmt. 

Nunmehr hat die Politik ihre Verantwortung wahrzu-
nehmen, eine Verantwortung für Entscheid-ungen und 
Versäumnisse, die jedoch erst in vielen Jahren in ihrer 
vollen Tragweite „evaluiert“ werden können; zu einem 

Motivation von Lehrerschaft und 1.	
Schülern  versus  Demotivierung 
von Lehrerschaft und Schülern 
Ein weitere Demotivierung der Lehrerschaft an den 
BMHS durch mangelnde  Loyalität des Dienst-gebers, 
wie dies nicht allein im Zuge der jüngsten gemeinsa-
men Kampagne des Unterrichtsressorts mit den Me-
dien aus Anlass der Arbeitszeitdiskussion in unglaub-
licher Form praktiziert wurde, ist auf das Schärfste 
zurückzuweisen. Vielmehr hat der Dienstgeber der 
Lehrerschaft gegenüber jene Loyalität zu üben, die er 
auch berechtigterweise von der Lehrerschaft erwartet. 
Unzumutbar ist es, wenn der Dienstgeber sich mit der 
„Mediokratie“ gegen die Lehrerschaft verbündet.

Wegweisung für die Schülerinnen und 2.	
Schüler  versus  Orientierungslosigkeit
Wir wissen es aus Erfahrung und Untersuchungen stel-
len es ebenfalls fest, dass kein geringer Prozentsatz 
von Schülerinnen und Schülern nicht in der für sie rich-
tigen Schule sitzt. Die Schulwahl wird weit mehr von 
emotionalen Gründen, wie Prestige oder durch das 
Beispiel anderer geprägt, als von professioneller Bera-
tung, die allerdings nicht allein punktuelle Feststellun-
gen machen sollte, sondern eine begleitende Funktion 
haben muss. Nur so kann den Fähigkeiten, Anlagen 
und Erwartungen der Schülerinnen und Schüler ent-
sprochen werden und nur so können „drop outs“ und 
das Repetieren tatsächlich minimiert werden sowie die 
Schülerinnen und Schüler durch Erfolgserlebnisse mo-
tiviert werden.

Erhaltung der Vielfalt3.	   versus  
Vereinheitlichung und Gleichmacherei
Grundsätzlich soll auch im Bildungswesen eine Vielfalt 
von Möglichkeiten den jungen Menschen geboten wer-
den, um nach begleitender Beratung einen Bildungs-

Zeitpunkt, zu dem die heute handelnden Politikerin-
nen und Politiker längst von der politischen Bühne ver-
schwunden sein werden.

Wir Lehrerinnen und Lehrer werden allerdings tagtäglich 
so wie immer unsere pädagogische Verantwortung un-
mittelbar und als Berufung wahrnehmen. Dabei ist uns, 
wie sonst keiner Profession in unserem Lande, das Wohl 
der österreichischen Jugend nicht nur eine täglich neue  
Herausforderung, sondern darüber hinaus im wahrsten 
Sinne des Wortes ein Herzensanliegen! 

weg auswählen zu können, der ihren Fähigkeiten und 
ihren Neigungen entspricht. Dies gilt vor allem für die 
Sekundarstufe II, die sowohl eine berufliche Erstaus-
bildung, aber auch die Voraussetzungen für weitere 
Bildungs-schritte in den Universitäts- und Hochschul-
bereich sicherstellen muss.

Gleiches Rahmenbedingungen für die BMHS4.	   
versus  Vernachlässigung der BMHS
Eine weitere Diskriminierung der BMHS bezüglich 
Klassenschülerzahlen und Gruppengrößen ist abzu-
stellen. Die berechtigterweise von allen Seiten gefor-
derte individuelle Betreuung, die Förderung und auch 
das Fordern der einzelnen Schülerinnen und Schüler 
ist bei den derzeitigen Rahmenbedingungen in der 
BMHS nicht möglich. 

Gleiches Recht für die BMHS5.	   versus  
Benachteiligung der BMHS
Eine weitere Aushungerung der BMHS gilt es zu verhin-
dern. Vielmehr muss die BMHS mit jenen Mitteln aus-
gestattet werden, um den Lehrplanauftrag erfüllen zu 
können. Dazu gehört die Rekrutierung der notwendi-
gen Lehrkräfte, Investitionen in Raum und Ausstattung 
der Schulen und die ausreichenden Werteinheiten, um 
die Schülerinnen und Schüler betreuen zu können.

Berufsbildung ab der Oberstufe6.	   versus  
Berufsbildung erst im Tertiärbereich
Das Abdrängen der Berufsbildung vom Sekundarbe-
reich II in den postsekundären  Bereich ist abzulehnen, 
denn damit würde die BMHS, die europaweit ein Her-
zeigemodell geworden ist und auch entscheidend zum 
Wirtschaftsstandort Österreich positiv beigetragen hat 
und beiträgt, langfristig zum Auslaufmodell. Vielmehr 
sind die BMHS-Standorte zu regionalen Berufsbil-
dungszentren auszubauen. 

10. Die Zusammenfassung wichtiger strategischer Ziele
für eine gute Zukunft der Berufsbildung in Österreich

49) Laut einer Presseaussendung des Unterrichtsministeriums vom 9. 9. 2009 erfolgt die Berechnung der Daten, die an die OECD weitergegeben werden und dort noch 
einmal gewichtet werden, folgendermaßen: „ Es wird im Sekundarbereich II die Höhe der Unterrichtsverpflichtung an der verschiedenen Schultypen ebenfalls auf Basis der 
jeweiligen Zahl der Lehrer gewichtet. Daraus errechnen sich laut Unterrichtsministerium 16,36 Stunden pro Woche. Über das Jahr betrachtet unterrichtet ein Lehrer der 
Sekundarstufe II demnach 589 Stunden zu je 60 Minuten.“ 
Die Zahl der Lehrer an BMHS als eine Basis wie in der Volksschule zu nehmen ist allerdings problematisch, da in Volksschulen im Gegensatz zur BMHS kaum Teilbeschäf-
tigte unterrichten. Außerdem werden zum Beispiel ausschließlich den Volksschul-lehrern pro Woche 3,33 Stunden für Pausen als Unterrichtstätigkeit gutgeschrieben, in 
allen anderen Bereichen jedoch nicht. Weiter werden die Lehrerinnen und Lehrer mancher Fachgruppen in der Sekundarstufe II zu Mehrdienstleistungen gezwungen, um 
den Unterricht für alle Schülerinnen und Schüler überhaupt zu ermöglichen. 
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Verantwortung der Republik7.	   versus  
Privatisierung
Das Abschieben der Verpflichtung der öffentlichen 
Hand für die berufliche Erstausbildung verantwortlich 
zu sein und diese zu finanzieren wird abgelehnt. Das 
heißt, keine Auslieferung der Berufsbildung an privat-
wirtschaftliche Betreiber, sondern volle Finanzierung 
durch die öffentliche Hand. 

Komplexe und fundierte Bildungsgänge8.	   
versus  schmalspurige Ausbildungskurse 
Eine Modularisierung in Form einer Verschmelzung 
von BMHS und AHS in der Sekundarstufe II wird ab-
gelehnt, da sie zur Zerstörung ganzheitlich konzipierter 
Bildungskanons führt und die damit verbundenen be-
ruflichen Berechtigungen untergräbt. Vielmehr haben 
ganzheitlich gestaltete Berufsbildungsgänge mit ent-
sprechenden Berufsberechtigungen sichergestellt zu 
werden. Dagegen ist ein pädagogisch vernünftig ge-
staltetes Kurssystem zur besseren Förderung einzel-
ner Schülerinnen und Schüler durchaus anzustreben.

Permanent Qualität schaffen9.	   versus  
andauerndes Nachmessen der Qualität 
Die durchaus notwendige Sicherstellung der Qualität 
und die Überprüfung des schulischen Geschehens 
dürfen jedoch zu keiner unzumutbaren administrativen 
Mehrbelastung der Lehrerschaft führen. Qualität wird 
nicht durch andauerndes Nachmessen erreicht, son-
dern durch Motivation der Lehrenden und der Lernen-
den sowie durch optimale Rahmenbedingungen. 

Autonomie10.	   versus  Zentralismus 
Auf der einen Seite andauernd mehr Autonomie für die 
Schulen anzukündigen und auf der anderen Seite einen 
extremen und teuren Zentralismus (Zentralmatura, Bil-
dungsstandards und ein Netz permanenter Vergleich-
studien, wie PISA, PERLS, TIMS usw.) aufzubauen, 
sind Widersprüche in sich und daher abzulehnen.
Universitätsausbildung der Lehrerschaft11.	  
vesus Schmalspurdiplome
Das Modell einer gemeinsamen und daher einheitli-
chen Ausbildung aller Lehrerinnen und Lehrer an den 
Pädagogischen Hochschulen auf dem untersten aka-
demischen Niveau eines Bachelorgrades auszubilden, 
gilt es für die Lehrerschaft an BMHS zu verhindern. 
Vielmehr haben alle Lehrerinnen und Lehrer der BMHS 
entsprechend ihrer Aufgaben als Allgemeinbildner, 
Fachtheoretiker oder Fachpraktiker auf höchstmögli-
chem Niveau, das ist in den meisten Fällen das Mas-
terniveau, ausgebildet zu werden.

Vollwertige Fortbildung für die BMHS-12.	
Lehrerschaft versus unbeachtetes Anhängsel 
an die Pädagogischen Hochschulen
Die Fort- und Weiterbildung der Lehrerinnen und Leh-
rer an BMHS ist derzeit völlig unbefriedigend bzw. zum 
Erliegen gekommen, seit diese in die Verantwortung 
der Pädagogischen Hochschulen übertragen wurde. 
Eine weitere und zusätzliche Aufgabenzuteilung an 
diese Institutionen ist mehr als bedenklich. Vielmehr ist 
die Fortbildung der BMHS-Lehrerschaft in die Autono-
mie auf Schul-ebene zu übertragen.

Selbstbestimmung13.	  versus Fremdbestimmung 
Es ist entschieden abzulehnen, dass in Österreich 
von den politischen Verantwortungsträgern und den 
Medien auf Zurufe der  OECD und ähnlicher Institu-
tionen prompt und eilfertig reagiert wird. Vielmehr 
gilt es Feststellungen der OECD, die auf Grund von 
kaum nachvollziehbaren Datenmeld-ungen von Ös-
terreichs Ministerien49  in Paris am grünen Tisch „ge-
wichtet“ werden, mit größter Vor-sicht und Skepsis zu 
betrachten und auch entsprechend zu werten.  Die 
österreichische Bildungs-politik hat ausschließlich von 
Österreich, in Österreich und für Österreichs Jugend 
gemacht zu werden. Sie sollte sich nicht andauernd an 
Zurufen von internationalen Organisationen, die höchst 
problematische Systemvergleiche und statistische 
Zahlenspiele betreiben orientieren, oder diese wie so 
oft als Argumentationshilfe für politische Agitation mit 
der steten Botschaft verwenden: „Österreichs Lehrer-
schaft unterrichtet zu wenig und verdient zu viel“.

Ethische Festigung14.	   versus 
Beliebigkeit in der Wertehaltung 

Bildung und Erziehung darf nicht alleinige Aufgabe der 
Schule bleiben, die zur ausschließlichen Vermittlung 
von Wissen und Können sowie zur Beaufsichtigung 
junger Menschen degradiert wird. Vielmehr haben die 
Eltern und die gesamte Gesellschaft an der Bildung 
und Erziehung der österreichischen Jugend mitzuwir-
ken. Dazu gehört nicht nur ein effizienter Religionsun-
terricht, sondern auch die Vermittlung und Festigung 
von Werthaltungen im Sinne einer nicht beliebig dispo-
nierbaren Ethik und Moral als Unterrichtsprinzip.

 Es ist bemerkenswert, dass es vor allem die deutschsprachigen Länder Europas sind, deren Bildungswesen von der OECD permanent kritisiert wird, während das skan-
dinavische stets bejubelt wird und das anglo-amerikanische Privatschulsystem in keiner Weise kritisiert wird. Daher wird auch in anderen Ländern bereits Kritik an dieser 
einseitigen Politik der OECD laut.
Berlin (APA/AP) 10. 9. 2009: `Wie in Österreich gibt es auch bei den Nachbarn Kritik an der OECD-Bildungsstudie. So bezeichnete der Deutsche Lehrerverband diese als 
„höchst einseitig und ignorant“. „Die OECD hat erneut bewiesen, dass für sie Quote vor Qualität und Pauschalität vor Differenzierung geht“, sagte Verbandspräsident Josef 
Kraus am Mittwoch in Berlin. Bildungs-ministerin Annette Schavan (CDU) sagte, die Zahlen aus anderen Industrieländern seien wegen deutscher Besonderheiten teils nicht 
mit denen der Bundesrepublik vergleichbar.’
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